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vom 25. Juni 2012 
 

Dieser Basisprospekt (der "Basisprospekt") zur Begebung von nachrangigen und nicht-nachrangigen (senior) Schuldverschreibungen (die 

"Schuldverschreibungen") richtet sich primär an Privatkunden (das "Emissionsprogramm"), ist aber nicht auf diese eingeschränkt. 

Schuldverschreibungen, die nach Maßgabe dieses Basisprospekts ausgegeben werden, können auch anderen Anlegern angeboten 

werden. 

Unter dem Basisprospekt ist die Volksbank Graz-Bruck e.Gen. (die "Emittentin") unter Beachtung der anwendbaren Gesetze, Verordnun-

gen und Richtlinien berechtigt, Schuldverschreibungen jedweder Art, auch bezogen auf einen Basiswert, zu begeben. Die Schuldver-

schreibungen unterliegen österreichischem Recht. 

Jede Emission von Schuldverschreibungen erfolgt zu den im Abschnitt "Bedingungen der Schuldverschreibungen" beschriebenen und 

ergänzten Emissionsbedingungen (die "Emissionsbedingungen"), zusammen mit den im maßgeblichen Konditionenblatt (das "Konditio-

nenblatt") festgelegten Bedingungen (zusammen mit den Emissionsbedingungen, die "Bedingungen der Schuldverschreibungen"). Die 

Emissionsbedingungen ergänzen das Konditionenblatt. Ein Muster des Konditionenblattes, welches ein Dokument gemäß Artikel 26 Nr. 5 

der Verordnung (EG) 809/2004 der Kommission vom 29.04.2004 (die "Prospekt-VO") darstellt, ist ab Seite 52 dieses Basisprospekts 

abgedruckt. Das Konditionenblatt enthält bestimmte Angaben in Bezug auf die betreffende Emission von Schuldverschreibungen, 

einschließlich der genauen Bezeichnung, des Gesamtnennbetrages und der Art, des Emissionspreises, des Basiswertes auf welchen  die 

Schuldverschreibungen allenfalls Bezug nehmen, die Verzinsung und bestimmte sonstige Bestimmungen im Zusammenhang mit der 

Ausstattung, dem Angebot und dem Verkauf der Schuldverschreibungen. Zur besseren Lesbarkeit ist dem Konditionenblatt eine kon soli-

dierte Version der Bedingungen der Schuldverschreibungen angeschlossen (Emissionsbedingungen), welche auf die jeweilige Emission 

von Schuldverschreibungen anwendbar sind. Die Gültigkeit des Basisprospekts ist mit zwölf Monaten ab Veröffentlichung des Basispros-

pekts begrenzt. 

Dieser Basisprospekt wurde von der österreichischen Finanzmarktaufsichtsbehörde (die "FMA") in ihrer Eigenschaft als für die Billigung 

dieses Basisprospekts zuständige Behörde gemäß dem österreichischen Kapitalmarktgesetz (das "KMG") gebilligt.  

Die inhaltliche Richtigkeit der in diesem Basisprospekt gemachten Angaben ist nicht Gegenstand der Prüfung des Basispros-

pekts durch die FMA im Rahmen der diesbezüglichen gesetzlichen Vorgaben. Die FMA prüft diesen Basisprospekt ausschließlich 

auf Vollständigkeit, Kohärenz und Verständlichkeit gemäß § 8a KMG.  

Dieser Prospekt stellt einen Basisprospekt gemäß Artikel 5.4 der Prospektrichtlinie dar. Die Emittentin kann die FMA jederzeit ersuche n, 

Bescheinigungen über die Billigung dieses Basisprospekts anderen zuständigen Behörden zu übermitteln. Öffentliche Angebote der 

Schuldverschreibungen werden nur in Österreich erfolgen. Die Emittentin behält sich vor, Schuldverschreibungen, die unter diesem 

Basisprospekt begeben werden, öffentlich oder nicht öffentlich anzubieten. 

Die Emittentin beabsichtigt nicht, die Einbeziehung in multilaterale Handelssysteme zu beantragen, behält sich aber das Recht vor, die 

Schuldverschreibungen zu jedem späteren Zeitpunkt zum Handel in multilaterale Handelssysteme einzubeziehen. 

Derzeit sind keine vergleichbaren Schuldverschreibungen der Emittentin zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen oder in ein 

multilaterales Handelssystem einbezogen. 

Jede Serie von Schuldverschreibungen ist durch eine auf den Inhaber lautende Sammelurkunde ohne Zinsscheine verbrieft, welche die 

eigenhändigen Unterschriften zweier ordnungsgemäß bevollmächtigter Vertreter der Emittentin trägt.  

Jede Sammelurkunde wird so lange von der Emittentin, der Oesterreichischen Kontrollbank Aktiengesellschaft (die "OeKB") als Wertpa-

piersammelbank, oder von einem bevollmächtigten Dritten verwahrt,  bis sämtliche Verbindlichkeiten der Emittentin aus den Schuldver-

schreibungen erfüllt sind. Dem Inhaber von Schuldverschreibungen (der "Anleihegläubiger" oder der „Anleger“) stehen Miteigentumsan-

teile an der jeweiligen Sammelurkunde zu. Diese können gemäß anwendbarem Recht, und im Falle der Verwahrung bei der OeKB 

zusätzlich gemäß deren Regelungen und Bestimmungen, übertragen werden. 

Schuldverschreibungen kann ein Rating zugewiesen sein oder nicht. Falls einer Serie ein Rating zugewiesen ist, wird dies im Konditio-

nenblatt angegeben. Ein Rating stellt keine Empfehlung zum Kauf, Verkauf oder zum Halten von Wertpapieren dar und kann jederz eit von 

der das Rating zuweisenden Ratingagentur ausgesetzt, zurückgestuft oder zurückgezogen werden.  

Zukünftige Anleger sollten bedenken, dass eine Anlage in die Schuldverschreibungen Risiken beinhaltet und dass der Eintritt 

eines oder mehrerer Risiken, insbesondere eines der im Abschnitt "Risikofaktoren" beschriebenen, zum Verlust der gesamten 

Anlagesumme oder eines wesentlichen Teils davon führen kann. Ein zukünftiger Anleger sollte seine Anlageentscheidung erst 

nach einer eigenen gründlichen Prüfung (einschließlich einer eigenen wirtschaf tlichen, rechtlichen und steuerlichen Analyse) 

treffen, da jede Bewertung der Angemessenheit einer Anlage in die Schuldverschreibungen für den jeweiligen Anleger von der 

zukünftigen Entwicklung seiner finanziellen und sonstigen Umstände abhängt.  

Dieser Basisprospekt ist kein Angebot zum Verkauf und keine Aufforderung zur Abgabe eines Angebots zum Kauf der Schuldverschre i-

bungen in Ländern, wo ein solches Angebot oder eine Aufforderung zur Abgabe eines Angebots rechtswidrig ist. Insbesondere wur den und 

werden die Schuldverschreibungen nicht gemäß dem United States Securities Act of 1933 (der "Securities Act") registriert. 
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HINWEIS 

Dieser Basisprospekt wurde ausschließlich für Zwecke des Verkaufes der Schuldverschreibungen in Österreich im 

Rahmen eines öffentlichen Angebotes gemäß den dafür geltenden Rechtsvorschriften erstellt. Personen in anderen 

Ländern als Österreich haben sich über für sie geltende Einschränkungen und Verbote eigenverantwortlich zu i n-

formieren und diese einzuhalten (siehe auch Abschnitt "Verkaufsbeschränkungen"). 

Die Emittentin hat weder einen Vertriebspartner noch sonstige Dritte bevollmächtigt, rechtsverbindliche Erklärungen 

in ihrem Namen abzugeben oder entgegenzunehmen, noch hat sie Vertriebspartner ermächtigt, Informationen zu 

erteilen, die nicht im Einklang mit diesem Basisprospekt stehen. Rechtsverbindliche Erklärungen sind daher von der 

Emittentin selbst abzugeben und an diese zu richten. 

Die Aushändigung des Basisprospekts oder ein Verkauf hierunter bedeuten unter keinen Umständen, dass die darin 

enthaltenen Angaben zu jedem Zeitpunkt nach dem Datum dieses Basisprospekts zutreffend sind. Insbesondere 

bedeuten weder die Aushändigung dieses Basisprospekts noch der Verkauf oder die Lieferung der Schuldverschrei-

bungen, dass sich seit dem Datum dieses Basisprospekts, oder falls dies früher ist, das Datum auf das sich die 

entsprechende im Basisprospekt enthaltene Information bezieht, keine nachteiligen Änderungen ergeben haben 

oder Ereignisse eingetreten sind, die zu einer nachteiligen Änderung der Vermögens-, Finanz- und/oder Ertragslage 

der Emittentin führen oder führen können. Dies gilt ungeachtet der Verpflichtung der Emittentin, jeden wichtigen 

neuen Umstand oder jede wesentliche Unrichtigkeit oder Ungenauigkeit in Bezug auf die im Basisprospekt enthalte-

nen Angaben, die die Beurteilung der Wertpapiere beeinflussen könnten und die zwischen der Billigung des Basis-

prospekts und dem endgültigen Schluss des öffentlichen Angebots oder, wenn diese früher eintritt, der Zulassung 

zum Handel an einem geregelten Markt auftreten bzw. festgestellt werden, in einem Nachtrag zum Basisprospekt 

bekannt gemacht werden müssen (gemäß § 6 KMG). 

Dieser Basisprospekt wurde ausschließlich zu dem Zweck verfasst, ein öffentliches Angebot der Schuldverschrei-

bungen zu ermöglichen. Die in diesem Basisprospekt enthaltenen Angaben wurden durch die Emittentin und die 

anderen in diesem Basisprospekt angegebenen Quellen zur Verfügung gestellt. Die Vervielfältigung und Verbreitung 

der Informationen zu einem anderen Zweck als dem Erwerb der Schuldverschreibungen ist unzulässig. Keine Per-

son ist berechtigt, Angaben zu diesem Angebot zu machen oder Erklärungen zu diesem Angebot abzugeben, die 

nicht in diesem Basisprospekt enthalten sind. Falls derartige Angaben gemacht oder Erklärungen abgegeben wer-

den, darf nicht davon ausgegangen werden, dass diese von der Emittentin genehmigt wurden. Informationen oder 

Zusicherungen, die im Zusammenhang mit dem Angebot, der Zeichnung oder dem Verkauf der Schuldversch reibun-

gen gegeben werden und die über die in diesem Basisprospekt enthaltenen Angaben hinausgehen, sind ungültig. 

Die Angaben in diesem Basisprospekt stellen keine rechtliche, wirtschaftliche oder steuerliche Beratung dar und 

können diese nicht ersetzen. Es wird jedem Anleger ausdrücklich empfohlen, vor dem Erwerb von Schuldverschrei-

bungen eigene Berater zu konsultieren. Anleger sollten eine eigenständige Beurteilung der rechtlichen, steuerlichen, 

finanziellen und sonstigen Folgen der mit dem Erwerb der Schuldverschreibungen verbundenen Risiken durchfüh-

ren, zumal eine vollständige Beratung eine genaue Kenntnis der persönlichen Verhältnisse eines Anlegers voraus-

setzt. 

Die Emissionsbedingungen der Schuldverschreibungen, welche gemäß § 17b KMG bis 31.12.2008 ohne Basispros-

pekt angeboten werden durften und welche auch weiterhin von der Emittentin angeboten werden können, sind als 

Anhänge I bis VIII diesem Basisprospekt beigefügt. Die aufgrund der in den Anhängen I bis VIII beigefügten Emissi-

onsbedingungen ausgegebenen Schuldverschreibungen werden auch unter diesem Basisprospekt Anlegern zum 

Kauf angeboten. 

Die in den Anhängen I bis IV abgedruckten Emissionsbedingungen für Ergänzungskapital-

Schuldverschreibungen wurden gemäß der zum Zeitpunkt ihrer Emission in Österreich geltenden Rechtsla-

ge erstellt. Gemäß § 103l BWG ist Ergänzungskapital, das entsprechend den Anforderungen von § 23 Abs 7 

Z 2 BWG idF BGBl I Nr 66/2009 begeben und nicht an die Erfordernisse des § 23 Abs 7 Z 2 BWG idF BGBl I 

Nr 152/2009 angepasst wurde, längstens bis zum 31.12.2024 aufsichtsrechtlich als Ergänzungskapital anre-

chenbar. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Anpassung der Ergänzungskapitals gemäß BGBl I Nr 

152/2009 nicht vorgenommen wurde. Zinsen auf Ergänzungskapital werden daher nur ausbezahlt, sofern 

diese im Jahresüberschuss (vor Rücklagenbewegung) Deckung finden. 
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Dieser Basisprospekt wurde nach Maßgabe der Anhänge V, XI und XII der Prospekt-VO erstellt. Dieser Basispros-

pekt wurde von der FMA gebilligt. 

Die Schuldverschreibungen wurden und werden weder gemäß dem Securities Act noch von irgendeiner Behörde 

eines U.S. Bundesstaates oder gemäß den anwendbaren wertpapierrechtlichen Bestimmungen von Australien, Ka-

nada, Japan oder dem Vereinigten Königreich registriert werden und dürfen weder in den Vereinigten Staaten noch 

für oder auf Rechnung von U.S. Personen oder anderen Personen, die in Australien, Kanada, Japan oder den Ver-

einigten Staaten ansässig sind angeboten oder verkauft werden. 

ZUKUNFTGERICHTETE AUSSAGEN 

Dieser Basisprospekt enthält unter der Rubrik "Zusammenfassung des Programmes", "Risikofaktoren" und an weite-

ren Stellen Aussagen, die zukunftsgerichtete Aussagen sind oder als solche gedeutet werden können. Solche zu-

kunftsgerichteten Aussagen schließen alle Themen ein, die keine historischen Tatsachen sind sowie Aussagen über 

die Absichten, Ansichten oder derzeitigen Erwartungen der Emittentin, die unter anderem das Ergebnis der Ge-

schäftstätigkeit, die finanzielle Lage, die Liquidität, Ausblick, Wachstum, Strategien und die Dividendenpolitik sowie 

den Industriezweig und die Märkte, in denen die Emittentin tätig ist, betreffen.  

In manchen Fällen können diese zukunftsgerichteten Aussagen an der Verwendung von zukunftsgerichteten Au s-

drücken, wie beispielsweise "glauben", "schätzen", "vorhersehen", "erwarten", "beabsichtigen", "abzielen", "können", 

"werden", "planen", "fortfahren" oder "sollen" oder im jeweiligen Fall deren negative Formulierungen oder Varianten 

oder eine vergleichbare Ausdrucksweise oder durch die Erörterung von Strategien, Plänen, Zielen, zukünftigen Er-

eignissen oder Absichten erkannt werden. Die in diesem Basisprospekt enthaltenen zukunftsgerichteten Aussagen 

enthalten bestimmte Ziele. Sie können auch Ziele, die die Emittentin zu erreichen beabsichtigt, miteinschließen. 

Zukunftsgerichtete Aussagen sind keine Zusicherungen einer künftigen Wertentwicklung oder Zielerreichung. Poten-

tielle Anleger sollten daher kein Vertrauen in diese zukunftsgerichteten Aussagen legen.  

Ihrer Natur nach umfassen zukunftsgerichtete Aussagen bekannte und unbekannte Risiken sowie Unsicherheiten, 

da sie sich auf Ereignisse und Umstände beziehen, die in der Zukunft eintreten oder nicht eintreten können. Manche 

dieser Faktoren, werden, wenn sie nach Ansicht der Emittentin wesentlich sind, im Abschnitt "Risikofaktoren" ge-

nauer beschrieben. Sollte ein oder mehrere der in diesem Basisprospekt beschriebenen Risiken eintreten oder sollte 

sich eine der zugrunde liegenden Annahmen als unrichtig herausstellen, können die tatsächlichen  Erträge wesent-

lich von den in diesem Basisprospekt als erwartet, vermutet oder geschätzt beschriebenen abweichen oder zur 

Gänze ausfallen. Die Emittentin beabsichtigt keine Aktualisierung der in diesem Basisprospekt enthaltenen Informa-

tionen nach dem Ende des Angebots. Der Basisprospekt wurde auf Grundlage der zum Erstellungsdatum geltenden 

Rechtslage und Praxis der Rechtsanwendung erstellt. Diese können sich jederzeit, auch zum Nachteil der Anleger, 

ändern. 

DURCH VERWEIS AUFGENOMMENE DOKUMENTE 

Dieser Basisprospekt enthält keine durch Verweis aufgenommenen Dokumente.  
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ANGEBOTSPROGRAMM 

Die Emittentin begibt unter diesem Angebotsprogramm nachrangige und nicht-nachrangige Schuldverschreibungen, 

die in die nachstehend beschriebenen Kategorien eingeteilt werden. 

1. NICHT-NACHRANGIGE SCHULDVERSCHREIBUNGEN 

Die Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, unbedingte, nicht-nachrangige und unbesicherte Verbindlich-

keiten der Emittentin, die untereinander und mit allen anderen gegenwärtigen und künftigen nicht besicherten und 

nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin gleichrangig sind, ausgenommen gesetzlich vorrangig zu be-

rücksichtigende Verbindlichkeiten. 

2. NACHRANGIGE SCHULDVERSCHREIBUNGEN  

Nachrangige Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, nachrangige und unbesicherte Verbindlichkeiten der 

Emittentin, die untereinander und mit allen anderen nicht besicherten und nachrangigen Verbindlichkeiten der Emit-

tentin gleichrangig sind, jedoch gegenüber allen nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen der Emittentin nachran-

gig sind.  

Der jeweilige Rang der Schuldverschreibungen der Emittentin wird im Konditionenblatt festgelegt. Nachrangige 

Schulverschreibungen können in Form von Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen und Nachrangkapital-

Schuldverschreibungen (wie nachstehend definiert) emittiert werden. 

a) Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen 

Die Forderungen aus Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen der Emittentin stellen Ergänzungskapital im 

Sinne des § 23 Abs 7 BWG in der zum Zeitpunkt der Begebung des Ergänzungskapitals geltenden Fassung 

dar. 

Es gelten daher für diese Schuldverschreibungen die in § 23 Abs 7 BWG normierten und im Folgenden darge-

stellten Bedingungen und Einschränkungen. Ergänzungskapital sind gemäß § 23 Abs 7 BWG jene eingezahlten 

Eigenmittel, 

a)  die vereinbarungsgemäß dem Kreditinstitut für aktuell mindestens acht Jahre zur Verfügung gestellt wer-

den und die seitens des Gläubigers nicht vor Ablauf dieser Frist gekündigt werden können; seitens des 

Kreditinstitutes ist eine vorzeitige Kündigung nur nach Maßgabe des § 23 Abs 7 Z 5 BWG zulässig,  

b)  für die Zinsen ausbezahlt werden dürfen, soweit sie in den ausschüttungsfähigen Gewinnen gedeckt sind, 

c)  die vor Liquidation nur unter anteiligem Abzug der während ihrer Laufzeit angefallenen Nettoverluste zu-

rückgezahlt werden dürfen 

d)  die nachrangig gemäß § 45 Abs 4 BWG sind. Somit dürfen Forderungen aus diesen Schuldverschreibun-

gen im Falle der Liquidation oder der Insolvenz der Emittentin erst nach den Forderungen der nicht-

nachrangigen Gläubiger befriedigt werden, 

e)  deren Restlaufzeit noch mindestens drei Jahre beträgt; das Kreditinstitut kann mi t Wirksamkeit vor Ablauf 

der Restlaufzeit von drei Jahren ohne Kündigungsfrist kündigen, wenn dies vertraglich zulässig ist und das 

Kreditinstitut zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; die 

Ersatzbeschaffung ist zu dokumentieren. 
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b) Nachrangkapital-Schuldverschreibungen 

Die Forderungen der Anleihegläubiger aus diesen Schuldverschreibungen der Emittentin stellen Nachrangkap i-

tal im Sinne des § 23 Abs 8 BWG dar. 

Nachrangkapital sind jene eingezahlten Eigenmittel, 

a) die im Falle der Liquidation oder der Insolvenz der Emittentin erst nach den Forderungen der nicht-

nachrangigen Gläubiger befriedigt werden können (§ 45 Abs 4 BWG), 

b) deren Gesamtlaufzeit mindestens fünf Jahre beträgt; ist eine Laufzeit nicht festgelegt oder eine Kündigung sei-

tens der Emittentin oder des Gläubigers vorgesehen, beträgt die Kündigungsfrist zumindest fünf Jahren; die 

Emittentin kann hingegen ohne Kündigungsfrist nach einer Laufzeit von fünf Jahren kündigen, wenn die 

Emittentin zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; die Frist 

von fünf Jahren muss ferner nicht eingehalten werden, wenn Schuldverschreibungen wegen Änderung der 

Besteuerung, die zu einer Zusatzzahlung an den Gläubiger führt, vorzeitig gekündigt werden und die Emit-

tentin zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; im Falle der 

Kündigung von nachrangigem Kapital hat die Emittentin die Ersatzbeschaffung zu dokumentieren, 

c) deren Bedingungen keine Klauseln enthalten, wonach die Schuld unter anderen Umständen als der Aufl ö-

sung der Emittentin oder gemäß lit. b vor dem vereinbarten Rückzahlungstermin rückzahlbar ist oder wo-

nach Änderungen des Schuldverhältnisses betreffend die Nachrangigkeit möglich sind, 

d) deren Urkunden über nachrangige Einlagen, deren Schuldverschreibungen oder Sammelurkunden sowie 

deren Zeichnungs- und Kaufaufträge die Bedingungen gemäß lit. a ausdrücklich festhalten (§ 864a ABGB),  

e) bei denen die Aufrechnung des Rückerstattungsanspruches gegen Forderungen der Emittentin ausge-

schlossen ist und für die Verbindlichkeiten keine vertraglichen Sicherheiten durch die Emittentin oder 

durch Dritte gestellt werden und 

f) deren Bezeichnung im Verkehr mit den Kunden so zu wählen ist, dass jede Verwechslungsgefahr mit an-

deren Einlagen oder Schuldverschreibungen ausgeschlossen ist. 
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NACHTRÄGE ZUM BASISPROSPEKT 

Die Emittentin ist gemäß den Bestimmungen der Prospektrichtlinie und der diese umsetzenden österreichischen 

Vorschriften dazu verpflichtet, einen Nachtrag zu diesem Basisprospekt zu erstellen oder einen diesen Basispro s-

pekt ersetzenden Basisprospekt zu veröffentlichen, der für spätere Emissionen von Schuldverschreibungen Anwen-

dung finden soll, und der FMA die gesetzlich vorgeschriebene Anzahl an Kopien des Nachtrags oder des ersetzen-

den Basisprospekts zukommen zu lassen, falls während der Laufzeit des Basisprospekts ein wichtiger neuer Um-

stand, eine wesentliche Unrichtigkeit oder Ungenauigkeit in Bezug auf die im Basisprospekt enthaltenen Angaben, 

die die Beurteilung der Schuldverschreibungen beeinflussen könnten, zwischen der Billigung des Basisprospekts 

und dem endgültigen Schluss des öffentlichen Angebots oder, wenn diese früher eintritt, der Aufnahme des Hande ls 

an einem geregelten Markt, auftreten bzw. festgestellt werden. 

INFORMATIONSQUELLEN 

Die in diesem Basisprospekt enthaltenen statistischen und sonstigen Daten zum Geschäft der Emittentin wurden 

den geprüften Jahresabschlüssen der Emittentin für die Geschäftsjahre 2011 und 2010, die als Anhänge ./A und ./B 

in diesen Basisprospekt aufgenommen wurden, entnommen. Angaben zum Volksbanken-Sektor wurden dem Kredit-

institutsverzeichnis der Österreichischen Nationalbank (veröffentlicht am 1. Juni 2012 unter 

www.oenb.at/idakilz/kiverzeichnis?action=toDownloadPage (das "OeNB Kreditinstitutsverzeichnis") entnommen.  

Die Emittentin bestätigt, Angaben von Seiten Dritter übernommen und korrekt wiedergegeben zu haben und – so-

weit der Emittentin bekannt ist und ihr aus den von dieser dritten Partei veröffentlichten Informationen ableiten konn-

te– keine Tatsachen fehlen, die die Angaben unkorrekt oder irreführend erscheinen lassen können. 
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1 DIE ZUSAMMENFASSUNG DES PROGRAMMES 

Warnhinweise: Diese Zusammenfassung ist als Einleitung zum Basisprospekt zu lesen und jede Entscheidung, in 

Schuldverschreibungen zu investieren, sollte sich auf die Prüfung des gesamten Basisprospekts stützen. Anleger 

sollten daher den gesamten Basisprospekt sorgfältig lesen und jede Entscheidung, in Schuldverschreibungen ge-

mäß diesem Basisprospekt zu investieren, sollte auf einer Prüfung des gesamten Basisprospekts basieren, ein-

schließlich der als Anhänge ./A und ./B in diesen Basisprospekt aufgenommenen Dokumente, der unter "Risikofakto-

ren" genannten Risiken und der Bedingungen der Schuldverschreibungen. Die Emittentin haftet für die Zusammen-

fassung dieses Basisprospekts jedoch nur für den Fall, dass die Zusammenfassung irreführend, unrichtig oder wi-

dersprüchlich ist, wenn sie zusammen mit den anderen Teilen des Basisprospekts gelesen wird. Für den Fall, dass 

vor einem Gericht Ansprüche aufgrund der in diesem Basisprospekt enthaltenen Informationen geltend gemacht 

werden, könnte der als Kläger auftretende Anleger in Anwendung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften der Ver-

tragsstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums (der "EWR") die Kosten für die Übersetzung des Basisprospekts 

vor Prozessbeginn zu tragen haben. 

Die Schuldverschreibungen sind nicht für jeden Anleger eine geeignete Kapitalanlage. Die Entscheidung eines jeden 

potentiellen Anlegers, die Schuldverschreibungen zu zeichnen, soll sich an den Lebens- und Einkommensverhältnis-

sen, den Anlageerwartungen und der langfristigen Bindung des eingezahlten Kapitals orientieren. Die Anleger sollen 

sich darüber im Klaren sein, ob die Schuldverschreibungen ihre Bedürfnisse abdecken. Wenn Anleger die Schuld-

verschreibungen, die mit ihnen verbundenen Risiken oder ihre Ausstattung nicht verstehen oder das damit verbun-

dene Risiko nicht abschätzen können, sollten sie fachkundige Beratung einholen und erst dann über die Veranla-

gung entscheiden. 

Jeder potenzielle Anleger, der eine Anlage in Schuldverschreibungen beabsichtigt, muss die Eignung dieser Kapital-

anlage unter Berücksichtigung seiner eigenen Umstände bestimmen. Insbesondere sollte jeder potenzielle Anleger: 

(i) über ausreichend Sachkenntnis und Erfahrung verfügen, um eine qualifizierte Bewertung der jeweiligen Schuld-

verschreibungen, der Vorteile und Risiken einer Anlage in die jeweiligen Schuldverschreibungen sowie der in diesem 

Basisprospekt oder gegebenenfalls einem Nachtrag enthaltenen oder durch Verweis einbezogenen Angaben vorzu-

nehmen; 

(ii) Zugang zu geeigneten Analyseinstrumenten haben und mit deren Nutzung vertraut sein, um eine Anlage in die 

jeweiligen Schuldverschreibungen sowie die Auswirkungen einer derartigen Anlage auf das Gesamtanlageportfolio 

mit Rücksicht auf seine persönliche Vermögenslage prüfen zu können; 

(iii) ausreichend finanzielle Mittel und Liquidität zur Verfügung haben, um sämtliche Risiken einer Anlage in die jewei-

ligen Schuldverschreibungen tragen zu können, auch in Fällen, in denen Kapital oder Zinsen in einer oder mehreren 

Währungen zahlbar sind oder die Währung für die Zahlung von Kapital- oder Zinsbeträgen eine andere als die Wäh-

rung des potenziellen Anlegers ist; 

(iv) die Bedingungen der jeweiligen Schuldverschreibungen genau verstehen und mit den Reaktionen etwaiger maß-

geblicher Basiswerte und Finanzmärkte vertraut sein; und 

(v) in der Lage sein, (selbst oder mit Hilfe eines Finanzberaters), mögliche Szenarien für wirtschaftliche Entwicklun-

gen, Zinsen und sonstige Faktoren zu prüfen, die seine Anlage und seine Fähigkeit, die jeweiligen Risiken zu tragen, 

beeinträchtigen können. 

Einige Schuldverschreibungen sind komplexe Finanzinstrumente. Generell erwerben erfahrene institutionelle Anle-

ger komplexe Finanzinstrumente nicht als Einzelinvestition. Mit einer verstandenen, bemessenen und angemesse-

nen Addition von Risiken zu ihrem gesamten Portfolio, erwerben sie komplexe Finanzinstrumente um Risiken zu mi-

nimieren oder Erträge zu steigern. Sofern potentielle Anleger nicht die Fachkenntnis besitzen, einzuschätzen wie 

sich die Schuldverschreibungen unter sich verändernden Rahmenbedingungen verändern, und die darauf resultie-

renden Auswirkungen auf den Wert der Schuldverschreibungen und die Auswirkungen, den dieses Investment auf 

das gesamte Investmentportfolio des potentiellen Kunden haben kann, sollten potentielle Kunden nicht in komplexe 

Finanzinstrumente investieren. Potentielle Anleger sollten in jedem Fall nur einen geringen Teil ihrer verfügbaren Mit-

tel in Schuldverschreibungen investieren, die komplexe Finanzinstrumente darstellen. 
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1.1 DIE ZUSAMMENFASSUNG DER SCHULDVERSCHREIBUNGEN 

Form der  

Schuldverschreibungen 

Die Schuldverschreibungen lauten auf den Inhaber. Jede Serie von 

Schuldverschreibungen ist durch eine auf den Inhaber lautende 

Sammelurkunde ohne Zinsscheine verbrieft, welche die Unterschrift 

zweier zeichnungsberechtigter Vertreter der Emittentin trägt. 

Einmal- /  

Daueremission 

Schuldverschreibungen können als Einmal- oder Daueremissionen 

begeben werden. Einmalemissionen stellen Schuldverschreibungen 

dar, die während einer bestimmten Zeichnungsfrist gezeichnet und 

begeben werden können. Bei Daueremissionen liegt es im Ermessen 

der Emittentin wann die Schuldverschreibungen während der gesam-

ten (oder einem Teil der) Laufzeit zur Zeichnung zur Verfügung ste-

hen und begeben werden. Im Falle von Daueremissionen ist die Emit-

tentin berechtigt, den Gesamtnennbetrag oder die Anzahl der Stücke 

jederzeit aufzustocken oder zu reduzieren. 

Sammelurkunde / 

Verwahrung 

Jede Sammelurkunde wird so lange von der Emittentin, der OeKB als 

Wertpapiersammelbank, oder von einem bevollmächtigten Dritten 

verwahrt, bis sämtliche Verbindlichkeiten der Emittentin aus den 

Schuldverschreibungen erfüllt sind. Den Anlegern stehen Miteigen-

tumsanteile an der jeweiligen Sammelurkunde zu. Diese können ge-

mäß anwendbarem Recht, und im Falle der Verwahrung bei der 

OeKB zusätzlich gemäß ihrer Regelungen und Bestimmungen, über-

tragen werden. 

Rang der  

Schuldverschreibungen 

Die Schuldverschreibungen können als nachrangige oder nicht-

nachrangige Schuldverschreibungen emittiert werden. 

Nachrangige  

Schuldverschreibungen 

Nachrangige Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, nach-

rangige und unbesicherte Verbindlichkeiten der Emittentin, die unter-

einander und mit allen anderen nicht besicherten und nachrangigen 

Verbindlichkeiten der Emittentin gleichrangig sind, jedoch gegenüber 

allen nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen der Emittentin nach-

rangig sind. 

Die Beurteilung der aufsichtsrechtlichen Anrechenbarkeit von nach-

rangigen Schuldverschreibungen der Emittentin als Eigenmittelbe-

standteile ist nicht Gegenstand des Billigungsverfahrens der FMA; es 

besteht daher das Risiko, dass nachrangige Schuldverschreibungen 

der Emittentin nicht als Eigenmittelbestandteile der Emittentin ange-

rechnet werden können. 

Nicht-nachrangige  

Schuldverschreibungen 

Die Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, unbedingte, nicht-

nachrangige und unbesicherte Verbindlichkeiten der Emittentin, die un-

tereinander und mit allen anderen gegenwärtigen und künftigen nicht 

besicherten und nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin 

gleichrangig sind, ausgenommen gesetzlich vorrangig zu berücksich-

tigende Verbindlichkeiten, wie etwa § 46 Insolvenzordnung zu Masse-

forderungen (z.B. Kosten des Insolvenzverfahren). 
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Emissionspreis Die Schuldverschreibungen können zu ihrem Nennbetrag oder mit 

einem Aufschlag oder Abschlag vom Nennbetrag ausgegeben wer-

den. 

Der Emissionspreis von Schuldverschreibungen, die als Daueremis-

sion begeben werden, wird für den Beginn ihrer Zeichnungsfrist in 

den Bedingungen der Schuldverschreibungen angegeben und danach 

fortlaufend von der Emittentin nach Maßgabe der zum jeweiligen 

Ausgabezeitpunkt vorherrschenden Marktbedingungen angepasst. 

Währungen Die Schuldverschreibungen können in jeder Währung ausgegeben 

werden, die in den jeweiligen Bedingungen festgelegt wurde (wie z.B. 

EUR, USD, GBP, CHF, CZK, HUF, JPY, RON). 

Laufzeiten Nicht-nachrangige Schuldverschreibungen weisen weder eine Min-

dest- noch eine Maximallaufzeit auf. Ergänzungskapital-

Schuldverschreibungen weisen eine Mindestlaufzeit von acht Jahren 

auf. Nachrangkapital-Schuldverschreibungen weisen eine Mindest-

laufzeit von fünf Jahren auf. 

Stückelung Die Schuldverschreibungen werden entsprechend der in den jeweil i-

gen Bedingungen der Schuldverschreibungen festgelegten Stücke-

lungen ausgegeben. 

Verzinsung Fixe Zinsen sind nachträglich an dem Tag oder den Tagen, die in den 

jeweiligen Bedingungen der Schuldverschreibungen angegeben sind, 

zahlbar. 

Schuldverschreibungen mit einer variablen Verzinsung werden ge-

mäß den Bestimmungen der jeweiligen Bedingungen der Schuldver-

schreibungen in Abhängigkeit von einem Basiswert verzinst. 

Nullkupon-Schuldverschreibungen können zu ihrem Nennbetrag oder 

mit einem Abschlag auf ihren Nennbetrag ausgegeben werden und 

werden nicht laufend verzinst. 

Schuldverschreibungen mit 

einer basiswertabhängigen 

Verzinsung 

Für jede Emission von Schuldverschreibungen mit einer basiswertab-

hängigen Verzinsung wird in den jeweiligen Bedingungen der Schuld-

verschreibungen der Basiswert für die Berechnung der zu zahlenden 

Zinsbeträge festgelegt. Als Basiswert können Aktien, Schuldtitel, 

Fonds, Hedgefonds, Indizes, Rohstoffe, Referenzsätze, Währungen, 

Waren, oder eine Formel oder ein Korb hiervon oder ein anderer in 

den jeweiligen Bedingungen der Schuldverschreibungen vorgesehene 

Basiswert dienen. 

Zinsperioden und  

Zinssätze 

Die Länge der Zinsperioden für die Schuldverschreibungen und der 

jeweils anwendbare Zinssatz oder seine Berechnungsmethode kön-

nen sich von Zeit zu Zeit ändern oder für eine Serie unverändert blei-

ben. Schuldverschreibungen können eine Zinsober-, eine Zinsunter-

grenze oder beides haben. Alle diese Informationen sind in den jewei-

ligen Bedingungen der Schuldverschreibungen enthalten. 

Rückzahlung Schuldverschreibungen können zum Nennbetrag oder zu jedem an-

deren Rückzahlungsbetrag (auch dargestellt als Formel) bzw. in Form 

von Rückzahlungen in anderer Form (umgewandelt in Aktien oder 

anderes), wie in den jeweiligen Bedingungen der Schuldverschrei-
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bungen festgelegt wird, rückgezahlt werden. Die Schuldverschreibun-

gen können mit einem oder ohne einen festen Endfälligkeitstag aus-

gestattet werden. 

Eine vorzeitige Rückzahlung durch die Emittentin ist nur möglich, 

wenn dies in den jeweiligen Bedingungen der Schuldverschreibungen 

vorgesehen ist. Eine vorzeitige Kündigung durch den Anleger ist nur 

möglich, wenn dies in den jeweiligen Bedingungen der Schuldver-

schreibungen vorgesehen ist. 

Der Ausschluss des vorzeitigen Kündigungsrechts der Anleger vor 

Ende der Laufzeit ist eine notwendige Bedingung für die Absicherung 

des Risikos der Emittentin aus den Schuldverschreibungen. Die Emit-

tentin wäre ohne Ausschluss des Kündigungsrechts der Anleger nicht 

in der Lage, die Schuldverschreibungen in der Form überhaupt zu 

begeben oder die Emittentin müsste die erhöhten Absicherungskos-

ten in den Rückzahlungsbetrag bzw. die Verzinsung der Schuldver-

schreibungen einberechnen und dadurch die Rendite der Anleger auf 

die Schuldverschreibungen reduzieren. Anleger sollten daher genau 

abwägen, ob sie der Ausschluss des vorzeitigen Kündigungsrechts 

der Anleger benachteiligt und, falls sie der Ansicht sind, dies sei der 

Fall, nicht in die Schuldverschreibungen investieren. 

Schuldverschreibungen  

mit einem  

basiswertabhängigen 

Rückzahlungsbetrag 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen mit einem basiswertab-

hängigen Rückzahlungsbetrag legen die Berechnungsbasis des 

Rückzahlungsbetrages fest. Als Basiswert können Aktien, Schuldtitel, 

Fonds, Hedgefonds, Indizes, Rohstoffe, Referenzsätze, Währungen, 

Waren, oder eine Formel oder ein Korb hiervon oder ein anderer in 

den jeweiligen Bedingungen der Schuldverschreibungen vorgesehene 

Basiswert dienen. 

Besteuerung Alle in Bezug auf die Schuldverschreibungen zahlbaren Kapital- und 

Zinsbeträge werden unter Einbehalt oder Abzug jener Steuern, Abga-

ben oder Gebühren gezahlt, die von der Republik Österreich oder 

einer Steuerbehörde der Republik Österreich im Wege des Einbehalts 

oder des Abzugs auferlegt, einbehalten oder erhoben werden, und 

deren Einbehalt oder Abzug der Emittentin obliegt.  

Anwendbares Recht Die Schuldverschreibungen unterliegen österreichischem Recht unter 

Ausschluss seiner Verweisungsnormen. 

Anleger werden darauf hingewiesen, dass sich die gesetzlichen An-

gaben zu den im Anhang I bis VIII beschriebenen Schuldverschrei-

bungen auf die zum Zeitpunkt der jeweiligen Emission in Österreich 

geltende Rechtslage beziehen. 

Gerichtsstand Klagen eines Anlegers gegen die Emittentin im Zusammenhang mit 

den Schuldverschreibungen sind bei dem sachlich zuständigen Ge-

richt Graz einzubringen. Sind die Anleger Verbraucher im Sinne des 

Konsumentenschutzgesetzes, können diese ihre Ansprüche auch bei 

allen anderen gesetzlich zuständigen Gerichten geltend machen. 
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1.2 DIE ZUSAMMENFASSUNG DER RISIKOFAKTOREN 

Potentielle Anleger sollten sorgfältig die Risiken abwägen, die mit einem Investment in jede Art von Schuldve r-

schreibungen verbunden sind, bevor sie eine Investitionsentscheidung treffen. Der Eintritt jedes der in den R i-

sikofaktoren beschriebenen Ereignisse kann die Fähigkeit der Emittentin beeinträchtigen, ihre Verpflichtungen 

gegenüber den Anlegern aus den Schuldverschreibungen zu erfüllen und/oder sie könnten sich nachteilig auf 

den Marktpreis und Handelspreis der Schuldverschreibungen oder die Rechte der Anleger im Zusammenhang 

mit den Schuldverschreibungen auswirken und als Ergebnis könnten die Anleger einen Teil oder ihr gesamtes 

Investment verlieren. Potentielle Anleger sollten daher fünf Hauptkategorien von Risiken abwägen, nämlich 

(i) Risiken in Bezug auf die Emittentin und ihre Geschäftstätigkeit, (ii) Allgemeine Risiken in Bezug auf die 

Schuldverschreibungen, (iii) Risiken, die mit bestimmten Ausstattungsmerkmalen und Produktkategorien von 

Schuldverschreibungen verbunden sind. Schuldverschreibungen können mehrere Ausstattungsmerkmale bein-

halten, (iv) Risiken in Zusammenhang mit nachrangigen Schuldverschreibungen und (v) Risiken in Bezug auf 

potentielle Interessenskonflikte. 

Insbesondere eine Anlage in Schuldverschreibungen, deren Bedingungen wirtschaftlich einen Hedgefonds ab-

bilden, stellt eine sehr riskante Vermögensanlage dar. Es sollte von Anlegern daher nur ein kleiner Teil des frei 

verfügbaren Vermögens in derartige Produkte investiert werden, keinesfalls jedoch das ganze Vermögen oder 

per Kredit aufgenommene Mittel. Derartige Schuldverschreibungen sind nur für Anleger geeignet, die fundierte 

Kenntnis von solchen Anlageformen haben und deren Risiken abschätzen können. 

Jeder potentielle Anleger sollte, bevor er sich dafür entscheidet, in aus dem Basisprospekt emittierte Schuld-

verschreibungen zu investieren, eine eigene gründliche Analyse durchführen (insbesondere eine eigene F i-

nanz-, Rechts- und Steueranalyse). 

Risiken in Bezug auf die Emittentin und ihre Geschäftstätigkeit 

 Es besteht das Risiko, dass das Ergebnis der gegenwärtigen Restrukturierung der ÖVAG nachteilige Aus-

wirkungen auf die Finanz- und/oder Ertragslage der Emittentin haben kann. 

 Es besteht das Risiko, dass die für die Umsetzung der Restrukturierungsmaßnahmen der ÖVAG notwendi-

gen Genehmigungen nicht oder nur mit über das übliche Ausmaß hinausgehenden Einschränkungen (Aufl a-

gen) erteilt werden. 

 Es besteht das Risiko, dass die Verpflichtungen der Emittentin aus dem Zusammenschluss der Emittentin, 

der weiteren zugeordneten Kreditinstitute und der ÖVAG zu einem Kreditinstitute-Verbund gemäß § 30a BWG 

nachteilige Auswirkungen auf die Finanz- und/oder Ertragslage der Emittentin haben kann. 

 Es besteht das Risiko, dass sich wirtschaftliche Schwierigkeiten eines Mitglieds des Volksbanken-Sektors 

auf einzelne oder alle anderen Mitglieder des Volksbanken-Sektors negativ auswirken (Gruppenrisiko). 

 Der Wert der Beteiligungen der Emittentin und ihre Erträge daraus können sinken und die Emittentin kann  

zu weiteren Investitionen in ihre Beteiligungen verpflichtet werden (Beteiligungsrisiko).  

 Die Emittentin ist einem Kreditrisiko ausgesetzt, welches dem Risiko des teilweisen oder vollständigen 

Zinsverlustes und/oder des Verlustes des von der Gegenpartei zu erbringenden Rückzahlungsbetrages ent-

spricht (Kreditrisiko). 

 Marktrisiken können eine Wertminderung der Vermögenswerte der Emittentin zur Folge haben und ihre F i-

nanz- und/oder Ertragslage negativ beeinflussen (Marktrisiko). 

 Es besteht das Risiko von Verlusten aufgrund von Unzulänglichkeiten oder dem Versagen interner Prozes-

se, Menschen, Systeme oder externer Ereignissen, gleich ob diese beabsichtigt oder zufällig oder durch natü r-

liche Gegebenheiten verursacht werden (operationelles Risiko). 

 Die Emittentin ist dem Risiko von Wertverlusten ihrer Immobilienportfolios ausgesetzt (Immobilienrisiko).  
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 Zinsschwankungen können das operative Ergebnis der Emittentin negativ beeinflussen.  

 Es besteht das Risiko, dass in Zukunft keine für die Emittentin günstigen Finanz ierungsmöglichkeiten auf 

dem Kapitalmarkt zur Verfügung stehen. 

 Die Emittentin unterliegt Liquiditätsrisiken. 

 Es besteht das Risiko, dass die Emittentin von wirtschaftlichen Schwierigkeiten anderer großer Finanzinst i-

tute direkt betroffen wird. 

 Am österreichischen Markt ist der Konkurrenzkampf hart und kann sich in Zukunft noch wesentlich ver-

schärfen. 

 Es besteht das Risiko verstärkter rechtlicher und öffentlicher Einflussnahme auf Kredit - und Finanzinstitute. 

 Änderungen bestehender oder neue Gesetze und/oder Verordnungen in Österreich können wesentliche 

Auswirkungen auf das operative Ergebnis der Emittentin haben. 

 Die Stabilitätsabgabe und die Sonderstabilitätsabgabe für österreichische Kreditinstitute könnten die F i-

nanzlage der Emittentin negativ beeinflussen. 

 Da die Emittentin Teile ihres Vermögens der ÖVAG zur Verfügung stellt, ist sie in hohem Maße von der 

ÖVAG abhängig. 

Allgemeine Risiken in Bezug auf die Schuldverschreibungen 

 Zinsniveaus am Geld- und Kapitalmarkt schwanken üblicherweise täglich und daher ändert sich in Folge 

auch der Wert der Schuldverschreibungen täglich (Zinsrisiko). 

 Es kann der Fall eintreten, dass die Emittentin zum Teil oder zur Gänze nicht in der Lage ist, für die Schuld-

verschreibungen Zins- und/oder Rückzahlungen zu leisten (Kreditrisiko). 

 Der Credit Spread (Zinsaufschlag) der Emittentin kann sich verschlechtern (Credit Spread-Risiko).  

 Es besteht das Risiko, dass das Rating von Schuldverschreibungen nicht alle Risiken de r Anlage wider-

spiegelt (Ratingrisiko).  

 Die Ratings der Schuldverschreibungen sind nicht unbedingt ein adäquater Maßstab für sämtliche mit einer 

Anlage in solche Schuldverschreibungen verbundenen Risiken und können ausgesetzt, herabgestuft und zu-

rückgezogen werden. 

 Aufgrund von Inflation kann die tatsächliche Rendite einer Anlage verringert werden (Inflationsrisiko). 

 Es gibt keine Sicherheit dafür, dass sich für die Schuldverschreibungen ein liquider Sekundärmarkt entw i-

ckeln wird, noch dafür, dass dieser gegebenenfalls bestehen bleibt. Auf einem illiquiden Markt ist der Anleger 

unter Umständen nicht in der Lage, seine Schuldverschreibungen zu einem angemessenen Marktpreis zu ve r-

kaufen (Liquiditätsrisiko). 

 Inhaber von Schuldverschreibungen, die an einem ungeregelten Markt notieren, unterliegen dem Risiko, 

dass der Handel mit den Schuldverschreibungen ausgesetzt, unterbrochen oder beendet wird.  

 Inhaber von Schuldverschreibungen können bei Verkauf der Schuldverschreibungen einem Marktpreisrisiko 

ausgesetzt sein (Marktpreisrisiko). 
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 Wenn Schuldverschreibungen vor ihrer Fälligkeit zurückgezahlt werden, sind die Inhaber dieser Schuldver-

schreibungen Risiken ausgesetzt, einschließlich dem Risiko, dass ihre Anlage eine niedrigere Rendite als e r-

wartet aufweist (Risiko der vorzeitigen Rückzahlung). 

 Anleger können dem Risiko unvorteilhafter Wechselkursschwankungen oder dem Risiko, dass Behörden 

Devisenkontrollen anordnen oder modifizieren, ausgesetzt sein (Währungsrisiko – Wechselkursrisiko). 

 Es besteht ein Risiko, dass Inhaber von Schuldverschreibungen nicht in der Lage sind, Er träge aus den 

Schuldverschreibungen so zu reinvestieren, dass sie den gleichen Ertrag erzielen (Wiederanlagerisiko).  

 Mit dem Kauf und Verkauf von Schuldverschreibungen verbundene Nebenkosten können das Ertragspoten-

zial der Schuldverschreibungen wesentlich beeinflussen. 

 Anleger tragen das Risiko der fehlerhaften Abwicklung durch Clearingsysteme. 

 Die steuerlichen Auswirkungen einer Anlage in Schuldverschreibungen sollten sorgfältig bedacht werden.  

 Die Schuldverschreibungen unterliegen österreichischem Recht, und Änderungen in den geltenden Geset-

zen, Verordnungen oder regulatorischen Vorschriften können negative Auswirkungen auf die Emittentin, die 

Schuldverschreibungen und die Anleger haben. 

 Forderungen gegen die Emittentin auf Rückzahlung verjähren, sofern sie nicht binnen dreißig Jahren (hin-

sichtlich Kapital) und binnen drei Jahren (hinsichtlich Zinsen) geltend gemacht werden.  

 Wird ein Kredit zur Finanzierung des Kaufs der Schuldverschreibungen aufgenommen, erhöht dies das Ver-

lustrisiko. 

 Einschränkung der Übertragbarkeit der Wertpapiere. 

Risiken, die mit bestimmten Ausstattungsmerkmalen und Produktkategorien von Schuldverschreibun-

gen verbunden sind. Schuldverschreibungen können mehrere Ausstattungsmerkmale beinhalten  

 Fix verzinste Schuldverschreibungen. Fix verzinste Schuldverschreibungen tragen das Risiko, dass der 

Kurs dieser Schuldverschreibungen aufgrund von Veränderungen des Marktzinsniveaus sinkt.  

 Variabel verzinste Schuldverschreibungen. Inhaber von variabel verzinsten Schuldverschreibungen tragen 

das Risiko schwankender Zinsniveaus und ungewisser Zinserträge. 

 Fixed to Floating Rate Schuldverschreibungen. Bei Fixed to Floating Rate Schuldverschreibungen kann der 

Zinssatz nach Wechsel von einer fixen Verzinsung auf eine variable Verzinsung weniger vortei lhaft für den An-

leger sein als der vormals fixe Zinssatz. 

 Reverse Floating Rate Schuldverschreibungen. Der Marktpreis von Reverse Floating Rate Schuldverschre i-

bungen ist volatiler als der Marktpreis konventionellerer variabel verzinster Schuldverschreibungen, die auf 

demselben Referenzsatz basieren. 

 Nullkupon-Schuldverschreibungen. Veränderungen in den Marktzinssätzen haben auf die Kurse von Nullku-

pon-Schuldverschreibungen einen wesentlich stärkeren Einfluss als auf die Kurse gewöhnlicher Schuldver-

schreibungen. 

 Zielkupon-Schuldverschreibungen. Bei Zielkupon-Schuldverschreibungen trägt der Anleger das Risiko einer 

vorzeitigen Rückzahlung sobald ein bestimmter Betrag erreicht wird.  
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 Doppelwährungs-Schuldverschreibungen. Bei Doppelwährungs-Schuldverschreibungen können sich Verän-

derungen des Wechselkurses zwischen Euro und Fremdwährung nachteilig auf den Ertrag der Schuldve r-

schreibungen auswirken. 

 Raten-Schuldverschreibungen. Raten-Schuldverschreibungen tragen das Risiko, dass der Anleger, auf-

grund Unvermögen nachfolgende Ratenzahlungen zu leisten, Teile oder sein gesamtes Investment verliert.  

 Tilgungs-Schuldverschreibungen. Bei Tilgungs-Schuldverschreibungen trägt der Anleger das Risiko einer 

vorzeitigen Rückzahlung.  

 Schuldverschreibungen mit vorzeitigem Kündigungsrecht der Emittentin. Bei Schuldverschreibungen mit 

vorzeitigem Kündigungsrecht der Emittentin trägt der Anleger neben dem Risiko der vorzeitigen Rückzahlung 

aufgrund des Ausübungskursrisikos auch ein höheres Marktpreisrisiko. 

 Schuldverschreibungen mit einem Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag. Bei Schuldverschreibungen 

mit einem Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag wird die Höhe der Zinsen und/oder des Rückzahlungsbe-

trages niemals über den Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag hinaus steigen. 

 Schuldverschreibungen, die bestimmte für Anleger vorteilhafte Ausstattungsmarkmale wie beispielsweise 

einen Mindestzinssatz aufweisen, können auch für Anleger nachteilige Ausstattungsmerkmale wie beispiel s-

weise einen Höchstzinssatz oder einen höheren Emissionspreis aufweisen. 

 Schuldverschreibungen, die von einem Basiswert abhängig sind, sind mit besonderem Risiko behaftet.  

 Besondere Risiken im Zusammenhang mit fonds-, hedgefonds- und schuldtitelgebundenen Schuldver-

schreibungen 

 Es besteht ein Risiko, dass der Handel mit den Basiswerten ausgesetzt, unterbrochen oder eingestellt wird. 

 Aktienschuldverschreibungen weisen ähnliche Risiken auf wie eine direkte Anlage in Aktien.  

Risiken in Zusammenhang mit nachrangigen Schuldverschreibungen  

 Die Verpflichtungen der Emittentin aus nachrangigen Schuldverschreibungen werden bei Liquidation erst e r-

füllt, nachdem alle nicht-nachrangigen Forderungen von Gläubigern der Emittentin vollständig bedient wurden.  

 Im Falle der Liquidation oder der Insolvenz der Emittentin sind Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen 

gegenüber anderen Verbindlichkeiten nachrangig zu bedienen. Zinszahlungen auf Ergänzungskapital müssen 

in den ausschüttungsfähigen Gewinnen der Emittentin gedeckt sein.  

 Die Rückzahlung von Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen vor Liquidation erfolgt nur unter anteiligem 

Abzug von Nettoverlusten. 

 Nachrangkapital-Schuldverschreibungen. Im Falle der Liquidation oder der Insolvenz der Emittentin sind 

nachrangige Schuldverschreibungen gegenüber anderen Verbindlichkeiten nachrangig zu bedienen. 

Risiken in Bezug auf potentielle Interessenskonflikte 

 Risiko möglicher Interessenskonflikte aufgrund unterschiedlicher Geschäftsbeziehungen. 

 Risiken potentieller Interessenskonflikte von Organmitgliedern der Emittentin. 
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1.3 DIE ZUSAMMENFASSUNG DER BESCHREIBUNG DER EMITTENTIN 

Allgemein 

Die Emittentin ist eine eingetragene Genossenschaft, die im Registergericht des Landesgerichts für ZRS Graz 

unter der Firma "VOLKSBANK GRAZ-BRUCK e.Gen." zu FN 41389 t eingetragen ist. Das zuständige Register-

gericht ist das Landesgericht für ZRS Graz. Ihre Geschäftsanschrift lautet Schmiedgasse 31, 8010 Graz, Öster-

reich. Der Vorstand der Emittentin besteht aus zwei Mitgliedern und der Aufsichtsrat aus neun Mitgliedern. 

Die Emittentin befindet sich im Eigentum ihrer Genossenschafter.  

Geschäftsanteile zum 31.12.2011 

Anzahl der Mitglieder 6.679 

Gezeichnete Geschäftsanteile á 15 EUR 289.175,00 

Insgesamt EUR 4.337.625,00 

(Quelle: Eigene Angaben der Emittentin) 

 

Finanzinformationen 

Die nachstehenden Finanzinformationen sind den geprüften Jahresabschlüssen der Emittentin zum 31.12.2011 

und zum 31.12.2010 entnommen: 

 

In EUR Tausend zum 31.12.2011 zum 31.12.2010 

Bilanzsumme 1.516.613 1.456.477 

Nettozinsertrag 28.933 24.963 

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit -8.739 5.670 

Jahresüberschuss nach Steuern 2.294 2.140 

(Quelle: Geprüfte Jahresabschlüsse der Emittentin zum 31.12.2011 und zum 31.12.2010) 

Geschäftsübersicht 

Die Emittentin ist eine regionale Universalbank und sieht ihren Auftrag darin, ihre Mitglieder und Kunden in ih-

rer wirtschaftlichen Entwicklung zu fördern sowie die Verwirklichung des Förderungsauftrags im Verbund der 

gewerblichen Genossenschaften als zur Zentralorganisation zugeordnetes Kreditinstitut des Kreditinstitute -

Verbundes der Volksbanken nach § 30a BWG und hat diesem daher auf Dauer ihres Bestandes anzugehören.   

Die Emittentin ist vor allem in folgenden Kerngeschäftsfeldern tätig: 

 Retailbereich, insbesondere Kontoführung, Veranlagungen, Kreditberatung und –vergabe, sowie die Ab-

wicklung des Zahlungsverkehrs, Safe- und Depotgeschäfte. 

 Firmenkunden, insbesondere Kreditberatung und Bereitstellung von Unternehmerkrediten. 

 Private Banking, Vermögensverwaltung. 
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2 RISIKOFAKTOREN 

Potentielle Anleger sollten die unten angeführten Risiken sowie alle anderen Informationen in diesem Basi s-

prospekt, wie auch jene des Konditionenblattes sorgfältig abwägen, bevor sie sich dazu entscheiden, in 

Schuldverschreibungen zu investieren. Jeder Risikofaktor kann erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die 

Geschäfte, Tätigkeiten, Finanzlage oder Aussichten der Emittentin haben, was wiederum erheblich nachteilige 

Auswirkungen auf Kapital- und Zinszahlungen an die Anleger im Zusammenhang mit den Schuldverschreibun-

gen haben könnte. Weiters könnte sich jedes Risiko negativ auf den Marktpreis und Handelskurs der Schul d-

verschreibungen oder die Rechte der Anleger aus den Schuldverschreibungen auswirken, und in Folge könnten 

die Anleger einen Teil ihres Investments oder das gesamte Investment verlieren. 

Potentielle Anleger sollten folgende Arten von Risiken abwägen: (i) Risiken in Bezug auf die Emittentin und ihre 

Geschäftstätigkeit, (ii) Allgemeine Risiken in Bezug auf die Schuldverschreibungen, (iii) Risiken, die mit be-

stimmten Ausstattungsmerkmalen und Produktkategorien von Schuldverschreibungen verbunden sind, (iv) R i-

siken in Zusammenhang mit nachrangigen Schuldverschreibungen und (v) Risiken in Bezug auf potentielle In-

teressenskonflikte. 

Potentielle Anleger sollten sich bewusst sein, dass die unten beschriebenen Risiken nicht die einzigen Risiken 

sind, die die Emittentin und die Schuldverschreibungen betreffen. Die Emittentin hat nur jene Risiken beschrie-

ben, die für sie erkennbar sind und von ihr als wesentlich erachtet wurden. Zusätzliche, für die Emittentin de r-

zeit nicht erkennbare oder von dieser nicht als wesentlich eingestufte Risiken können durchaus bestehen und 

jedes dieser Risiken kann die oben beschriebenen Auswirkungen haben. Weiters sollten sich potentielle Anl e-

ger bewusst sein, dass die Ereignisse, wie sie in diesem Abschnitt beschrieben sind, gleichzeitig auftreten 

können, was die nachteiligen Auswirkungen verstärken könnte. Sollten sich einer oder mehrere der unten ste-

henden Risikofaktoren verwirklichen, könnte sich dies auf erhebliche Art und Weise nachteilig auf den Gewinn, 

das Geschäft und die finanzielle Position der Emittentin und auf das Gewinnpotential der Schuldverschreibun-

gen auswirken. 

Bevor die Entscheidung, in unter dem Basisprospekt emittierte Schuldverschreibungen zu investieren gefällt 

wird, sollte ein potentieller Anleger eine gründliche eigene Analyse durchführen, insbesondere eine eigene Fi-

nanz-, Rechts- und Steueranalyse, da die Beurteilung der Eignung eines Investments in Schuldverschreibun-

gen aus dem Basisprospekt für den potentiellen Anleger sowohl von seiner entsprechenden Finanz- und All-

gemeinsituation wie auch von den besonderen Bedingungen der jeweiligen Schuldverschreibungen abhängt. 

Bei mangelnder Erfahrung in Bezug auf Finanz-, Geschäfts- und Investmentfragen, die es nicht erlauben, solch 

eine Entscheidung zu fällen, sollte der Anleger fachmännischen Rat bei seinem Finanzberater einholen, bevor 

eine Entscheidung hinsichtlich der Eignung eines Investments in die Schuldverschreibungen gefasst wird.  

2.1 RISIKEN IN BEZUG AUF DIE EMITTENTIN UND IHRE GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

Es besteht das Risiko, dass das Ergebnis der gegenwärtigen Restrukturierung der ÖVAG nachteilige 

Auswirkungen auf die Finanz- und/oder Ertragslage der Emittentin haben kann. 

Die Emittentin ist indirekt an der ÖVAG beteiligt und ein Mitglied des Volksbanken-Verbundes. Die Emittentin 

muss sich in Form von Zuschüssen an der Restrukturierung der ÖVAG beteiligen. Diese Zuschussverpflichtung 

kann sich signifikant negativ auf die Geschäftstätigkeit, Finanz- und/oder Ertragslage der Emittentin auswirken 

(siehe auch "Beteiligungsrisiko" und Abschnitt "3.3 Aktuelle Entwicklungen").  

Es besteht das Risiko, dass die für die Umsetzung der Restrukturierungsmaßnahmen der ÖVAG not-

wendigen Genehmigungen nicht oder nur mit über das übliche Ausmaß hinausgehenden Einschrän-

kungen (Auflagen) erteilt werden. 

Die geplanten und in diesem Basisprospekt geschilderten Restrukturierungsmaßnahmen bei der ÖVAG sind abhän-

gig von der Zustimmung insbesondere der FMA, der Bundeswettbewerbsbehörde sowie der Europäischen Kommis-

sion. Sollte eine dieser Zustimmungen nicht oder nur mit über das übliche Ausmaß hinausgehenden Einschrän-

kungen (Auflagen) (übliche Auflagen der EU Kommission im Beihilfeverfahren sind z .B. die Untersagung von 

Akquisitionen oder Dividendenbeschränkungen) erteilt werden, würde dies die Restrukturierung gefährden und 

vermutlich scheitern lassen. Dies hätte nicht absehbare und bestandsgefährdende Auswirkungen auf die Emi t-

tentin und den gesamten Volksbanken-Verbund (siehe auch Abschnitt "3.3 Aktuelle Entwicklungen").  
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Es besteht das Risiko, dass die Verpflichtungen der Emittentin aus dem Zusammenschluss der Emitten-

tin, der weiteren zugeordneten Kreditinstitute und der ÖVAG zu einem Kreditinstitute-Verbund gemäß 

§ 30a BWG nachteilige Auswirkungen auf die Finanz- und/oder Ertragslage der Emittentin haben kann. 

Der Zusammenschluss zu einem Kreditinstitute-Verbund basiert unter anderem auf Haftungsübernahmen (z.B. 

in Liquiditätsnotfällen oder bei Eintritt der Überschuldung einzelner zugeordneter Kreditinstitute bzw. der Zent-

ralorganisation) durch die Emittentin (als zugeordnetes Kreditinstitut) und der ÖVAG (als Zentralorganisation). 

Die Emittentin (als zugeordnetes Kreditinstitut) nimmt am Liquiditäts- und Haftungsverbund teil und hat die auf 

Basis des Verbundvertrages erteilten Weisungen der Zentralorganisation zu beachten. Die Emittentin ist neben 

der Zentralorganisation, insbesondere verpflichtet, Beiträge an die Schulze-Delitzsch-Haftungsgenossenschaft 

registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung (als Haftungsgesellschaft) zu leisten, damit diese z.B. in 

Liquiditätsnotfällen einzelner zugeordneter Kreditinstitute bzw. der Zentralorganisation geeignete Maßnahmen 

ergreifen kann. Die Verpflichtungen aus dem Haftungsverbund können sich negativ auf die Geschäftstätigkeit, 

Finanz- und/oder Ertragslage der Emittentin auswirken (siehe auch Abschnitt "3.3 Aktuelle Entwicklungen").  

Es besteht das Risiko, dass sich wirtschaftliche Schwierigkeiten eines Mitglieds des Volksbanken-

Sektors auf einzelne oder alle anderen Mitglieder des Volksbanken-Sektors negativ auswirken (Grup-

penrisiko). 

Aufgrund des innerhalb des Volksbanken-Sektors bestehenden Solidaritätsprinzips besteht das Risiko, dass 

sich wirtschaftliche Schwierigkeiten eines Kreditinstituts des Volksbanken-Sektors auf einzelne oder alle Kredit-

institute des Volksbanken-Sektors – also auch auf die Emittentin – negativ auswirken. Dieses Risiko wird durch 

den zu schaffenden Kreditinstitute-Verbund gemäß § 30a BWG und den dadurch begründeten Haftungsver-

bund tendenziell erhöht. Auch das einheitliche Auftreten des Volksbanken-Sektors auf dem Markt und die 

Wahrnehmung des einzelnen Mitglieds des ÖGV als Teil des Volksbanken-Sektors können dazu führen, dass 

negative Entwicklungen, welcher Art auch immer, bei einem Kreditinstitut des Volksbanken-Sektors alle ande-

ren Kreditinstitut des Volksbanken-Sektors wirtschaftlich negativ beeinflussen. 

Der Wert der Beteiligungen der Emittentin und ihre Erträge daraus können sinken und die Emittentin 

kann zu weiteren Investitionen in ihre Beteiligungen verpflichtet werden (Beteiligungsrisiko).  

Die Emittentin hält direkte und indirekte Beteiligungen an Gesellschaften, insbesondere an der ÖVAG. Es be-

steht daher das Risiko, dass aufgrund von wirtschaftlichen Schwierigkeiten Wertberichtigungen und/oder Ab-

schreibungen von Beteiligungen vorgenommen werden müssen und Erträge aus den Beteiligungen sinken oder 

ausbleiben. Die Emittentin kann auch verpflichtet werden, weitere Investitionen in ihre Beteiligungen zuzu-

schießen. In der jüngeren Vergangenheit musste die Emittentin bereits signifikante Abschreibungen auf mittel-

bare Beteiligungen an der ÖVAG vornehmen und es ist nicht auszuschließen, dass weitere folgen. Weiters un-

terliegen die Beteiligung der Emittentin an der ÖVAG und das gezeichnete Partizipationskapital einem 70 % 

Kapitalschnitt und die Emittentin muss sich an der Restrukturierung der ÖVAG beteiligen (Siehe dazu Abschnitt 

"Aktuelle Entwicklungen"). Wertberichtigungen und/oder Abschreibungen und/oder Zuschussverpflichtungen 

können sich signifikant negativ auf die Geschäftstätigkeit, Finanz- und/oder Ertragslage der Emittentin auswir-

ken. 

Die Emittentin ist einem Kreditrisiko ausgesetzt, welches dem Risiko des teilweisen oder vollständigen 

Zinsverlustes und/oder des Verlustes des von der Gegenpartei zu erbringenden Rückzahlungsbetrages 

entspricht (Kreditrisiko). 

Die Emittentin ist einer Reihe von Gegenpartei- und Kreditrisiken ausgesetzt. Dritte, die der Emittentin Geld, 

Wertpapiere oder andere Vermögenswerte schulden, sind unter Umständen aufgrund von Insolvenz, Liquidi-

tätsmangel, wirtschaftlichen Abschwüngen oder Wertverlusten von Immobilien, Betriebsausfällen oder sonst i-

gen Gründen nicht in der Lage, ihren Zahlungs- oder sonstigen Verpflichtungen nachzukommen.  

Das Kreditrisiko ist typischerweise das für Banken wichtigste Risiko, da es sowohl bei Standardbankprodukten, 

wie etwa bei Krediten, Diskont- und Garantiegeschäften, als auch bei gewissen anderen Produkten, wie etwa 

Derivaten (z.B. Futures, Swaps und Optionen) sowie Wertpapierpensionsgeschäften und Wertpapierleihe auf-

tritt und daher von einer Vielzahl von Transaktionen stammen kann, einschließlich aller Geschäftsarten, welche 

die Emittentin betreibt. Das Schlagendwerden des Kreditrisikos kann die Ertrags- und/oder Finanzlage der 

Emittentin beeinträchtigen und folglich ihre Fähigkeit Zahlungen auf die Schuldverschreibungen zu leisten.  
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Das Kreditrisiko umfasst auch das Länderrisiko; dabei handelt es sich sowohl um das Kreditrisiko von hoheitli-

chen Gegenparteien (Gebietskörperschaften) als auch um das Risiko, dass eine ausländische Gegenpartei 

trotz Zahlungsfähigkeit nicht in der Lage ist, geplante Zinszahlungen oder Rückzahlungen zu leisten, da bei-

spielsweise die zuständige Zentralbank nicht über ausreichende ausländische Zahlungsreserven verfügt (öko-

nomisches Risiko) oder aufgrund einer Intervention der entsprechenden Regierung (politisches Risiko).  

Potentielle Schuldverschreibungsinhaber sollten sich bewusst sein, dass die Emittentin in jedem ihrer G e-

schäftsbereiche dem Kreditrisiko ausgesetzt ist und dass das Schlagendwerden des Kreditrisikos ihre Fähigkeit 

zur Leistung von Zahlungen auf die Schuldverschreibungen verringern könnte und auch den Kurs der Schuld-

verschreibungen negativ beeinflussen könnte. 

Marktrisiken können eine Wertminderung der Vermögenswerte der Emittentin zur Folge haben und ihre 

Finanz- und/oder Ertragslage negativ beeinflussen (Marktrisiko). 

Schwankungen auf den Aktien- und Anleihemärkten können den Marktpreis und die Liquidität der Emittentin 

beeinflussen. Derartige Entwicklungen können sich auf die Geschäftstätigkeit, Finanz- und/oder Ertragslage 

der Emittentin und folglich ihre Fähigkeit zur Bedienung der Zahlungsverpflichtungen im Zusammenhang mit 

den Schuldverschreibungen wesentlich beeinträchtigen.  

Wenn das Marktrisiko schlagend wird, könnte die Emittentin dazu gezwungen sein, ihre Vermögenswerte im 

hohen Maß abzuschreiben. Dies könnte einen wesentlich nachteiligen Einfluss auf die Geschäftstätigkeit, Fi-

nanz- und/oder Ertragslage der Emittentin haben und folglich ihre Fähigkeit, Zahlungen auf die Schuldver-

schreibungen zu leisten, wesentlich schmälern sowie den Kurs der Schuldverschreibungen wesentlich negativ 

beeinflussen. 

Es besteht das Risiko von Verlusten aufgrund von Unzulänglichkeiten oder dem Versagen interner Pro-

zesse, Menschen, Systeme oder externer Ereignissen, gleich ob diese beabsichtigt oder zufäll ig oder 

durch natürliche Gegebenheiten verursacht werden (operationelles Risiko). 

Die Emittentin ist aufgrund möglicher Unzulänglichkeiten oder des Versagens interner Kontrollen, Prozesse, 

Menschen, Systeme oder externer Ereignisse, gleich ob diese beabsichtigt oder zufällig oder durch natürliche 

Gegebenheiten verursacht werden, verschiedenen Risiken ausgesetzt, die erhebliche Verluste verursachen 

können. Solche operative Risiken beinhalten das Risiko des unerwarteten Verlustes in Folge von einzelnen E r-

eignissen, die sich unter anderem aus fehlerhaften Informationssystemen, unzureichenden Organisationsstru k-

turen oder ineffektiven Kontrollmechanismen ergeben. Derartige Risiken beinhalten außerdem das Risiko h ö-

herer Kosten oder des Verlustes aufgrund allgemein unvorteilhafter wirtschaftlicher oder handelsspezifischer 

Trends. Auch Reputationsschäden, die die Emittentin aufgrund eines dieser Ereignisse erleidet, fallen in diese 

Risikokategorie. 

Das operationelle Risiko wohnt allen Tätigkeiten der Emittentin inne und kann nicht ausgeschaltet werden. Po-

tentielle Anleger sollten sich insbesondere dessen bewusst sein, dass die Emittentin, wie jede andere Bank, 

zunehmend von hochentwickelten IT-Systemen abhängig ist. IT-Systeme sind anfällig für verschiedene Prob-

leme, wie beispielsweise Viren, Hacking, physische Beschädigung von IT-Zentralen und Soft- bzw. Hardware-

problemen. 

Weiters ist die wirtschaftliche Entwicklung der Emittentin stark von ihrem Management und von Schlüsselpe r-

sonen abhängig. Es besteht das Risiko, dass derzeitige Mitglieder des Managements und Schlüsselpersonal in 

Zukunft der Emittentin nicht mehr zur Verfügung stehen. Weiters könnte es der Emittentin schwer fallen, neues 

Schlüsselpersonal anzuwerben. 

Das Schlagendwerden von operationellem Risiko könnte zu unerwartet hohen Verlusten führen und folglich die 

Fähigkeit der Emittentin, Zahlungen auf die Schuldverschreibungen zu leisten, wesentlich schmälern sowie den 

Kurs der Schuldverschreibungen wesentlich negativ beeinflussen. 
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Die Emittentin ist dem Risiko von Wertverlusten ihrer Immobilienportfolios ausgesetzt (Immobilienrisi-

ko). 

Durch Marktpreisschwankungen und marktbedingte Änderungen der Immobilienrenditen kann es zu Wertver-

lusten der Immobilienportfolios der Emittentin kommen. Dies betrifft insbesondere das im Rahmen des Asset-

Managements eingegangene Immobilienrisiko. Ein Wertverlust des Immobilienportfolios kann wesentliche ne-

gative Auswirkungen auf die Geschäftstätigkeit und die Finanzergebnisse der Emittentin haben.   

Zinsschwankungen können das operative Ergebnis der Emittentin negativ beeinflussen. 

Änderungen des Zinsniveaus (einschließlich Änderungen der Differenz zwischen dem Niveau kurz - und lang-

fristiger Zinsen) können das operative Ergebnis und die Refinanzierungskosten der Emittentin wesen tlich nega-

tiv beeinflussen. 

Es besteht das Risiko, dass in Zukunft keine für die Emittentin günstigen Finanzierungsmöglichkeiten 

auf dem Kapitalmarkt zur Verfügung stehen. 

Die Finanzierungsmöglichkeiten der Emittentin hängen neben den Primäreinlagen zu einem Teil von der Bege-

bung von Retail-Schuldverschreibungen am nationalen Kapitalmarkt ab. Die Fähigkeit der Emittentin derartige 

Finanzierungsmöglichkeiten auch in Zukunft zu günstigen wirtschaftlichen Bedingungen vorzufinden, hängt von 

der wirtschaftlichen Entwicklung und Lage der Emittentin und darüber hinaus von marktbedingten Faktoren, wie 

etwa des Zinsniveaus, der Verfügbarkeit liquider Mittel oder der Lage anderer Finanzinstitute ab, auf die die 

Emittentin keinen Einfluss hat, wie etwa die aktuellen Marktbedingungen. Es gibt keine Garantie, dass der 

Emittentin in Zukunft günstige Finanzierungsmöglichkeiten auf dem Kapitalmarkt zur Verfügung stehen und, 

wenn es der Emittentin nicht gelingt, günstige Finanzierungsmöglichkeiten auf dem Kapitalmarkt zu finden, 

könnte dies wesentliche nachteilige Auswirkungen auf ihre Geschäftstätigkeit, Finanz- und/oder Ertragslage 

und folglich ihre Fähigkeit, Zahlungen auf die Schuldverschreibungen zu leisten, haben.  

Die Emittentin unterliegt Liquiditätsrisiken. 

Die Emittentin unterliegt Liquiditätsrisiken, die im Fall einer Inkongruenz von Zahlungseingängen und Zah-

lungsausgängen schlagend werden können. Das Versäumnis, diese Risiken adäquat zu managen, kann die 

Fähigkeit der Emittentin zur Bedienung der Zahlungsverpflichtungen im Zusammenhang mit den Schuldver-

schreibungen, die unter diesem Basisprospekt begeben werden, wesentlich negativ beeinflussen.  

Es besteht das Risiko, dass die Emittentin von wirtschaftlichen Schwierigkeiten anderer großer Finanz-

institute direkt betroffen wird. 

Wirtschaftliche Schwierigkeiten von großen Finanzinstituten, wie Kreditinstituten oder Versicherungen, können 

Finanzmärkte und Vertragspartner generell nachteilig beeinflussen. Die wirtschaftliche Zuverlässigkeit vieler 

Finanzinstitute steht durch Kredite, Handel, Clearing oder andere Verflechtungen in Wechselbeziehung. Als 

Ergebnis können negative Beurteilungen über große Finanzinstitute oder wirtschaftliche Schwierigkeiten von 

großen Finanzinstituten zu signifikanten Liquiditätsproblemen auf dem Markt und zu Verlusten oder zu wirt-

schaftlichen Schwierigkeiten von anderen Finanzinstituten führen. Die oben beschriebenen Risiken werden g e-

nerell als Systemrisiken bezeichnet und können Finanzintermediäre, wie Clearing Agenturen, Clearing Häuser, 

Banken, Wertpapierfirmen und Börsen (mit denen die Emittentin interagiert) nachteilig beeinflussen. Das Au f-

treten eines dieser oder eine Kombination dieser Ereignisse kann wesentliche nachteilige Auswirkungen auf die 

Emittentin und ihre Fähigkeit, Zahlungen auf die Schuldverschreibungen zu leisten, haben. 

Am österreichischen Markt ist der Konkurrenzkampf hart und kann sich in Zukunft noch wesentlich 

verschärfen. 

Am österreichischen Markt herrscht ein harter Konkurrenzkampf unter den Anbietern von Bank- und Finanz-

dienstleistungen, von dem angenommen wird, dass sich dieser in Zukunft noch weiter verschärfen wird. Neben 

den lokalen Konkurrenzunternehmen können in Österreich auch internationale Banken in den Markt eintreten 

und damit die Gewinnmargen der Emittentin unter Druck bringen, was sich erheblich negativ auf die Geschäfts-
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tätigkeit, Finanz- und/oder Ertragslage der Emittentin auswirken könnte und folglich einen wesentlich nachteil i-

gen Effekt auf die Fähigkeit der Emittentin, Zahlungen auf die Schuldverschreibungen zu leisten, haben könnte.  

Es besteht das Risiko, verstärkter rechtlicher und öffentlicher Einflussnahme auf Kredit- und Finanzin-

stitute. 

Jüngere Entwicklungen auf den globalen Märkten haben zu einer verstärkten Einflussnahme von staatlichen 

und behördlichen Stellen auf den Finanzsektor und die Tätigkeiten von Kredit- und Finanzinstituten geführt. 

Insbesondere staatliche und behördliche Stellen in der EU und in Österreich schufen zusätzliche Möglichkeiten 

zur Kapitalaufbringung und Finanzierung für Finanzinstitute (einschließlich der Emittentin) und implementieren 

weitere Maßnahmen, inklusive verstärkter Kontrollmaßnahmen im Bankensektor und zusätzlicher Kapitalanfo r-

derungen (für Details zu Basel III siehe den entsprechenden Risikofaktor). Wo die öffentliche Hand direkt in 

Kredit- oder Finanzinstitute investiert, ist es möglich, dass sie auch auf Geschäftsentscheidungen der betroffe-

nen Institute Einfluss nimmt.  

Es ist unklar, wie sich diese verstärkte Einflussnahme auf Finanzinstitute (einschließlich der Emittentin) aus-

wirkt. 

Änderungen bestehender oder neue Gesetze und/oder Verordnungen in Österreich können wesentliche 

Auswirkungen auf das operative Ergebnis der Emittentin haben. 

Änderungen bestehender Gesetze und/oder Verordnungen in Österreich, insbesondere hinsichtlich Finanz-

dienstleistungen, Wertpapierprodukten oder sonstigen von der Emittentin durchgeführten Transaktionen kön-

nen wesentliche negative Auswirkungen auf die Emittentin haben. Neben Änderungen des wirtschaftlichen Um-

felds können zudem auch die Umsetzung neuer Verordnungen, wie etwa jener über  ein neues Rahmenwerk zur 

Eigenkapitalausstattung – bekannt unter der Bezeichnung Basel II bzw. Basel III – oder Änderungen der Bilan-

zierungsvorschriften bzw. deren Anwendung die Geschäftstätigkeit der Emittentin negativ beeinflussen, da die 

Umsetzung und Einhaltung derartiger Richtlinien Kosten verursachen können, die derzeit nicht genau ab-

schätzbar sind. Es wird allgemein erwartet, dass es zu einer wesentlich stärkeren staatlichen Regulierung und 

Beaufsichtigung der Finanzindustrie kommen wird, was höhere Eigenmittelanforderungen, strengere Offenle-

gungsstandards und Beschränkungen hinsichtlich bestimmter Arten von Transaktionsstrukturen beinhalten 

wird. 

Die Umsetzung des endgültigen Basel III-Rahmenwerks könnte die Liquiditätserfordernisse erhöhen (und da-

durch Liquidität verteuern), weitere Kapitalzufuhren an die Emittentin erforderlich machen oder sie dazu zwin-

gen, Transaktionen durchzuführen, die andernfalls nicht Teil ihrer gegenwärtigen Strategie wären. Sie könnten 

die Emittentin auch daran hindern, bestehende Geschäftssegmente weiterzuführen, Art oder Umfang der 

Transaktionen, die die Emittentin durchführen kann, einschränken oder Zinsen und Gebühren, die die sie für 

Kredite und andere Finanzprodukte verrechnet, begrenzen oder diesbezüglich Änderungen erzwingen. Zusätz-

lich könnten für die Emittentin wesentlich höhere Compliance-Kosten und erhebliche Beschränkungen bei der 

Wahrnehmung von Geschäftschancen entstehen. 

Änderungen von Gesetzen, Verordnungen und Verwaltungspraktiken in den Märkten, in denen die Emittentin 

tätig ist, können die Finanzlage und die Betriebserträge negativ beeinflussen und folglich die Fähigkeit der 

Emittentin zur Leistung von Zahlungen auf die Schuldverschreibungen einschränken. 

Die Stabilitätsabgabe und die Sonderstabilitätsabgabe für österreichische Kreditinstitute könnten die 

Finanzlage der Emittentin negativ beeinflussen. 

Mit dem Budgetbegleitgesetz 2011 wurde ab 01.01.2011 eine Stabilitätsabgabe von Kreditinstituten eingeführt. 

Die Stabilitätsabgabe ist von der durchschnittlichen Bilanzsumme eines Kreditinstituts laut Einzelabschluss (im 

Wesentlichen vermindert um das Eigenkapital und die gesicherten Einlagen) zu berechnen. Dazu kommt noch 

eine Sonderstabilitätsabgabe vom Geschäftsvolumen sämtlicher dem Handelsbuch zugeordneter  Derivate. Die 

in Zusammenhang mit dieser Stabilitätsabgabe von der Emittentin zu leistenden Abgaben könnten die Finan z-

lage der Emittentin wesentlich nachteilig beeinflussen. 
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Da die Emittentin Teile ihres Vermögens der ÖVAG zur Verfügung stellt, ist sie in hohem Maße von der 

ÖVAG abhängig. 

Die Emittentin überlässt der ÖVAG gegen Provision einen Teil ihrer Forderungen zur Einstellung in den De-

ckungsstock für fundierte Bankschuldverschreibungen. Diese Forderungen werden von der Emittentin treuhän-

dig für die ÖVAG gehalten und besichern die Ansprüche der Inhaber der fundierten Bankschuldverschreibun-

gen gegen die ÖVAG. Sollte die ÖVAG ihren Verpflichtungen aus den durch diesen Deckungsstock besicherten 

Schuldverschreibungen in Zukunft nicht nachkommen können, und die Inhaber dieser Schuldverschreibungen 

aus dem Deckungsstockvermögen befriedigt werden, hätte dies wesentlich nachteilige Auswirkungen auf die 

Finanz- und/oder Ertragslage der Emittentin, da sie anstelle der deckungsstockfähigen Hypothekarforderungen 

lediglich unbesicherte Forderungen gegen die ÖVAG hätte.  

Die Emittentin trägt folglich teilweise das Insolvenzrisiko der ÖVAG. Im Insolvenzfall der ÖVAG würde es vo r-

aussichtlich auch zu Ausfällen und Verlusten bei der Emittentin kommen, die so groß sein könnten, dass sie al-

lenfalls auch die Insolvenz der Emittentin nach sich ziehen könnten. 

2.2 ALLGEMEINE RISIKEN IN BEZUG AUF DIE SCHULDVERSCHREIBUNGEN 

Zinsniveaus am Geld- und Kapitalmarkt schwanken üblicherweise täglich und daher ändert sich in Fol-

ge auch der Wert der Schuldverschreibungen täglich (Zinsrisiko). 

Das Zinsrisiko ist eines der zentralen Risiken von zinstragenden Wertpapieren. Die Zinssätze auf den Geld - 

und Kapitalmärkten ändern sich üblicherweise täglich und bewirken eine tägliche Änderung des Wertes der 

Schuldverschreibungen. Das Zinsrisiko ist eine Konsequenz der unsicheren Einschätzbarkeit zukünftiger Ve r-

änderungen des Marktzinsniveaus. Insbesondere Anleger von fix verzinsten Schuldverschreibungen sind einem 

Zinsrisiko ausgesetzt, das eine Minderung des Wertes zur Folge haben kann, wenn das Marktzinsniveau an-

steigt. Im Allgemeinen gilt, dass sich die Wirkung dieses Risikos erhöht, wenn das Marktzinsniveau ansteigt.  

Das Marktzinsniveau wird nachhaltig von der öffentlichen Budgetpolitik beeinflusst , sowie auch von den Strate-

gien der Zentralbank, der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung, den Inflationsraten und ausländischen 

Zinsniveaus sowie Wechselkurserwartungen. Dennoch kann die Bedeutung der individuellen Faktoren nicht d i-

rekt quantifiziert werden; diese können sich auch im Laufe der Zeit verändern. 

Das Zinsrisiko kann zu Kursschwankungen während der Laufzeit einer Schuldverschreibung führen, welche 

zum Tragen kommen, wenn die Schuldverschreibungen vor ihrer Fälligkeit verkauft werden. Je länger der Zeit-

raum bis zur Fälligkeit der Schuldverschreibungen und je niedriger der Zinssatz ist, desto größer sind die 

Preisschwankungen. 

Es kann der Fall eintreten, dass die Emittentin zum Teil oder zur Gänze nicht in der Lage ist, für die 

Schuldverschreibungen Zins- und/oder Rückzahlungen zu leisten (Kreditrisiko). 

Für die Anleger besteht das Risiko, dass es der Emittentin zum Teil oder zur Gänze unmöglich ist, jene Zins-

zahlungen und/oder Kapitalrückzahlungen zu leisten, zu denen die Emittentin aufgrund der Schuldverschrei-

bungen verpflichtet ist. Je schlechter die Bonität der Emittentin, umso höher ist das Ausfallsrisiko. Wird das 

Kreditrisiko schlagend, kann dies dazu führen, dass die Emittentin Zinszahlungen und/oder Kapitalrückzahlun-

gen zum Teil oder zur Gänze (Totalausfall) nicht leistet. 

Der Credit Spread (Zinsaufschlag) der Emittentin kann sich verschlechtern (Credit Spread-Risiko).  

Unter dem Credit Spread versteht man den Aufschlag, den die Emittentin dem Inhaber einer Schuldverschre i-

bung zur Abgeltung des übernommenen Kreditrisikos bezahlen muss.  

Zu den Faktoren, die Credit Spreads beeinflussen, zählen unter anderem die Bonität  der Emittentin, die Wahr-

scheinlichkeit eines Zahlungsausfalls, die Recovery Rate (Erlösquote), die verbleibende Laufzeit der Schuld-

verschreibung sowie Verpflichtungen aufgrund von Besicherungen oder Garantien bzw. Erklärungen hinsicht-

lich bevorzugter Bedienung oder Nachrangigkeit. Auch das Verbund Rating kann den Credit Spread der Emi t-

tentin beeinflussen. Die Liquiditätslage, das allgemeine Zinsniveau, die allgemeinen wirtschaftlichen Entwick-

lungen und die Währung, auf die die maßgebliche Verbindlichkeit lautet, können ebenfalls einen negativen Ein-

fluss haben.  
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Für Anleger besteht das Risiko, dass der Credit Spread der Emittentin ansteigt, was zu einer Minderung des 

Marktpreises und/oder der Liquidität der Schuldverschreibungen führen kann. Ein erhöhter Credit Spread der 

Emittentin kann zu höheren Refinanzierungskosten und folglich niedrigeren Gewinnen führen, was die Fähig-

keit der Emittentin, Zahlungen auf die Schuldverschreibungen zu leisten, beeinträchtigen kann.  

Weiters besteht das Risiko, dass es aufgrund der Veränderung des Credit Spreads zu Kursschwankungen wäh-

rend der Laufzeit einer Schuldverschreibung kommen kann. Dieses Risiko kommt zum Tragen, wenn die 

Schuldverschreibungen vor ihrer Fälligkeit verkauft werden. Je länger der Zeitraum bis zur Fälligkeit der 

Schuldverschreibungen und je niedriger der Zinssatz ist, desto größer sind die Kursschwankungen. 

Es besteht das Risiko, dass das Rating von Schuldverschreibungen nicht alle Risiken der Anlage wi-

derspiegelt (Ratingrisiko). 

Ein Rating spiegelt nicht alle Risiken einer Anlage in solche Schuldverschreibungen adäquat wider, da Ratings 

aufgrund von standardisierten Prozessen vergeben werden und nur solche Parameter berücksichtigen, die in 

diesen standardisierten Prozessen vorgesehen sind. Es kann auch andere Parameter geben, die einen Einfluss 

auf die Kreditwürdigkeit der Emittentin und die Wahrscheinlichkeit eines Zahlungsausfalls unter den Schuldver-

schreibungen haben, die im Zuge des Ratingvergabeprozesses nicht berücksichtigt werden. Weiters kann sich 

die das Rating vergebende Ratingagentur aus einer Vielzahl von Gründen irren, wodurch es auch zu einem fa l-

schen Rating kommen könnte. 

Folglich sollten potentielle Anleger – insoweit sie bei ihrer Anlageentscheidung ein Rating beachten – ein sol-

ches Rating nur als Anhaltspunkt der entsprechenden Ratingagentur sehen und dürfen ihre Analyse der Kre-

ditwürdigkeit der Emittentin und der Wahrscheinlichkeit eines Zahlungsausfalls nicht alleine darauf stützen.  

Die Ratings der Schuldverschreibungen sind nicht unbedingt ein adäquater Maßstab für sämtliche mit 

einer Anlage in solche Schuldverschreibungen verbundenen Risiken und können ausgesetzt, herabge-

stuft und zurückgezogen werden. 

Ein Rating von Schuldverschreibungen bringt nicht sämtliche Risiken einer Anlage in solche Schuldverschre i-

bungen zum Ausdruck. Zudem können Ratings ausgesetzt, herabgestuft oder zurückgezogen werden. Eine 

solche Aussetzung, Herabstufung oder Zurückziehung kann den Marktwert und den Kurs der Schuldverschre i-

bungen negativ beeinflussen. Ein Rating stellt keine Empfehlung für den Kauf, den Verkauf oder das Halten 

von Wertpapieren dar und kann von der Ratingagentur jederzeit revidiert oder zurückgezogen werden. 

Aufgrund von Inflation kann die tatsächliche Rendite einer Anlage verringert werden (Inflationsrisiko).  

Das Inflationsrisiko ist das Risiko, dass der Wert von Vermögenswerten wie den Schuldverschreibungen oder 

den Einnahmen daraus sinkt, wenn die Kaufkraft einer Währung aufgrund von Inflation schrumpft. Durch Inflat i-

on verringert sich die Rendite der Schuldverschreibungen. Ist die Inflationsrate gleich hoch oder höher als die 

auf die Schuldverschreibungen geleisteten Zahlungen, kann die Rendite der Schuldverschreibungen negativ 

werden und die Inhaber der Schuldverschreibungen erleiden einen Teilverlust ihrer Anlage. 

Es gibt keine Sicherheit dafür, dass sich für die Schuldverschreibungen ein liquider Sekundärmarkt 

entwickeln wird, noch dafür, dass dieser gegebenenfalls bestehen bleibt. Auf einem illiquiden Markt ist 

der Anleger unter Umständen nicht in der Lage, seine Schuldverschreibungen zu einem angemessenen 

Marktpreis zu verkaufen (Liquiditätsrisiko). 

Schuldverschreibungen, die unter diesem Basisprospekt begeben werden, sind zum Teil Neuemissionen. Für 

diese Schuldverschreibungen wird es zum Emissionszeitpunkt keinen liquiden Markt geben. Unter dem Basis-

prospekt kann die Emittentin börsenotierte sowie nicht-börsenotierte Schuldverschreibungen begeben. Die 

Emittentin gibt keine Zusicherung über die Liquidität der Schuldverschreibungen, gleich ob diese börsenotiert 

sind oder nicht. 

Unabhängig von einer allfälligen Notierung der Schuldverschreibungen gibt es weder eine Sicherheit dafür, 

dass sich ein liquider Sekundärmarkt für die Schuldverschreibungen entwickeln wird, noch dafür, dass dieser, 

falls er sich entwickelt, bestehen bleibt. Der Umstand, dass eine Notierung der Schuldverschreibungen möglich 

ist, erhöht deren Liquidität gegenüber nicht notierten Schuldverschreibungen nicht notwendigerweise. Notieren 
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die Schuldverschreibungen nicht an einer Börse, können Kursinformationen für solche Schuldverschreibungen 

schwieriger zu erhalten sein, was die Liquidität der Schuldverschreibungen negativ beeinflussen kann. In einem 

illiquiden Markt ist es einem Anleger unter Umständen nicht möglich, seine Schuldverschreibungen jederzeit zu 

angemessenen Preisen oder Preisen, die eine vergleichbare Rendite wie ähnliche Anlagen, für die ein entwi-

ckelter Sekundärmarkt besteht, zu verkaufen. Für Schuldverschreibungen dieser Art besteht typischerweise ein 

eingeschränkter Sekundärmarkt und sie weisen eine höhere Kursvolatilität als konventionelle Schuldtitel a uf. Il-

liquidität kann schwerwiegende negative Auswirkungen auf den Marktpreis von Schuldverschreibungen haben. 

Die Möglichkeit, die Schuldverschreibungen zu verkaufen, kann zusätzlich durch länderspezifische Umstände 

eingeschränkt sein. 

Inhaber von Schuldverschreibungen, die an einem ungeregelten Markt notieren, unterliegen dem Risiko, 

dass der Handel mit den Schuldverschreibungen ausgesetzt, unterbrochen oder beendet wird.  

Notieren die Schuldverschreibungen auf einem ungeregelten Markt, kann die Notierung der Schuldverschrei-

bungen - abhängig von den an der jeweiligen Börse geltenden Regelungen - von der jeweiligen Börse oder ei-

ner zuständigen Regulierungsbehörde aus verschiedenen Gründen, insbesondere auch der Verletzung von 

Kurslimits, bei Verstößen gegen gesetzliche Bestimmungen, beim Auftreten operativer Probleme der Börse 

oder, ganz allgemein, wenn dies zur Aufrechterhaltung eines funktionierendes Marktes oder zur Wahrung der 

Anlegerinteressen für erforderlich gehalten wird, ausgesetzt oder unterbrochen werden. Weiters kann der Han-

del mit den Schuldverschreibungen aufgrund einer Entscheidung der Börse, einer Regulierungsbehörde oder 

auf Antrag der Emittentin beendet werden. Die Anleger sollten beachten, dass die Emittentin keinen Einfluss 

auf Handelsaussetzungen oder -unterbrechungen hat (ausgenommen den Fall, dass der Handel mit den 

Schuldverschreibungen aufgrund einer Entscheidung der Emittentin eingestellt wird) und dass die Anleger die 

damit verbundenen Risiken tragen. Insbesondere kann der Fall eintreten, dass Anleger bei Aussetzung, Unter-

brechung oder Einstellung des Handels ihre Schuldverschreibungen unter Umständen nicht verkaufen können. 

Schließlich sollten Anleger beachten, dass selbst im Falle einer Aussetzung, einer Unterbrechung oder einer 

Einstellung des Handels mit Schuldverschreibungen derartige Maßnahmen unter Umständen weder ausre i-

chend, noch adäquat oder zeitgerecht erfolgen, um Kursstörungen zu verhindern oder die Interessen der Anle-

ger zu wahren. Wird der Handel mit Schuldverschreibungen etwa nach der Veröffentlichung von kursrelevanten 

Informationen, die sich auf solche Schuldverschreibungen beziehen, ausgesetzt, kann der Kurs der Schuldve r-

schreibungen bereits negativ beeinflusst worden sein. Alle diese Risiken hätten, sollten sie schlagend werden, 

eine wesentliche negative Auswirkung auf die Anleger. 

Inhaber von Schuldverschreibungen können bei Verkauf der Schuldverschreibungen einem Marktpreis-

risiko ausgesetzt sein (Marktpreisrisiko). 

Die Entwicklung der Marktpreise der Schuldverschreibungen ist von verschiedenen Faktoren abhängig, wie et-

wa Schwankungen des Marktzinsniveaus, der Politik der Zentralbanken, allgemeinen wirtschaftlichen Entwic k-

lungen, Inflationsraten oder einem Mangel an bzw. einer überschießenden Nachfrage nach der maßgebl ichen 

Art von Schuldverschreibungen. Für den Inhaber der Schuldverschreibungen besteht daher das Risiko von ne-

gativen Marktpreisentwicklungen der Schuldverschreibungen, wobei das Risiko schlagend wird, wenn der Inha-

ber die Schuldverschreibungen vor der Rückzahlung dieser Schuldverschreibungen verkauft. Falls der von ei-

nem Anleger bei einem Verkauf von Schuldverschreibungen erzielte Erlös (samt etwaiger zwischenzeitlich auf 

die Schuldverschreibungen geleisteten Ausschüttungen) niedriger ist als der Preis (einschließlich allfälliger 

Spesen und Gebühren), zu dem er die Schuldverschreibungen erworben hat, erleidet der Anleger einen Netto-

verlust. Entschließt sich der Inhaber, die Schuldverschreibungen bis zu ihrer Rückzahlung zu behalten, werden 

die Schuldverschreibungen mit dem im maßgeblichen Konditionenblatt festgesetzten Betrag rückgezahlt. Der 

historische Preis von Schuldverschreibungen stellt keinen Indikator für die zukünftige Wertentwicklung von 

Schuldverschreibungen dar. 

Bestimmte Schuldverschreibungen können eine Option enthalten oder mit einer solchen kombiniert sein, deren 

Kurs sich ändern und damit den Marktpreis der Schuldverschreibungen beeinflussen kann. Der Optionspreis 

(die Optionsprämie) wird hauptsächlich von der Differenz zwischen dem Preis des  Basiswertes und dem Aus-

übungspreis, der Restlaufzeit der auszuübenden Option und der Volatilität des Basiswertes beeinflusst. Wen i-

ger Einfluss auf den Optionspreis haben Faktoren wie Zinsen, Marktbedingungen und der Dividendensatz des 

Basiswertes. Änderungen im Preis und in der Volatilität des Basiswertes beeinflussen den Preis der Option we-

sentlich. Der Wert der Option verringert sich meist gegen den Verfalltag hin, danach ist die Option überhaupt 
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wertlos. Der Inhaber solcher Schuldverschreibungen trägt daher das Risiko einer ungünstigen Entwicklung des 

Preises der Option, die in diesen Schuldverschreibungen enthalten oder mit ihnen kombiniert ist.  

Wenn Schuldverschreibungen vor ihrer Fälligkeit zurückgezahlt werden, sind die Inhaber dieser 

Schuldverschreibungen Risiken ausgesetzt, einschließlich dem Risiko, dass ihre Anlage eine niedrigere 

Rendite als erwartet aufweist (Risiko der vorzeitigen Rückzahlung). 

Das Konditionenblatt von Schuldverschreibungen kann ein Recht der Emittentin auf vorzeitige Rückzahlung der 

Schuldverschreibung vorsehen. Wenn die Bedingungen einer Schuldverschreibung eine vorzeitige Rückzah-

lung nach Wahl der Emittentin vorsehen, kann die Emittentin nach Mitteilung an die Anleger (wie im Konditio-

nenblatt festgelegt) die Schuldverschreibung an einem (oder mehreren) vorherbestimmten Rückzahlungs-

tag(en) zu einem bestimmten Wahlrückzahlungsbetrag zurückzahlen. Dieses Recht auf vorzeitige Rückzahlung 

kommt häufig bei Schuldverschreibungen vor, die in Hochzinsphasen begeben werden. Sinkt das Marktzinsni-

veau, besteht für Anleger das Risiko, dass die Emittentin von ihrem Recht auf vorzeitige Rückzahlung 

Gebrauch macht. In Folge können die ausgeschütteten Zinsen geringer sein als erwartet und es kann der ta t-

sächliche Rückzahlungsbetrag der Schuldverschreibungen geringer sein als der vom Anleger investierte Kapi-

talbetrag. Aufgrund einer vorzeitigen Rückzahlung kann der Anleger einen Teil seines investierten Kapitals ver-

lieren, sodass er in diesem Fall nicht den Gesamtbetrag seines investierten Kapitals erhält. Darüber hinaus 

können Anleger, die die bei einer vorzeitiger Rückzahlung erhaltenen Rückzahlungsbeträge wieder veranlagen 

wollen, diese möglichweise nur mit niedrigerem Ertrag wiederveranlagen als bei jenen der vorzeitig zurückge-

zahlten Schuldverschreibungen. 

Anleger können dem Risiko unvorteilhafter Wechselkursschwankungen oder dem Risiko, dass Behör-

den Devisenkontrollen anordnen oder modifizieren, ausgesetzt sein (Währungsrisiko – Wechselkursri-

siko). 

Inhaber von Schuldverschreibungen, die auf eine fremde Währung lauten, sind nachteiligen Änderungen von 

Wechselkursen ausgesetzt, welche die Rendite der Schuldverschreibungen negativ beeinflussen können. Eine 

Änderung des Wertes einer ausländischen Währung gegenüber dem Euro beispielsweise , führt zu einer ent-

sprechenden Änderung des Euro-Wertes einer Schuldverschreibung, die auf eine andere Währung als Euro 

lautet. Wenn der zugrundeliegende Wechselkurs sinkt und der Wert des Euro entsprechend steigt, fällt der 

Kurs einer Schuldverschreibung in Euro. Weiters können Regierungen und Behörden (wie dies bereits stattge-

funden hat) Devisenbeschränkungen einführen, die die maßgeblichen Wechselkurse wesentlich nachteilig b e-

einflussen können. Als Folge könnten Anleger geringere Zins- und/oder Rückzahlungen als erwartet erhalten. 

Zinszahlungen und die Rückzahlung einer Schuldverschreibung wie auch der Wert des Basiswertes können in 

Fremdwährungen angegeben werden. 

Wenn sich das Währungsrisiko verwirklicht, besteht das Risiko, dass der Anleger entweder ke ine oder nur teil-

weise Zins- oder Rückzahlungen erhält. 

Es besteht ein Risiko, dass Inhaber von Schuldverschreibungen nicht in der Lage sind, Erträge aus den 

Schuldverschreibungen so zu reinvestieren, dass sie den gleichen Ertrag erzielen (Wiederanlagerisiko). 

Inhaber von Schuldverschreibungen tragen gegebenenfalls das Risiko, dass die ihnen aus einer Anlage in die 

Schuldverschreibungen zufließenden Zinsen der Schuldverschreibungen nicht so reinvestiert werden können, 

dass damit der gleiche Ertrag wie mit den rückgezahlten Schuldverschreibungen erzielt werden kann. 

Mit dem Kauf und Verkauf von Schuldverschreibungen verbundene Nebenkosten können das Ertrags-

potenzial der Schuldverschreibungen wesentlich beeinflussen. 

Beim Kauf oder Verkauf von Schuldverschreibungen können neben dem Kauf- oder Verkaufspreis der Schuld-

verschreibungen verschiedene Arten von Nebenkosten (einschließlich Transaktionsgebühren und Provisionen) 

anfallen. Finanzinstitute verrechnen in der Regel Provisionen entweder als fixe Mindestprovisionen oder als 

vom Auftragswert abhängige prozentuelle Provisionen. Soweit zusätzliche – inländische oder ausländische – 

Parteien an der Durchführung eines Auftrags beteiligt sind, wie zum Beispiel inländische Händler oder Broker 

auf Auslandsmärkten, können Anlegern auch Brokergebühren, Provisionen und sonstige Gebühren und Kosten 

derartiger Parteien (Drittkosten) verrechnet werden. 
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Neben den direkt mit dem Kauf der Schuldverschreibungen verbundenen Kosten (direkten Kosten) müssen An-

leger auch Folgekosten (wie etwa Depotgebühren) berücksichtigen. Anleger sollten sich vor einer Anlage in 

Schuldverschreibungen über die in Zusammenhang mit dem Kauf, der Verwahrung und dem Verkauf von 

Schuldverschreibungen anfallenden Zusatzkosten informieren. Anleger unterliegen dem Risiko, dass diese Ne-

benkosten den Ertrag aus dem Halten der Schuldverschreibungen erheblich reduzieren oder gar aufheben 

können, insbesondere wenn geringe Beträge investiert werden. 

Anleger tragen das Risiko der fehlerhaften Abwicklung durch Clearingsysteme. 

Die Abwicklung von Kauf und Verkauf der Schuldverschreibungen erfolgt über bestimmte Clearingstellen. Clea-

ringstellen können entweder die Emittentin selbst, die OeKB oder ein bevollmächtigter Dritter sein. Im Falle der 

Abwicklung durch die OeKB oder einen bevollmächtigten Dritten, übernimmt die Emittentin keine Verantwor-

tung dafür, dass die Schuldverschreibungen tatsächlich in das Wertpapierdepot des jeweiligen Anlegers übe r-

tragen werden. Anleger müssen sich auf die Funktionsfähigkeit des Clearingsystems verlassen. Anleger tragen 

daher das Risiko, dass die Abwicklung nicht ordnungsgemäß und/oder zeitgerecht abgewickelt wird.  

Die steuerlichen Auswirkungen einer Anlage in Schuldverschreibungen sollten sorgfältig bedacht wer-

den. 

Zinszahlungen für Schuldverschreibungen bzw. von einem Anleger bei Verkauf oder Rückzahlung der Schuld-

verschreibungen realisierte Gewinne, können in seinem Heimatland oder in anderen Ländern zu versteuern 

sein. Die steuerlichen Auswirkungen für Anleger im Allgemeinen werden im Abschnitt "Besteuerung in Öster-

reich" dieses Basisprospekts beschrieben; allerdings können sich die steuerlichen Auswirkungen für einen ein-

zelnen Anleger von der für Anleger im Allgemeinen beschriebenen Situation unterscheiden. Potenzielle Anleger 

sollten sich daher hinsichtlich der steuerlichen Auswirkungen einer Anlage in Schuldverschreibungen an ihren 

Steuerberater wenden. Anleger sind dem Risiko ausgesetzt, dass die reale Rendite einer Anlage in Schuldve r-

schreibungen aufgrund von Einflüssen anwendbarer Steuergesetzgebung wesentlich geringer als erwartet sein 

kann. Außerdem können sich die geltenden Steuervorschriften in Zukunft zu Ungunsten der Anleger ändern, 

was zu höherer Steuerbelastung und damit zu geringeren Erträgen führen könnte.  

Die Schuldverschreibungen unterliegen österreichischem Recht, und Änderungen in den geltenden Ge-

setzen, Verordnungen oder regulatorischen Vorschriften können negative Auswirkungen auf die Emi t-

tentin, die Schuldverschreibungen und die Anleger haben. 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen unterliegen österreichischem Recht. Anleger sollten beachten, 

dass das für die Schuldverschreibungen geltende Recht unter Umständen nicht das Recht ihres eigenen Lan-

des ist und dass das auf die Schuldverschreibungen anwendbare Recht ihnen unter Umständen keinen ähnli-

chen oder adäquaten Schutz bietet. Des Weiteren kann hinsichtlich der Auswirkungen einer etwaigen gerichtl i-

chen Entscheidung oder einer Änderung österreichischen Rechts (oder des in Österreich anwendbaren Rechts) 

bzw. der nach dem Datum dieses Basisprospekts üblichen Verwaltungspraxis keine Zusicherung gegeben oder 

Aussage getroffen werden. Anleger unterliegen daher dem Risiko, dass das auf die Schuldverschreibungen 

anwendbare Recht und die Bedingungen der Schuldverschreibungen für Anleger unvorteilhaft sind und (ihre 

Auswirkungen) sich ändern können. 

Forderungen gegen die Emittentin auf Rückzahlung verjähren, sofern sie nicht binnen dreißig Jahren 

(hinsichtlich Kapital) und binnen drei Jahren (hinsichtlich Zinsen) geltend gemacht werden. 

Forderungen gegen die Emittentin auf Rückzahlung im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen verjäh-

ren und erlöschen sofern sie nicht binnen dreißig Jahren (hinsichtlich Kapital) und binnen drei Jahren (hinsich t-

lich Zinsen) geltend gemacht werden. Es besteht ein Risiko, dass Anleger nach Ablauf dieser Fristen nicht 

mehr in der Lage sein werden, ihre Forderungen auf Rückzahlung im Zusammenhang mit den Schuldve r-

schreibungen erfolgreich geltend zu machen.  

Wird ein Kredit zur Finanzierung des Kaufs der Schuldverschreibungen aufgenommen, erhöht dies das 

Verlustrisiko. 

Wird ein Kredit für die Finanzierung des Kaufs der Schuldverschreibungen aufgenommen und gerät die Emit-

tentin danach mit den Zahlungen auf die Schuldverschreibungen in Verzug oder sinkt der Marktpreis erheblich, 



28 
  

kann der Anleger einen Verlust seiner Anlage erleiden und muss dennoch den Kredit und die damit verbunde-

nen Zinsen zurückzahlen. Dadurch kann sich das Verlustrisiko erheblich erhöhen. Anleger sollten nicht davon 

ausgehen, dass Verpflichtungen aus dem Kredit mit Zinszahlungen und/oder dem Verkaufs- oder Rückzahlungser-

lös der Schuldverschreibungen teilweise oder zur Gänze rückgeführt werden können.  

Einschränkung der Übertragbarkeit der Wertpapiere. 

Im Fall der Verwahrung der Schuldverschreibungen bei der Emittentin selbst, muss der Anleger ein Depot bei 

der Emittentin eröffnen. Die Schuldverschreibungen können daher nicht von Anlegern ohne Depot bei der Emi t-

tentin erworben werden. Daher ist die Übertragbarkeit der Schuldverschreibungen eingeschränkt. In Folge kön-

nen die Schuldverschreibungen nicht auf ein Depot bei einem anderen Kreditinstitut übertragen werden. Es be-

steht das Risiko, dass der Anleger seine Schuldverschreibungen nur zu einem unter dem Kaufpreis der 

Schuldverschreibungen liegenden Preis verkaufen kann und einen Verlust erleidet.  

2.3 RISIKEN, DIE MIT BESTIMMTEN AUSSTATTUNGSMERKMALEN UND PRODUKTKATEGORIEN 

VON SCHULDVERSCHREIBUNGEN VERBUNDEN SIND. SCHULDVERSCHREIBUNGEN KÖN-

NEN MEHRERE AUSSTATTUNGSMERKMALE BEINHALTEN 

Nachstehend befindet sich eine zusammengefasste Darstellung der Ausstattungsmerkmale und Produktkatego-

rien sowie der wesentlichsten Risiken dieser Schuldverschreibungen. Darüber hinaus können auch die oben 

dargestellten Risiken auf die einzelnen Produkte zutreffen.  

Fix verzinste Schuldverschreibungen. Fix verzinste Schuldverschreibungen tragen das Risiko, dass der 

Kurs dieser Schuldverschreibungen aufgrund von Veränderungen des Marktzinsniveaus sinkt.  

Inhaber von fix verzinsten Schuldverschreibungen tragen das Risiko, dass der Kurs solcher Schuldverschrei-

bungen aufgrund von Veränderungen des Marktzinsniveaus sinkt. Während der nominelle Zinssatz von fix ve r-

zinsten Schuldverschreibungen, wie im Konditionenblatt festgelegt, während der Laufzeit der Schuldverschrei-

bungen im Vorhinein festgesetzt ist, ändert sich der Zinssatz auf den Kapitalmärkten für vergleichbare Schuld-

verschreibungen (das "Marktzinsniveau") üblicherweise täglich. 

Mit den Schwankungen des Marktzinsniveaus ändert sich auch der Kurs der fix verzinsten Schuldverschreibun-

gen, typischerweise vom Marktzinsniveau ausgehend in die entgegengesetzte Richtung. Wenn das Marktzins-

niveau steigt, sinkt der Kurs von fix verzinsten Schuldverschreibungen üblicherweise so lange, bis die Rendite 

dieser Schuldverschreibungen etwa dem Marktzinsniveau entspricht.  

Behält der Inhaber von fix verzinsten Schuldverschreibungen diese bis zum Ende der Laufzeit, sind für ihn de r-

artige Schwankungen des Marktzinsniveaus ohne Bedeutung, da die Schuldverschreibungen zum festgelegten 

Rückzahlungsbetrag, üblicherweise zum Nennbetrag, rückgezahlt werden. Das gleiche gilt für Schuldverschrei-

bungen mit steigender oder fallender Verzinsung (Stufenzinsanleihen), wenn die Marktzinssätze für vergleic h-

bare Schuldverschreibungen höher als die für diese Schuldverschreibungen geltenden Zinssätze sind.  

Variabel verzinste Schuldverschreibungen. Inhaber von variabel verzinsten Schuldverschreibungen tra-

gen das Risiko schwankender Zinsniveaus und ungewisser Zinserträge. 

Ein Inhaber von variabel verzinsten Schuldverschreibungen trägt das Risiko eines schwankender Marktzinsn i-

veaus und ungewisser Zinserträge. Aufgrund des schwankenden Marktzinsniveaus ist es nicht möglich, die 

Rendite von variabel verzinsten Schuldverschreibungen im Vorhinein zu bestimmen. Abhängig vom zugrunde-

liegenden Basiswert und Ausgestaltung der Schuldverschreibungen, unterliegen variabel verzinste Schuldver-

schreibungen üblicherweise einer hohen Volatilität. Sind variabel verzinste Schuldverschreibungen derart struk-

turiert, dass sie Multiplikatoren, Höchstzinssätze oder Mindestzinssätze, oder eine Kombination solcher Merk-

male enthalten, kann sich der Marktpreis volatiler gestalten als jener von variabel verzinsten Schuldverschre i-

bungen, die solche Merkmale nicht enthalten.  

Die Wertentwicklung variabel verzinster Schuldverschreibungen hängt insbesondere von der Entwicklung des 

Marktzinsniveaus, dem Angebot und der Nachfrage auf dem Sekundärmarkt und der Bonität der Emittentin ab. 

Bei Veränderungen dieser Faktoren kann es daher zu Schwankungen des Kurswertes der Schuldverschreibun-

gen kommen. Die Emittentin weist ausdrücklich darauf hin, dass Änderungen des Marktzinsniveaus während 
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einer Zinsperiode auch die Höhe der Verzinsung in den nachfolgenden Zinsperioden negativ bee influssen kön-

nen. Die Emittentin kann diese Faktoren nicht beeinflussen. 

Fixed to Floating Rate Schuldverschreibungen. Bei Fixed to Floating Rate Schuldverschreibungen kann 

der Zinssatz nach Wechsel von einer fixen Verzinsung auf eine variable Verzinsung weniger vorteilhaft 

für den Anleger sein als der vormals fixe Zinssatz. 

Der Wechsel von einer fixen auf eine variable Verzinsung beeinflusst den Marktpreis der Schuldverschreibun-

gen. Beim Wechsel von einem fixen auf einen variablen Zinssatz, kann der variab le Zinssatz niedriger sein, als 

jener der fixen Zinsperiode und jener einer vergleichbaren variablen Schuldverschreibung.   

Reverse Floating Rate Schuldverschreibungen. Der Marktpreis von Reverse Floating Rate Schuldver-

schreibungen ist volatiler als der Marktpreis konventionellerer variabel verzinster Schuldverschreibun-

gen, die auf demselben Referenzsatz basieren. 

Der Marktpreis von Reverse Floating Rate Schuldverschreibungen ist üblicherweise volatiler als der Marktpreis 

konventionellerer variabel verzinster Schuldverschreibungen, die (bei sonst vergleichbaren Bedingungen) auf 

demselben Referenzsatz basieren. Reverse Floating Rate Schuldverschreibungen sind häufig volatile Anlagen, 

da ein Ansteigen des Referenzsatzes nicht nur die Zinsen auf die Schuldverschreibungen verringert, sondern 

die Schuldverschreibungen auch auf ein Ansteigen des herrschenden Zinsniveaus reagieren können, was den 

Marktpreis der Schuldverschreibungen zusätzlich negativ beeinflussen kann. Anleger sind daher dem Risiko 

ausgesetzt, dass langfristige Marktzinssätze ansteigen werden, auch wenn kurzfristige Zinssätze fallen.   

Nullkupon-Schuldverschreibungen. Veränderungen in den Marktzinssätzen haben auf die Kurse von 

Nullkupon-Schuldverschreibungen einen wesentlich stärkeren Einfluss als auf die Kurse gewöhnlicher 

Schuldverschreibungen. 

Nullkupon-Schuldverschreibungen weisen keine Verzinsung (Kupon) auf. Ein Inhaber von Nullkupon- Schuld-

verschreibungen trägt das Risiko, dass der Kurs der Schuldverschreibungen aufgrund von Veränderungen des 

Marktzinsniveaus sinken kann. Der Kurs von Nullkupon-Schuldverschreibungen verhält sich volatiler als der 

Kurs von verzinsten Schuldverschreibungen und reagiert auf Änderungen des Marktzinsniveaus stärker als 

verzinste Schuldverschreibungen mit ähnlicher Laufzeit.  

Zielkupon-Schuldverschreibungen. Bei Zielkupon-Schuldverschreibungen trägt der Anleger das Risiko 

einer vorzeitigen Rückzahlung sobald ein bestimmter Betrag erreicht wird.  

Wenn Schuldverschreibungen einen Zielkupon beinhalten, trägt der Anleger das Risiko der vorzeitigen Rück-

zahlung, sobald ein bestimmter Betrag erreicht wird. Dies kann sich nachteilig auf die Liquiditätsplanung des 

Anlegers oder auf einen geplanten Ertrag der Schuldverschreibung auswirken. Aufgrund der vorzeitigen Rück-

zahlung kann der Anleger zukünftig zu erwartende Erträge verlieren (siehe auch "Risiko der vorzeitigen Rück-

zahlung").  

Doppelwährungs-Schuldverschreibungen. Bei Doppelwährungs-Schuldverschreibungen können sich 

Veränderungen des Wechselkurses zwischen Euro und Fremdwährung nachteilig auf den Ertrag der 

Schuldverschreibungen auswirken. 

Am Tag der Rückzahlung der Doppelwährungs-Schuldverschreibungen, hat die Emittentin die Möglichkeit, zwi-

schen einer Rückzahlung in Euro oder in einer Fremdwährung zu wählen, wobei der Wechselkurs zwischen Eu-

ro und Fremdwährung am Laufzeitbeginn festgelegt wird. Aus diesem Grund können sich Veränderungen des 

Wechselkurses nachteilig auf den Ertrag solcher Schuldverschreibungen auswirken.  

Raten-Schuldverschreibungen. Raten-Schuldverschreibungen tragen das Risiko, dass der Anleger, auf-

grund Unvermögen nachfolgende Ratenzahlungen zu leisten, Teile oder sein gesamtes Investment ver-

liert. 

Die Emittentin kann Schuldverschreibungen begeben, bei denen der Emissionspreis in mehreren Raten zu be-

zahlen ist. Anleger sollten sich daher bewusst sein, dass sie dazu angehalten werden können, weitere Kapita l-

zahlungen zu leisten, nachdem sie die Raten-Schuldverschreibungen erworben haben. Eine Nichtleistung von 
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nachfolgenden Ratenzahlungen kann das Risiko mit sich bringen, dass der Anleger Teile oder sein gesamtes 

investiertes Kapital verliert.  

Tilgungs-Schuldverschreibungen. Bei Tilgungs-Schuldverschreibungen trägt der Anleger das Risiko ei-

ner vorzeitigen Rückzahlung.  

Wenn Schuldverschreibungen die Möglichkeit der Teiltilgung beinhalten, können Teile der Schuldverschreibun-

gen vor Fälligkeit rückgezahlt werden. Der Betrag sowie der Zeitpunkt der Teiltilgung werden bereits im Vorhin-

ein festgesetzt. Aufgrund der Teiltilgung kann der Anleger zukünftig zu erwartende Erträge verlieren (siehe 

auch "Risiko der vorzeitigen Rückzahlung").  

Schuldverschreibungen mit vorzeitigem Kündigungsrecht der Emittentin. Bei Schuldverschreibungen 

mit vorzeitigem Kündigungsrecht der Emittentin trägt der Anleger neben dem Risiko der vorzeitigen 

Rückzahlung aufgrund des Ausübungskursrisikos auch ein höheres Marktpreisrisiko. 

Wenn Schuldverschreibungen ein vorzeitiges Kündigungsrecht seitens der Emittentin beinhalten, kann die 

Emittentin nach erfolgter Benachrichtigung die Schuldverschreibungen an einem oder mehreren Kündigungsta-

gen für gewöhnlich zum Nennbetrag zurückzahlen. In diesem trägt Fall der Inhaber dieser Schuldverschreibu n-

gen das Risiko, dass seine Anlage aufgrund der vorzeitigen Rückzahlung eine geringere Rendite abwirft als 

erwartet. Die Emittentin kann ein vorzeitiges Kündigungsrecht  ausüben, wenn die Rendite für vergleichbare 

Schuldverschreibungen auf den Kapitalmärkten fällt, was bedeutet, dass der Anleger den für die Schuldve r-

schreibungen erhaltenen Rückzahlungsbetrag eventuell nur mit geringerer Rendite wiederveranlagen kann. Da 

alle Inhaber der Schuldverschreibungen dem Risiko einer Ausübung des Kündigungsrechts durch die Emitte n-

tin unterliegen (dieses stellt eine Option dar), spiegelt s ich dieses Ausübungsrisiko auch im Marktpreis solcher 

Schuldverschreibungen wider. Dies kann zu beachtlichen Preisschwankungen führen, wenn Änderungen der 

Zinssätze oder der Volatilität vorliegen (siehe auch "Risiko der vorzeitigen Rückzahlung").  

Schuldverschreibungen mit einem Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag. Bei Schuldverschrei-

bungen mit einem Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag wird die Höhe der Zinsen und/oder des 

Rückzahlungsbetrages niemals über den Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag hinaus steigen. 

Ist der Zinssatz und/oder der Rückzahlungsbetrag einer Emission von Schuldverschreibungen nicht fix, so n-

dern wird er/werden sie entsprechend der im Konditionenblatt dargestellten Struktur der Schuldverschreibun-

gen bestimmt, kann eine solche Emission auch einen Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag beinhalten. 

Wurde ein Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag festgelegt, wird die Höhe der Zinsen und/oder des Rück-

zahlungsbetrages niemals darüber hinaus steigen, womit der Inhaber nicht in der Lage sein wird, von einer 

günstigen, über den Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag hinaus gehenden, Entwicklung zu profitieren. 

Die Rendite könnte daher beträchtlich niedriger ausfallen als jene ähnlich strukturierter Schuldverschreibungen 

ohne Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag. 

Schuldverschreibungen, die bestimmte für Anleger vorteilhafte Ausstattungsmarkmale wie beispiels-

weise einen Mindestzinssatz aufweisen, können auch für Anleger nachteilige Ausstattungsmerkmale 

wie beispielsweise einen Höchstzinssatz oder einen höheren Emissionspreis aufweisen. 

Anleger sollten bedenken, dass eine Schuldverschreibung mit einer Mindestverzinsung typischerweise auch 

Ausstattungsmerkmale aufweist, die nachteilig für Anleger sein können (z.B. einem Höchstzinssatz oder einen 

höheren Emissionspreis) oder zu einem höheren Preis angeboten werden als vergleichbare Schuldverschre i-

bungen, die keine Mindestverzinsung aufweisen. Anleger sind dazu angehalten, selbst zu beurteilen, ob der 

positive Effekt, den eine Mindestverzinsung haben kann, den höheren Preis oder die anderen für Anleger nega-

tiven Ausstattungsmerkmale aufweist. 

Schuldverschreibungen, die von einem Basiswert abhängig sind, sind mit besonderem Risiko behaftet.  

Eine Anlage in basiswertabhängige Schuldverschreibungen kann beträchtliche Risiken beinhalten, die bei einer 

ähnlichen Anlage in konventionell verzinste Schuldverschreibungen nicht auftreten. Als Basiswerte können Ak-

tien, Schuldtitel, Fonds, Hedgefonds, Indizes, Rohstoffe, Währungen, Waren, oder eine Formel oder ein Korb 

von Basiswerten dienen. Eine Anlage in basiswertabhängige Schuldverschreibungen kann ähnlichen Risiken 

unterliegen wie eine direkte Anlage in die jeweiligen Basiswerte.  Zu den Risiken eines direkten Investments in 
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einen Basiswert können weitere Risiken treten, wenn die Anbindung an den Basiswert nicht direkt, sondern 

über ein an diesen Basiswert gebundenes Finanzinstrument (ein Derivat wie z.B. ein Future) erfolgt; dies ist 

häufig bei Basiswerten wie Rohstoffen und Währungen der Fall. Wenn der Basiswert der Schuldverschreibun-

gen ein Wertpapier ist, wie beispielsweise ein anderer Schuldtitel, hat der Inhaber neben dem Bonitätsrisiko 

der Emittentin der Schuldverschreibungen, auch das Bonitätsrisiko des Emittenten der den Schuldverschrei-

bungen zugrundeliegenden Schuldtiteln zu tragen. 

Sind Zinszahlungen und/oder Rückzahlungen von der Wertentwicklung eines bestimmten Basiswertes abhän-

gig, trägt der Anleger aufgrund der Volatilität des jeweiligen Basiswertes das Risiko schwankender Zinsni-

veaus, und demzufolge eines ungewissen Zinsertrags. Der Anleger erhält möglicherweise überhaupt keine 

Zinszahlungen, womit die Rendite von Schuldverschreibungen mit basiswertabhängiger Verzinsung auch neg a-

tiv werden kann. Je nach Berechnung des Rückzahlungsbetrages kann die Rendite einer Schuldverschreibung 

mit basiswertabhängiger Rückzahlung auch negativ sein, und ein Anleger kann (je nach Ausgestaltung der 

Schuldverschreibungen) die Kapitalanlage zur Gänze oder zum Teil verlieren. Je volatiler der maßgebliche Ba-

siswert ist, umso größer ist die Ungewissheit in Bezug auf Zinsertrag und Höhe des Rückzahlungsbetrags.  Es 

ist nicht möglich, die Rendite von basiswertabhängigen Schuldverschreibungen im Vorhinein zu bestimme n.  

Anleger sollten beachten, dass der Marktpreis von basiswertabhängigen Schuldverschreibungen sehr volatil 

sein kann und daher der Marktpreis deutlich unter dem Kaufpreis der Schuldverschreibungen liegen kann. 

Die Wertentwicklung des zugrundeliegenden Basiswertes unterliegt zusätzlichen Risiken, wie unter anderem 

das Warenpreisrisiko, das Kreditrisiko und/oder politische und allgemeine wirtschaftliche Risiken. Weder der 

aktuelle noch der historische Wert des maßgeblichen Basiswertes sollte als Hinweis auf  die zukünftige Wert-

entwicklung des zugrundeliegenden Basiswertes während der Laufzeit einer Schuldverschreibung angesehen 

werden.  

Anleger, die eine Anlage in basiswertabhängige Schuldverschreibungen erwägen, sollten bedenken, dass die 

Bonität der Emittentin bei diesen Schuldverschreibungen nicht der einzige Gradmesser der Wahrscheinlichkeit 

eines Ausfalls von Zins- und/oder Rückzahlungen sein kann, da die Bonität der Emittentin nur eine Einschät-

zung ihrer Fähigkeit zur Erfüllung ihrer Verpflichtung ist, aber keine Aussage über den Eintritt von Zahlungs-

verpflichtungen der Emittentin unter basiswertabhängigen Schuldverschreibungen trifft. Der Eintritt und die H ö-

he möglicher Zahlungsverpflichtungen der Emittentin unter basiswertabhängigen Schuldverschreibungen hän-

gen von der Entwicklung der Basiswerte ab. Anleger sollen sich darüber im Klaren sein, dass sie bei einer für 

sie negativen Entwicklung der den Schuldverschreibungen zugrundeliegenden Basiswerte möglicherweise 

selbst bei guter Bonität der Emittentin, keine Zahlungen aus den Schuldverschreibungen von der Emittentin er-

halten. Potentielle Anleger sollten daher genau abwägen, ob eine Anlage in basiswertabhängige Schuldve r-

schreibungen eine für sie geeignete Anlage ist. Anleger werden aufgefordert, sich hinsichtlich der Eignung der 

Schuldverschreibungen für den Anleger und der mit den Schuldverschreibungen verbundenen Risiken entspre-

chend beraten zu lassen.  

Besondere Risiken im Zusammenhang mit fonds-, hedgefonds- und schuldtitelgebundenen Schuldver-

schreibungen 

Eine Anlage in fonds-, hedgefonds- und schuldtitelgebundene Schuldverschreibungen weisen neben den oben 

genannten Risiken zusätzlich folgende komplexe Risiken auf:  

- Fondsgebundene Schuldverschreibungen 

Anleger können dem Marktpreisrisiko jener Positionen unterliegen, in die der Fonds (die Fonds) investiert. 

Der Anleger trägt auch das Risiko, dass Manager des (der) Fonds fahrlässig oder betrügerisch handeln. Bei 

fondsgebundenen Schuldverschreibungen kann es auch der Fall sein, dass die Rückzahlung mittels Über-

tragung der zugrundeliegenden Fondsanteile vorgenommen wird. In diesem Fall kann die Wertentwicklung 

des (der) Fonds einen direkten Einfluss auf die Schuldverschreibung haben, Anleger sind dem Risiko aus-

gesetzt, dass der Wert solcher Fondsanteile deutlich unter dem Kaufpreis der Schuldverschreibung liegt. 

Bei Schuldverschreibungen mit einem fondsgebundenen Rückzahlungsbetrag können Anleger ihr investie r-

tes Kapital zum Teil oder zur Gänze (Totalausfall) verlieren. 
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- Hedgefondsgebundene Schuldverschreibungen  

Eine Anlage in Schuldverschreibungen, deren Bedingungen wirtschaftlich einen Hedgefonds abbilden oder 

eine Bindung zu einem Hedgefonds herstellen, ist mit einem sehr hohen Risiko behaftet. Hedgefonds sind 

spezielle Fonds, die durch eine spekulative Anlagestrategie gekennzeichnet sind und die ein entsprechend 

hohes Risiko tragen. Aufgrund dieses hohen Risikos gelten für eine Anlage in derartige Schuldverschre i-

bungen besondere Überlegungen: Es sollten keinesfalls alle verfügbaren Mittel bzw. keine durch Kredit fi-

nanzierten Mittel in derartige Schuldverschreibungen investiert werden. Eine Anlage in solche Schuldver-

schreibungen wird Anlegern angeboten, die über besondere Kenntnisse im Bereich von Kapitalanlagen ve r-

fügen. Anleger sollten sich nur dann für eine derartige Kapitalanlage entscheiden, wenn sie über besonders 

ausgeprägte Investmentkenntnisse verfügen und in der Lage sind, die mit derartigen Schuldverschreibun-

gen verbundenen Risiken sorgfältig zu prüfen und zu tragen. Bei Schuldverschreibungen mit einem hedge-

fondsgebundenen Rückzahlungsbetrag können Anleger ihr investiertes Kapital zum Teil oder zur Gänze 

(Totalausfall) verlieren. 

- Schuldtitelgebundene Schuldverschreibungen 

Anleger, die eine Veranlagung in schuldtitelgebundene Schuldverschreibungen erwägen, sollten bedenken, 

dass sie bei schuldtitelgebundene Schuldverschreibungen in der Regel nicht nur das Insolvenzrisiko der 

Emittentin der Schuldverschreibungen, sondern auch jenes der Emittentin der zugrundeliegenden Schuldti-

tel zu tragen haben. Zusätzlich sollten Anleger beachten, dass der Marktpreis solcher Schuldverschreibun-

gen sehr volatil sein kann und unter anderem von der Volatilität der zugrundeliegenden Schuldtitel abhängig 

ist. Diese ist wiederum zu einem großen Teil von der Bonität der Emittentin der den schuldtitelgebundenen 

Schuldverschreibungen zugrundeliegenden Schuldtitel abhängig. Anleger, die in schuldtitelgebundene 

Schuldverschreibungen investieren, übernehmen das Risiko, dass sich der Credit Spread (d.h. der von der 

Emittentin des zugrundeliegenden Schuldtitels an ihre Anleger zu zahlende Aufschlag für das Kreditrisiko) 

der Emittentin der zugrundeliegenden Schuldtitel ändert. Wenn der Credit Spread der Emittentin der 

zugrundeliegenden Schuldtitel ansteigt, würde dies den Kurs der Schuldverschreibungen sinken lassen. 

Weder der aktuelle noch der historische Wert der zugrundeliegenden Schuldtitel oder des Credit Spreads 

der Emittentin der zugrundeliegenden Schuldtitel sollte als Hinweis auf die zukünf tige Wertentwicklung die-

ser Schuldtitel während der Laufzeit einer Schuldverschreibung angesehen werden. 

Es besteht ein Risiko, dass der Handel mit den Basiswerten ausgesetzt, unterbrochen oder eingestellt 

wird. 

Notiert ein Basiswert auf einem oder mehreren geregelten oder ungeregelten Märkten, kann die Notierung des 

Basiswertes von der jeweiligen Börse oder einer Aufsichts- oder Regulierungsbehörde aus verschiedenen 

Gründen, insbesondere auch der Verletzung von Kurslimits, bei Verstößen gegen gesetzliche Bestimmungen, 

beim Auftreten operativer Probleme der Börse oder, ganz allgemein, wenn dies zur Aufrechterhaltung eines 

funktionierendes Markts oder zur Wahrung der Anlegerinteressen für erforderlich gehalten wird,  ausgesetzt 

oder unterbrochen werden. Weiters kann der Handel mit einem Basiswert aufgrund einer Entscheidung der 

Börse, einer Aufsichts- oder Regulierungsbehörde oder auf Antrag der Emittentin eingestellt werden. Wird der 

Handel mit einem Basiswert der Schuldverschreibungen ausgesetzt, unterbrochen oder eingestellt, wird übli-

cherweise auch der Handel mit den Schuldverschreibungen ausgesetzt, unterbrochen oder eingestellt, beste-

hende Order für den Verkauf oder Kauf solcher Schuldverschreibungen üblicherweise storniert und (bestehen-

de) Kauf- und Verkaufsaufträge können nicht durchgeführt werden. Dies kann zu einer verzerrten Preisbildung 

der Schuldverschreibungen führen. Anleger sollten beachten, dass die Emittentin keinen Einfluss auf Han-

delsaussetzungen oder -unterbrechungen von Basiswerten hat. Die Aussetzung, Unterbrechung oder Einstel-

lung des Handels der Basiswerte kann wesentliche negative Auswirkungen auf den Marktpreis der Schuldve r-

schreibungen haben.  

Aktienschuldverschreibungen weisen ähnliche Risiken auf wie eine direkte Anlage in Aktien. 

Aktienschuldverschreibungen können derart ausgestaltet sein, dass die Rückzahlung durch Übertragung der 

zugrundeliegenden Aktien erfolgt. Daher kann eine Anlage in Aktienschuldverschreibungen ähnlichen Risiken 

unterliegen wie eine direkte Anlage in Aktien. Anleger sollten sich daher entsprechend beraten lassen. Die 

zugrundeliegenden Aktien können auf einem geregelten oder ungeregelten Markt innerhalb oder außerhalb des 

EWR notieren (wie im Konditionenblatt festgelegt). Solche Aktien könnten illiquide und/oder hinsichtlich ihres 
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Kurses nicht oder nicht korrekt bestimmbar sein, insbesondere wenn sie nicht oder nur an einem ungeregelten 

Markt notiert sind. Anleger gehen daher das Risiko ein, dass der Kurs nicht den Wert der Aktie widerspiegelt 

und/oder dass sie nicht in der Lage sein werden, solche Aktien zu veräußern. Bei Aktienschuldverschreibungen 

können Anleger ihr investiertes Kapital zum Teil oder zur Gänze (Totalausfall) verlieren.  

2.4 RISIKEN IN ZUSAMMENHANG MIT NACHRANGIGEN SCHULDVERSCHREIBUNGEN  

Anleger werden darauf hingewiesen, dass sich die gesetzlichen Angaben zu den Schuldverschreibungen in den 

Anhängen I. – VIII. auf die zum Zeitpunkt der jeweiligen Emission in Österreich geltende Rechtslage beziehen.  

Die Verpflichtungen der Emittentin aus nachrangigen Schuldverschreibungen werden bei Liquidation 

erst erfüllt, nachdem alle nicht-nachrangigen Forderungen von Gläubigern der Emittentin vollständig 

bedient wurden. 

Verpflichtungen aus den nachrangigen Schuldverschreibungen werden bei Liquidation oder Insolvenz der Emit-

tentin erst erfüllt, nachdem alle nicht-nachrangigen Forderungen der Gläubiger der Emittentin bedient wurden, 

d.h. dass die Inhaber von nachrangigen Schuldverschreibungen erst und nur insoweit befri edigt werden, als der 

Emittentin nach der Befriedigung der Inhaber von nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen und allen ande-

ren nicht-nachrangigen Forderungen noch liquide Mittel zur Verfügung stehen, was insbesondere bei Insolvenz 

der Emittentin meist zu einem Totalausfall für den Schuldverschreibungsinhaber führt.  Anleger sind daher dem 

Risiko ausgesetzt, dass der Emittentin nach Befriedigung ihrer nicht-nachrangigen Gläubiger kein ausreichen-

des Vermögen mehr für die Rückzahlung der nachrangigen Schuldverschreibungen verbleibt. 

Im Falle der Liquidation oder der Insolvenz der Emittentin sind Ergänzungskapital-

Schuldverschreibungen gegenüber anderen Verbindlichkeiten nachrangig zu bedienen. Zinszahlungen 

auf Ergänzungskapital müssen in den ausschüttungsfähigen Gewinnen der Emittentin gedeckt sein.  

Diese Schuldverschreibungen bergen mehrere Risiken. Erstens werden im Falle der Liquidation oder der Inso l-

venz der Emittentin Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen nachrangig, d.h. üblicherweise erst nach ande-

ren nicht-nachrangigen Forderungen der Gläubiger der Emittentin befriedigt, was insbesondere bei Insolvenz 

der Emittentin zu einem Totalausfall der Schuldverschreibungsinhaber führen kann. Ergänzungskapital -

Schuldverschreibungen können im Verhältnis zu anderen nachrangigen Schuldverschreibungen mit unter-

schiedlicher Nachrangigkeit ausgestattet sein. Die Inhaber von Ergänzungskapital -Schuldverschreibungen tra-

gen ein höheres Ausfallsrisiko als die Inhaber nicht-nachrangiger Wertpapiere. Ergänzungskapital-

Schuldverschreibungen können außerdem ein Kündigungsrecht der Emittentin vorsehen. Die Inhaber von Er-

gänzungskapital-Schuldverschreibungen tragen in diesem Fall auch das Risiko, dass die Emittentin diese 

Schuldverschreibungen vor dem Ende ihrer Laufzeit kündigt. Für Inhaber von Ergänzungskapital-

Schuldverschreibungen besteht seitens des Inhabers vor Ablauf von mindestens acht Jahren keine Künd i-

gungsmöglichkeit.  

Weiters erfolgt eine Zinszahlung an Anleger in Ergänzungskapital -Schuldverschreibungen nur, soweit diese in 

den ausschüttungsfähigen Gewinnen des Einzelabschlusses nach UGB/BWG der Emittentin gedeckt sind. Für 

Inhaber von Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen besteht aufgrund der erforderlichen Deckung in den 

ausschüttungsfähigen Gewinnen ein Zinsverlustrisiko, wobei die Emittentin bei der Feststellung der Deckung 

der Zinsen nach pflichtgemäßem Ermessen über den Zeitpunkt der Einstellung von Zinszahlungen auf Ergän-

zungskapital-Schuldverschreibungen entscheidet. Aus all diesen Faktoren ergibt sich, dass  hinsichtlich Ergän-

zungskapital-Schuldverschreibungen für den Anleger ein erhöhtes Risiko besteht, einen Totalausfall bei seiner 

Anlage zu erleiden.  

Die in den Anhängen I bis IV abgedruckten Emissionsbedingungen für Ergänzungskapital-

Schuldverschreibungen wurden gemäß der zum Zeitpunkt ihrer Emission in Österreich geltenden Rechtslage 

erstellt. Gemäß § 103l BWG ist Ergänzungskapital, das entsprechend den Anforderungen von § 23 Abs 7 Z 2 

BWG idF BGBl I Nr 66/2009 begeben und nicht an die Erfordernisse des § 23 Abs 7 Z 2 BWG idF BGBl I Nr 

152/2009 angepasst wurde, längstens bis zum 31.12.2024 aufsichtsrechtlich als Ergänzungskapital anreche n-

bar. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Anpassung der Ergänzungskapitals gemäß BGBl I Nr 152/2009 

nicht vorgenommen wurde. Zinsen auf Ergänzungskapital werden daher nur ausbezahlt, sofern diese im Jah-

resüberschuss (vor Rücklagenbewegung) Deckung finden. 
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Die Emittentin kann eigenes Ergänzungskapital bis zu 10 % des jeweils begebenen Ergänzungskapitals erwer-

ben.  

Die Beurteilung der aufsichtsrechtlichen Anrechenbarkeit von nachrangigen Schuldverschreibungen der Emi t-

tentin als Eigenmittelbestandteile ist nicht Gegenstand des Billigungsverfahrens der FMA; es besteht daher das 

Risiko, dass nachrangige Schuldverschreibungen der Emittentin nicht als Eigenmittelbestandteile der Emitten-

tin angerechnet werden können. 

Die Rückzahlung von Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen vor Liquidation erfolgt nur unter antei-

ligem Abzug von Nettoverlusten. 

Vor der Liquidation der Emittentin dürfen die Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen nur unter anteiligem 

Abzug der seit dem Laufzeitbeginn der Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen angefallenen Nettoverluste 

vom Nennbetrag, der auf diese Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen ausständig ist, zurückbezahlt wer-

den. Eine Rückzahlung des Kapitals der Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen darf nicht erfolgen, bevor 

der Jahresabschluss der Emittentin (nicht konsolidiert, erstellt nach UGB und BWG) für alle Geschäftsjahre seit 

dem Laufzeitbeginn der Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen geprüft, festgestellt und veröffentlicht wur-

de. Anleger sind daher dem Risiko ausgesetzt, dass sie anteilig an den Verlusten der Emittentin teilnehmen 

und dass daher der Rückzahlungsbetrag geringer ausfällt, als von ihnen angenommen. Im Falle hoher Verluste 

besteht das Risiko eines Totalverlustes. Dieses Risiko besteht unabhängig davon, ob es zu einer Liquidation 

der Emittentin kommt (auch auf Going-concern Basis). 

Nachrangkapital-Schuldverschreibungen. Im Falle der Liquidation oder der Insolvenz der Emittentin 

sind nachrangige Schuldverschreibungen gegenüber anderen Verbindlichkeiten nachrangig zu bedie-

nen. 

Nachrangkapital-Schuldverschreibungen sind nachrangige Forderungen und werden im Falle der Liquidation 

oder der Insolvenz der Emittentin üblicherweise erst nach anderen nicht-nachrangigen Forderungen der Gläu-

biger der Emittentin bedient, d.h. dass die Inhaber von Nachrangkapital-Schuldverschreibungen erst und nur 

insoweit befriedigt werden, als der Emittentin nach der Befriedigung der Inhaber von nicht-nachrangigen 

Schuldverschreibungen und allen anderen nicht-nachrangigen Forderungen noch liquide Mittel zur Verfügung 

stehen, was insbesondere bei Insolvenz der Emittentin meist zu einem Totalausfall für den Schuldverschrei-

bungsinhaber führt. Anleger sind daher dem Risiko ausgesetzt, dass der Emittentin nach Befriedigung ihrer 

nicht-nachrangigen Gläubiger kein ausreichendes Vermögen mehr für die Rückzahlung der Nachrangkapital-

Schuldverschreibungen verbleibt. Nachrangkapital-Schuldverschreibungen können im Verhältnis zueinander 

mit unterschiedlicher Nachrangigkeit ausgestattet sein. Nachrangkapital -Schuldverschreibungen können au-

ßerdem ein Kündigungsrecht der Emittentin vorsehen. Die Inhaber von Nachrangkapital -

Schuldverschreibungen tragen in diesem Fall auch das Risiko, dass die Emittentin diese Schuldverschreibu n-

gen vor dem Ende ihrer Laufzeit kündigt. Für Inhaber von Nachrangkapital -Schuldverschreibungen, bei wel-

chen kein ordentliches Kündigungsrecht für den Schuldverschreibungsinhaber vorgesehen ist, besteht weiters 

das Risiko fehlender Kündigungsmöglichkeiten für Schuldverschreibungsinhaber.  

Die Emittentin kann eigenes Nachrangkapital bis zu 10 % des jeweils begebenen nachrangigen Kapitals erwer-

ben.  

Die Beurteilung der aufsichtsrechtlichen Anrechenbarkeit von Nachrangkapital -Schuldverschreibungen der 

Emittentin als Eigenmittelbestandteile ist nicht Gegenstand des Billigungsverfahrens der FMA; es besteht daher 

das Risiko, dass nachrangige Schuldverschreibungen der Emittentin nicht als Eigenmittelbestandteile der Emit-

tentin angerechnet werden können.  

2.5 RISIKEN IN BEZUG AUF POTENTIELLE INTERESSENSKONFLIKTE 

Risiko möglicher Interessenskonflikte aufgrund unterschiedlicher Geschäftsbeziehungen. 

Im normalen Verlauf ihrer Geschäftstätigkeit stehen die Emittentin und/oder ihre verbundenen Unternehmen 

möglicherweise mit Emittenten der Basiswerte (z.B. Indizes, Aktien oder Körbe von Basiswerten), deren jewei-

ligen verbundenen Unternehmen oder Garanten oder Dritten, die Verpflichtungen gegenüber den Emittenten 

der Basiswerte oder deren jeweiligen verbundenen Unternehmen oder Garanten haben, nicht nur in Geschäfts-

beziehungen. Sie wickeln auch mit diesen Transaktionen ab, gehen Bankgeschäfte jeder Art und Investmen t-
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bankgeschäfte ein oder stehen anderweitig in Geschäftskontakt, so als ob die Schuldverschreibungen nicht 

existent wären, und zwar unabhängig davon, ob sich die vorgenannten Handlungen nachteilig auf den Emitte n-

ten der Basiswerte oder die Referenzschuldner, deren verbundene Unternehmen oder Garanten auswirken. Sie 

können sich auf eigene Rechnung, auf Rechnung von verwaltetem Vermögen oder auf Rechnung des Vermö-

gens von Kunden an Transaktionen hinsichtlich eines oder mehrerer Basiswerte von Schuldverschreibungen 

beteiligen.  

Die Emittentin und/oder ihre verbundenen Unternehmen sind möglicherweise von Zeit zu Zeit an Transaktionen 

im Zusammenhang mit den Basiswerten beteiligt, die den Marktpreis, die Liquidität oder den Wert der Schuld-

verschreibungen beeinflussen und sich gegebenenfalls nachteilig auf die Interessen der Inhaber der Schuld-

verschreibungen auswirken können. 

Mögliche Interessenskonflikte können sich auch zwischen der Berechnungsstelle, der Zahlstelle, einer Hinter-

legungsstelle und/oder einer Indexberechnungsstelle oder des Indexlizenzgebers in Bezug auf den Basiswert 

und den Anleihegläubigern ergeben, insbesondere hinsichtlich bestimmter Ermessensentscheidungen die den 

vorgenannten Funktionen aufgrund der Emissionsbedingungen oder auf anderer Grundlage zustehen. Diese In-

teressenskonflikte könnten einen negativen Einfluss auf die Anleihegläubiger haben.  

Die Emittentin kann die Erlöse aus dem Verkauf von Schuldverschreibungen, die von einem Basiswert abhän-

gig sind zur Gänze oder teilweise für Absicherungsgeschäfte verwenden. Es besteht die Möglichkeit, dass sol-

che Absicherungsgeschäfte seitens der Emittentin den Wert solcher Schuldverschreibungen nachteilig beein-

flussen können. 

Die Emittentin kann nicht-öffentliche Informationen in Bezug auf Basiswerte, die den Schuldverschreibungen 

zugrunde liegen, erhalten. Die Emittentin ist nicht dazu verpflichtet, diese Informationen zu veröffentlichen oder 

sonst mit den Anleihegläubigern zu teilen.  

Es ist nicht auszuschließen, dass die Emittentin und/oder ihre verbundenen Unternehmen als Market Maker für 

Basiswerte fungieren, insbesondere wenn die Emittentin den betreffenden Basiswert begeben hat. Im Rahmen 

der Tätigkeit als Market Maker setzt dieser den Preis des betreffenden Basiswertes fest, was Einfluss auf den 

Wert der Schuldverschreibungen, die von einem Basiswert abhängig sind hat. Der vom Market Maker festge-

setzte Wert muss nicht immer mit dem Wert akkordieren, der sich auf einem liquiden Markt ohne Market Ma-

king entwickelt hätte.  

Risiken potentieller Interessenskonflikte von Organmitgliedern der Emittentin 

Einzelne Organmitglieder der Emittentin üben Organfunktionen in anderen Gesellschaften und/oder in anderen 

Gesellschaften des Volksbanken Verbundes aus (siehe dazu auch im Abschnitt "Verwaltungs-, Leitungs- und 

Aufsichtsorgane"). Aus diesen Doppelfunktionen können die Organmitglieder in Einzelfällen potentiellen Inter-

essenskonflikten ausgesetzt sein. Derartige Interessenskonflikte können insbesondere dazu führen, dass ge-

schäftliche Entscheidungsprozesse verhindert oder verzögert oder zum Nachteil der Anleihegläubiger getroffen 

werden. 
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3 ANGABEN ZUR EMITTENTIN 

3.1 GESCHÄFTSGESCHICHTE UND GESCHÄFTSENTWICKLUNG 

Am 27.01.1909 wurde die "Handwerkskasse für die politischen Bezirke Graz und Umgebung" gegründet. Im 

Jahr 1921 wurde diese Bezeichnung auf "Gewerbe- und Handelsbank Graz" umgeändert, um dann im Jahr 

1939 erstmalig den Namen "Volksbank Graz" anzunehmen. Im Laufe der letzten 100 Jahre schlossen sich 

mehrere Genossenschaftsbanken zusammen. Im Jahr 1987 erfolgte die Verschmelzung mit der 1911 gegrün-

deten "Volksbank Bruck an der Mur" und die Gründung von zehn Filialen im Grazer Stadtgebiet von April 1989 

bis November 1991.  

Die Volksbank Graz-Bruck e.Gen. ist eine rechtlich selbständige Kreditgenossenschaft und versteht sich als 

regionale Universalbank. Zweck der Volksbank Graz-Bruck e.Gen. ist gemäß § 2 Abs 1 ihrer Satzung im We-

sentlichen der Förderauftrag im Verbund der gewerblichen Genossenschaft als zur Zentralorganisation zuge-

ordnetes Kreditinstitut des Kreditinstitute-Verbundes der Volksbanken nach § 30a BWG und hat diesem daher 

auf Dauer ihres Bestandes anzugehören.  

3.2 JURISTISCHER UND KOMMERZIELLER NAME; SITZ UND RECHTSFORM  

Die Emittentin ist eine nach österreichischem Recht und auf unbestimmte Dauer gegründete, eingetragene Ge-

nossenschaft nach dem Gesetz über Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften vom 09.04.1873 (RGBl 

1873/70) und im Firmenbuch des Landesgerichts für Zivilrechtssachen Graz zu FN 41389t unter der Firma 

"VOLKSBANK GRAZ-BRUCK e.Gen." seit 17.12.1987 eingetragen. Sie ist unter dem kommerziellen Namen 

"Volksbank Graz-Bruck" tätig. 

Der Sitz der Emittentin sowie ihre Geschäftsanschrift lauten 8010 Graz, Schmiedgasse 31. Die zentrale Tele-

fonnummer lautet +43 (0)316 882 -0. 

3.3 AKTUELLE ENTWICKLUNGEN 

3.3.1 Kreditinstitute-Verbund und Restrukturierungsmaßnahmen der ÖVAG 

Die Emittentin ist indirekt über die Volksbanken Holding e.Gen. am Grundkapital der ÖVAG beteiligt. Auf 

Grundlage eines Term Sheet einigten sich am 27.02.2012 ("Term Sheet") die ÖVAG und ihre wesentlichen Ak-

tionäre (die Volksbanken Holding e.Gen., die DZ BANK AG Deutsche Zentral -Genossenschaftsbank, Frankfurt 

am Main ("DZ Bank AG"), die Ergo Versicherungsgruppe AG ("ERGO") und die Raiffeisen Zentralbank Öster-

reich AG ("RZB")), die Volksbanken und die Republik Österreich auf gemeinsame Maßnahmen zur nachhalti-

gen Stabilisierung der ÖVAG. Die darauf aufbauende Restrukturierungsvereinbarung wurde am 26.4.2012 ab-

geschlossen. Die ordentliche Hauptversammlung der ÖVAG vom 26.4.2012 hat die für die Umsetzung notwen-

digen Beschlüsse gefasst. Folgende Restrukturierungsmaßnahmen sind geplant: 

 Umstrukturierung des Volksbanken Verbundes in eine Kreditinstitute-Verbund gemäß § 30a BWG 

Für die Bildung eines Kreditinstitute-Verbundes gemäß § 30a BWG mit den Kernelementen Liquiditätsver-

bund, Haftungsverbund und Weisungen wurde im April 2012 ein Verbundvertrag zwischen der Emittentin 

(als zugeordnetes Kreditinstitut), den weiteren zugeordneten Kreditinstituten, der ÖVAG (als Zentralorgani-

sation) und der Schulze-Delitzsch-Haftungsgenossenschaft registrierte Genossenschaft mit beschränkter 

Haftung (als Haftungsgesellschaft) abgeschlossen. An der Spitze des Kreditinstitute-Verbundes steht die 

ÖVAG als Zentralorganisation. Zu den der Zentralorganisation zugeordneten Kreditinstituten zählen jene 

Volksbanken, die den Verbundvertrag unterzeichnet bzw. diesem beigetreten sind. Die Emittentin (als zu-

geordnetes Kreditinstitut) nimmt am Liquiditäts- und Haftungsverbund teil. An der Spitze des Haftungsver-

bunds steht die Schulze-Delitzsch Haftungsgenossenschaft (als Haftungsgesellschaft). Die ÖVAG (als Zent-

ralorganisation) und die zugeordneten Kreditinstitute schließen sich durch den Verbundvertrag über die Haf-

tungsgesellschaft zu einem Haftungsverbund zusammen. 

Der Verbundvertrag führt zu einer aufsichtsrechtlichen Konsolidierung der Zentralorganisation und der zu-

geordneten Kreditinstitute auf Basis von Haftungsübernahmen, verbunden mit generellen Weisungsrechten. 



37 
  

Die Zentralorganisation kann zur Erfüllung ihrer Steuerungsfunktion generelle Weisungen gegenüber den 

zugeordneten Kreditinstituten erteilen. Die generellen Weisungen legen allgemeine Vorgaben (in den Berei-

chen der Einhaltung der aufsichtsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere Solvabilität und Liquidität  des 

Verbundes; administrative, technische und finanzielle Beaufsichtigung oder Risikobewertung) für den g e-

samten Verbund fest. Individuelle Weisungen können von der Zentralorganisation im Falle eines Verstoßes 

gegen generelle Weisungen zur Wiederherstellung des vertraglichen und gesetzlichen Zustandes im Kredit-

institute-Verbundes erlassen werden. Der Verbundvertrag dient sowohl dem geregelten Transfer von Liqui-

dität zwischen den Mitgliedern (Liquiditätsverbund) als auch der Erbringung sonstiger Leistungen zwischen 

den Mitgliedern (Haftungsverbund) und damit der indirekten Absicherung der Gläubiger aller Mitglieder .  

Liquiditätsverbund: Die Zentralorganisation ist verpflichtet, die Liquidität im Verbund so zu steuern, dass a l-

le maßgeblichen aufsichtsrechtlichen Vorschriften jederzeit eingehalten werden. Die zugeordneten Krediti n-

stitute sind verpflichtet, ihre Liquidität nach Maßgabe der generellen Weisungen zu veranlagen. Bei Eintritt 

eines Liquiditätsnotfalls einzelner zugeordneter Kreditinstitute sowie im Fall eines Verstoßes gegen generel-

le Weisungen zum Liquiditätstransfer oder aufsichtsrechtliche Vorschriften hat die Zentralorganisation nach 

Maßgabe des Verbundvertrages Durchsetzungsmaßnahmen zu ergreifen, um den Liquiditätsnotfall oder 

den Verstoß zu beheben. Bei Eintritt eines Liquiditäts-Verbundnotfalls kann auf alle Aktiva der zugeordne-

ten Kreditinstitute zugegriffen werden, um den Notfall zu beheben. 

Haftungsverbund: Die Haftungsgesellschaft kann Leistungen zum Beispiel in Form von kurz- und mittelfris-

tigen Liquiditätshilfen, Garantien, und sonstigen Haftungen, nachrangig gestellten Darlehen, Einlösungen 

fremder Forderungen und Zufuhr von Eigenkapital erbringen. Zugunsten der Haftungsgesellschaft ist für 

diese Verpflichtungen eine Rückdeckung durch die Banken des Verbundes vorgesehen. Die Verpflichtung 

der Zentralorganisation zur Leistungen von Beiträgen an die Haftungsgesellschaft ist unbegrenzt . Die Bei-

träge der Mitglieder zu Leistungen der Haftungsgesellschaft sind von der Zentralorganisation und den Zu-

geordneten Kreditinstituten unter Bedachtnahme auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Zugeordne-

ten Kreditinstitute und der Zentralorganisation angemessen anteilig aufzubringen. 

 Verschmelzung der Investkredit Bank AG als übertragender Gesellschaft mit der ÖVAG als über-

nehmender Gesellschaft 

Die Investkredit Bank AG ("IK") wird mit Wirkung zum Verschmelzungsstichtag 31.12.2011 auf die ÖVAG 

verschmolzen. Die Verschmelzung wurde ebenfalls in der ordentlichen Hauptversammlung der ÖVAG vom 

26.4.2012 beschlossen und der Verschmelzungsvertrag genehmigt. Die Verschmelzung soll im Jahr 2012 

rechtwirksam werden. 

 Kapitalherabsetzung und Kapitalerhöhung der ÖVAG 

Rückwirkend zum 31.12.2011 erfolgt eine Kapitalherabsetzung. Die Kapitalherabsetzung betrifft Aktien und 

Partizipationskapital der ÖVAG und wird 70 % des Nominales der Wertpapiere betragen. Das Grundkapital 

der ÖVAG wird von EUR 311.095.411,82 um EUR 217.766.788,27 auf EUR 93.328.623,55 zur Deckung 

von Verlusten ohne Rückzahlung von Einlagen an die Aktionäre (vereinfachte Kapitalherabsetzung) durch 

Herabsetzung des anteiligen Betrags des Grundkapitals je Aktie gemäß §§ 182 ff AktG rückwirkend zum 

31.12.2011 sowie das gesamte von der ÖVAG ausgegebene Partizipationskapital in der Weise herabge-

setzt, dass der Nennbetrag des gesamten von der ÖVAG ausgegebenen Partizipationskapitals um 70  % 

herabgesetzt wird. Gleichzeitig mit der Herabsetzung wird das auf EUR 93.328.623,55 herabgesetzte 

Grundkapital gegen voll einzuzahlende Bareinlagen um EUR 483.999.999,91 auf EUR 577.328.623,46 

durch Ausgabe von 221.916.552 neuen auf Namen lautenden nennwertlosen Stückaktien mit Stimmrecht 

gemäß § 189 AktG rückwirkend zum 31.12.2011 erhöht. Die Kapitalerhöhung erfolgt unter Ausschluss des 

gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre und eines Ausgleichs gemäß § 23 Abs 5 BWG für Inhaber von 

Partizipationskapital. Zur Zeichnung von 114.626.318 neuen Aktien (Zeichnungsbetrag 

EUR 249.999.999,56) wurde die Republik Österreich (Bund), zur Zeichnung von 107.290.234 neuen Aktien 

(Zeichnungsbetrag EUR 234.000.000,35) wurde die Volksbanken Holding eingetragene Genossenschaft 

(e.Gen.) zugelassen. Auf die Emittentin werden hievon voraussichtlich zwischen EUR 9 und 11 Mio. entfal-

len. Die Volksbanken werden weiterhin Mehrheitseigentümer der ÖVAG bleiben. Die ordentliche Hauptver-

sammlung der ÖVAG vom 26.4.2012 hat diese Kapitalherabsetzung und Kapitalerhöhung (gemeinsam der 

"Kapitalschnitt") sowie die Feststellung des Jahresabschlusses der ÖVAG zum 31.12.2011, der den rück-

wirkenden Kapitalschnitt zeigt, beschlossen.  
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 Restrukturierungsvereinbarung  

Auf Grundlage des Term Sheet haben DZ Bank AG, ERGO, RZB, Volksbanken Holding eingetragene Ge-

nossenschaft (e.Gen.), Republik Österreich (Bund) und die ÖVAG am 26.4.2012 eine Restrukturierungsver-

einbarung abgeschlossen. Die Emittentin ist selbst nicht Partei der Restrukturierungsvereinbarung, aber 

aufgrund ihrer Beteiligung an der Volksbanken Holding eingetragene Genossenschaft (e.Gen.), welche un-

ter anderem neue Aktien der ÖVAG zeichnet, wirtschaftlich spürbar betroffen. Die wesentlichen Inhalte der 

Restrukturierungsvereinbarung sind: 

Leistungen der Vertragspartner der Restrukturierungsvereinbarung 

Der Bund zeichnet neue Aktien der ÖVAG im Betrag von ca. EUR 250.000.000,00. Darüber hinaus über-

nimmt er, soweit erforderlich, eine Haftung als Ausfallsbürge für bestimmte Vermögensgegenstände der 

ÖVAG bis zu einem Gesamtnominale von EUR 100.000.000,00. Der Bund nimmt mit EUR 700.000.000,00 

des von ihm gezeichneten Partizipationskapitals an der Kapitalherabsetzung teil.  

Die Volksbanken zeichnen neue Aktien der ÖVAG im Betrag von ca. EUR 234.000.000,00. Die Volksbanken 

stellen die Leistung des Haftungsentgelts für die Ausfallsbürgschaft des Bundes sicher, ebenso ab 2018 die 

Abschichtung des vom Bund gezeichneten restlichen Partizipationskapitals an der ÖVAG 

(EUR 300.000.000,00). Die Volksbanken schließen den Verbundvertrag und treten dem Kreditinstitute -

Verbund bei. Solange der Bund Aktionär oder Partizipant oder Garant für Verbindlichkeiten der ÖVAG ist, 

gilt ein Ausschüttungsverbot aus dem Verbund (mit bestimmten Ausnahmen). Die Volksbanken verzichten 

auf den Dividendenvorzug. Sie nehmen an dem Kapitalschnitt teil.  

Die DZ Bank AG verpflichtet sich, die bereitgestellten Liquiditätslinien in der Volksbank Rumänien und der 

VB-Leasing International Holding GmbH zu belassen. Die DZ Bank AG wird bestmöglich beim Verkauf der 

Anteile an der Volksbank Rumänien und der VB-Leasing International Holding GmbH unterstützen und mit-

wirken. Die DZ Bank AG wird bis 30.6.2012 Assets der Filiale Frankfurt der IK im Umfang von 

EUR 400.000.000,00 zu Nominale übernehmen. Hinsichtlich des restlichen Portfolios der Filiale Frankfurt 

der IK liegt eine Bemühungszusage von der DZ Bank AG vor. Die DZ Bank AG nimmt als Aktionär an der 

Kapitalherabsetzung teil. 

Die ERGO verpflichtet sich, die an die ÖVAG bereitgestellten Liquiditätslinien zu belassen (bei down-

grading von ÖVAG unter Investment Grade kann ERGO unter bestimmten Voraussetzungen kündigen). Die 

ERGO wird bestmöglich beim Verkauf der Anteile an der Volksbank Rumänien und der VB-Leasing Interna-

tional Holding GmbH unterstützen und mitwirken. Die ERGO wird die Kooperation mit den Volksbanken im 

Versicherungsbereich fortsetzen (Vertrieb von Versicherungsprodukten, Veranlagung in Finanzinstrumenten 

von der ÖVAG, kein Verkauf dieser Finanzinstrumente außer bei Verlust von Investment Grade Rating). Die 

ERGO nimmt als Aktionär an der Kapitalherabsetzung teil. 

Die RZB wird bis 31.8.2012 Maßnahmen setzen, die bei der ÖVAG zu einer positiven Eigenmittelwirkung 

von EUR 100.000.000,00 führen und EUR 500.000.000,00 Liquiditätszufluss beinhalten. Die RZB nimmt als 

Aktionär an der Kapitalherabsetzung teil. 

Die ÖVAG ist bereit, ihre RZB Beteiligung zu verkaufen, wenn die ÖVAG dadurch keinen Buchwertverlust 

erleidet. Die ÖVAG wird ihre Anteile an der Volksbank Rumänien und der VB-Leasing International Holding 

GmbH möglichst bald werthaltig verkaufen. Die ÖVAG wird die Filiale Frankfurt der ÖVAG möglichst rasch 

schließen. 

Die oben genannten geplanten Restrukturierungsmaßnahmen sind abhängig von der Zustimmung der FMA, der 

Bundeswettbewerbsbehörde sowie der Europäischen Kommission. Erst nach Erteilung dieser Genehmigungen 

kann die Eintragung insbesondere des Kapitalschnitts und der Verschmelzung von IK mit der ÖVAG erfolgen. 

3.3.2 Abwertung der Beteiligung an der ÖVAG  

Die Emittentin ist indirekt über die Volksbanken Holding e.Gen. mit 1,72 % (nach Eintragung der Restrukturie-

rungsmaßnahmen der ÖVAG ins Firmenbuch 3,42 %), am Grundkapital der ÖVAG beteiligt und hat im Jahr 
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2008 Partizipationskapital der ÖVAG in Höhe von EUR 3 Mio. gezeichnet. Im Dezember 2011 erfolgte ein wei-

terer Zukauf vom oben genannten Partizipationskapital der ÖVAG in der Höhe von Nominale EUR 1,3 Mio. 

Aufgrund der wirtschaftlichen Entwicklung der ÖVAG wurde für die Bilanz zum 31.12.2011 eine Abwertung der 

indirekten Beteiligung auf EUR 0,00 und beim oben genannten Partizipationskapital der ÖVAG auf Kurs 

EUR 22,25 vorgenommen. Dies bedeutet insgesamt einen Abwertungsbedarf zum 31.12.2011 von rund 

EUR 7,45 Mio.  

3.4 GESCHÄFTSÜBERBLICK 

Haupttätigkeitsfelder  

Die Emittentin ist eine regionale Universalbank und sieht ihren Auftrag darin, gemäß § 2 Abs 1 ihrer Satzung 

die Wirtschaft ihrer Mitglieder zu fördern und den Förderauftrag im Verbund der gewerblichen Genossenschaft 

als zur Zentralorganisation zugeordnetes Kreditinstitut des Kreditinstitute-Verbundes der Volksbanken nach 

§ 30a BWG wahrzunehmen. 

Der Unternehmensgegenstand der Emittentin ist gemäß § 2 der Satzung:  

(1) Der Zweck der Genossenschaft ist im Wesentlichen die Förderung des Erwerbes und der Wir t-

schaft ihrer Mitglieder. Sie verwirklicht ihren Förderungsauftrag im Verbund der gewerblichen Genossen-

schaften als zur Zentralorganisation zugeordnetes Kreditinstitut des Kreditinstitute-Verbundes der Volksban-

ken nach § 30a BWG und hat diesem daher auf Dauer ihres Bestandes anzugehören. Zentralorganisation ist 

die Österreichische Volksbanken-Aktiengesellschaft mit Sitz in Wien (im Folgenden kurz "ÖVAG" genannt). 

Gesetzlicher Revisionsverband ist der Österreichische Genossenschaftsverband (Schulze -Delitzsch) (im Fol-

genden kurz "Verband" genannt) mit Sitz in Wien. 

(2) Der Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb von Bankgeschäften sowie bankmäßigen Ver-

mittlungs- und Dienstleistungsgeschäften aller Art ausgenommen Bankgeschäfte gemäß § 1 Abs. 1 Z 7a, 9, 

12, 13, 13a, 14, 15 und 21 BWG und alle spekulativen Geschäfte. 

(3) Kredite und Darlehen aller Art, einschließlich des Diskontgeschäftes, dürfen im Wesentlichen nur 

an Mitglieder der Genossenschaft gewährt werden. Als Kreditgewährung ist auch die Übernahme von Bürg-

schaften und Garantien zu Lasten der Genossenschaft anzusehen.  

(4) Die Beteiligung der Genossenschaft an juristischen Personen des Unternehmens-, Genossen-

schafts- und Vereinsrechtes sowie an unternehmerisch tätigen eingetragenen Personengesellschaften ist zu-

lässig, wenn diese Beteiligung der Erfüllung des satzungsmäßigen Zweckes der Genossenschaft und nicht 

überwiegend der Erzielung von Erträgnissen der Einlage dient. Beteiligungen bedürfen, sofern hiervon keine 

Ausnahme zulässig ist, der Zustimmung der ÖVAG. 

(5) Als zugeordnetes Kreditinstitut gemäß § 30a BWG hat die Genossenschaft sämtlichen Verpflich-

tungen aus dem Kreditinstitute-Verbund Rechnung zu tragen und insbesondere am Liquiditäts- und Haftungs-

verbund teilzunehmen sowie die Bestimmungen des Verbundvertrages und die auf dessen Grundlage erlas-

senen Weisungen der ÖVAG zu beachten. Verfügbare Geldbestände sind nach Maßgabe der Regelungen im 

Kreditinstitute-Verbund bei der ÖVAG anzulegen.  

(6) Die Genossenschaft ist weiters nach Maßgabe des Abs 5 berechtigt, Zweig-, Zahl-, Annahmestel-

len oder andere dem Gegenstand der Genossenschaft dienende Einrichtungen zu schaffen und zu betreiben. 

(7) Die Genossenschaft ist berechtigt, unter Bedachtnahme auf die einschlägigen gesetzlichen Vor-

schriften alle anderen Geschäfte zu betreiben, die geeignet sind, ihren Geschäftszweck unmittelbar oder mi t-

telbar zu fördern. 

(8) Des Weiteren ist die Genossenschaft nach Maßgabe des Abs 5 berechtigt, Partizipations -, Ergän-

zungs- und Nachrangkapital nach Maßgabe der Bestimmungen des BWG aufzunehmen. 
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(9) Die Genossenschaft betreibt weiters im Rahmen der devisenrechtlichen Vorschriften den Handel 

mit Münzen und Medaillen sowie mit Barren aus Edelmetallen, die Vermietung von Schrankfächern (Safes) 

unter Mitverschluss durch die Vermieterin, die Bausparkassenberatung und die Vermittlung von Bausparve r-

trägen, die Versicherungsvermittlung, das Leasinggeschäft, Dienstleistungen in der automatischen Datenver-

arbeitung, die Vermögensberatung und -verwaltung, Geschäftsstellen von Kraftfahrerorganisationen, den Ver-

trieb von Spielanteilen behördlich genehmigter Glücksspiele, die Vermittlung von Veransta ltungskarten, das 

Gewerbe der Immobilientreuhänder sowie Ausspielungen gemäß Glücksspielgesetz und das Reisebüroge-

schäft, jeweils nach Maßgabe der diesbezüglichen gesetzlichen Vorschriften. Darüber hinaus betreibt die Ge-

nossenschaft alle sonstigen gemäß § 1 Abs. 2 und 3 BWG zulässigen Tätigkeiten. 

Die Emittentin ist vor allem in folgenden Kerngeschäftsfeldern tätig: 

 Retailbereich, insbesondere Kontoführung, Veranlagungen, Kreditberatung und –vergabe, sowie die Ab-

wicklung des Zahlungsverkehrs, Safe- und Depotgeschäfte. 

 Firmenkunden, insbesondere Kreditberatung und Bereitstellung von Unternehmerkrediten. 

 Private Banking, Vermögensverwaltung. 

Hauptmärkte 

Der wichtigste geographische Markt der Emittentin ist das regionale Einzugsgebiet Graz und Bruck, somit das 

Bundesland Steiermark. 

Wettbewerbsposition 

Zur Wettbewerbssituation werden von der Emittentin keine Angaben aufgenommen.  

3.5 ORGANISATORISCHE STRUKTUR  

Volksbanken Verbund 

Die Emittentin wurde als selbständige Regionalbank gegründet und befindet sich im Eigentum ihrer Genossen-

schafter. Die Emittentin ist Mitglied des österreichischen Volksbanken-Verbundes.  

Der Volksbanken Verbund (der "Volksbanken Verbund") besteht aus der Volksbank Primärstufe (Primärban-

ken bzw. die "Volksbanken" und jeweils einzeln eine "Volksbank"), dem ÖVAG Konzern, dem Volksbank Vor-

arlberg Konzern, der Allgemeinen Bausparkasse registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung (die 

"ABV") und den Versicherungsgesellschaften (siehe nachfolgende Grafik unter "Stellung der Emittentin inner-

halb des Volksbanken Verbundes"). Die Primärstufe des Volksbanken Verbundes (Primärbanken) besteht aus 

51 regionalen Volksbanken, 7 Spezialbanken und 4 Hauskreditgenossenschaften. Jede Volksbank verfügt über 

eine Bankkonzession der FMA.  

Zum 1. Juni 2012 zählen 67 Mitgliedseinrichtungen zum Volksbanken Sektor (der "Sektor") (Quelle: OeNB 

Kreditinstitutsverzeichnis): Zusätzlich zur Primärstufe besteht der Volksbanken Sektor aus der ÖVAG, der VB 

Factoring Bank AG, der Volksbank-Quadrat Bank AG, der IK Investmentbank AG und der Investkredit Bank AG 

(die ABV und die Versicherungsgesellschaften, die Teil des Volksbanken Verbund sind, zählen nicht zum Sek-

tor). 

Die Eigentümer (Mitglieder) der regionalen Volksbanken sind etwa 544.000 überwiegend natürliche Personen. 

Jede regionale Volksbank ist nicht nur rechtlich unabhängig sondern auch in ihrer Führung autonom. Diesbe-

züglich unterliegt die Bankleitung der Aufsicht der FMA und einer internen Kontrolle. Neben der internen Kon-

trolle werden die Aufbau- und Ablauforganisation laufend durch die Interne Revision geprüft. Eine externe Re-

vision (ÖGV als Prüfungsverband) nimmt eine Bilanz- und Gebarungsprüfung in Form einer vorgezogenen und 

einer Hauptprüfung jährlich vor. 

Der Vorteil der regionalen Volksbanken liegt in ihrer Kundennähe und regionalen Verwurzelung. Der Volksban-

ken Verbund ist ein vertikal organisiertes System, in dem unabhängige Einheiten zusammenarbeiten. Auf der 
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Basis gemeinsamer Ziele nehmen sie bestimmte individuelle Funktionen aus ihrem autonomen Entscheidungs-

bereich aus und übertragen diese an andere Mitglieder des Volksbanken Verbundes (Prinzip der Subsidiarität). 

Dieses Prinzip regelt die Beziehung zwischen dezentralen Einheiten (regionale Volksbanken) und zentralen 

Einheiten: Österreichischer Genossenschaftsverband (Schulze-Delitzsch) (der "ÖGV") und der ÖVAG. Die 

Funktion der zentralen Einheiten ist als zusätzliche Unterstützung für die (dezentralen) Mitglieder gedacht. 

Der ÖGV wurde 1872 gegründet. Jedes Finanzinstitut innerhalb des Volksbanken Verbundes ist Mitglied des 

ÖGV, wobei auch Genossenschaften außerhalb des Finanzbereichs (aus Industrie und Gewerbe) zu den Mi t-

gliedern zählen. Der Kreditbereich des ÖGV, der aus den Finanzinstituten des Volksbank Verbundes besteht, 

nimmt eine Schlüsselposition bei der Koordinierung des Volksbank Verbundes und der Verwaltung des Unte r-

stützungsfonds des Volksbanken Verbundes ein. 

Zu Details zum Kreditinstitute-Verbund nach § 30a BWG wird auf den Abschnitt "3.3 Aktuelle Entwicklungen" 

verwiesen. 

 

Stellung der Emittentin innerhalb des Volksbanken Verbundes 

 

*) Die Emittentin ist mit 1,72 % (nach Eintragung der Restrukturierungsmaßnahmen der ÖVAG ins Firmenbuch 3,42 %) am 

Grundkapital der ÖVAG beteiligt 

**) Mitgliedschaft im ÖGV 

(Quelle: Eigene Angaben der Emittentin) 
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3.6 TRENDINFORMATIONEN  

Wesentliche negative Veränderungen in den Aussichten der Emittentin  

Soweit in diesem Basisprospekt in den Punkten "2.1 Risiken in Bezug auf die Emittentin und ihre Geschäftstä-

tigkeit" und "3.3 Aktuelle Entwicklungen" nicht anders angegeben, hat es keine wesentlichen negativen Verän-

derungen in den Aussichten der Emittentin seit dem letzten geprüften Jahresabschluss zum 31.12.2011 gege-

ben. Zu den Details zur Restrukturierung und die Auswirkungen auf die Emittentin wird auf den Abschnitt 

"3.3 Aktuelle Entwicklungen" verwiesen. 

Wesentliche Einflüsse im laufenden Geschäftsjahr der Emittentin 

Soweit in diesem Basisprospekt nicht anderes angegeben, liegen der Emittentin keine Informationen über be-

kannte Trends, Unsicherheiten, Nachfragen, Verpflichtungen oder Vorfälle vor, die voraussichtlich die Aussic h-

ten der Emittentin im laufenden Geschäftsjahr wesentlich beeinflussen. Zu den Details zur Restrukturierung 

und die Auswirkungen auf die Emittentin wird auf den Abschnitt "3.3 Aktuelle Entwicklungen" verwiesen. 

3.7 ERWARTETER ODER GESCHÄTZTER GEWINN 

Angaben zum erwarteten oder geschätzten Gewinn werden in dem Basisprospekt nicht gemacht. 

3.8 VERWALTUNGS-, LEITUNGS- UND AUFSICHTSORGANE 

Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane  

Name Funktionen außerhalb der Emittentin 

Vorstand 

KR Dir. Dr.  

Gerhard Reiner  

Vorsitzender des 

Vorstands  

Aufsichtsratsmitglied  Volksbank, Gewerbe- und  

Handelsbank Kärnten  

Aktiengesellschaft, Klagenfurt 

am Wörthersee  

  
Dir. Dr.  

Michael Klampfl  

Mitglied des  

Vorstandes 

 

Geschäftsführer  

(bis 30.06.2012) 

 

Anlagen-, Vermietungs- und  

Verpachtungsgesellschaft 

m.b.H., Bruck an der Mur 

Aufsichtsratsmitglied Volksbank Wien AG, Wien 

   Aufsichtsrat 

KR Günther Grassl 

Vorsitzender des  

Aufsichtsrates 

 

Geschäftsführender  

Gesellschafter  

Margarethenstraße 67 Liegenschaftssa-

nierungs- und –verwaltungs-GmbH, Wien  

Geschäftsführender  

Gesellschafter 

OIKOS Holding Beteiligungsgesellschaft 

m.b.H., Wien  

Dr. Eginhard Aubell -  

Dir. Dr.  

Erich Kaschnigg 

Geschäftsführender  

Gesellschafter 

ANTARIS Holding GmbH, Wien 

 Vorstand Tekapo Privatstiftung, Wien 

 Geschäftsführer Hebbelplatz 5 Liegenschaftsverwal-

tungsgesellschaft m.b.H., Wien 

 Aufsichtsrat Aaron Holding AG, Wien 

 Aufsichtsrat IMMO-BANK Aktiengesellschaft, Wien 

 Aufsichtsrat MP Hotelbeteiligung Aktiengesellschaft, 
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Wien 

KR 

Alois Heidenbauer 

 

- 

 

Baumeister Ing. 

Johannes Schweiger 

 

Vorstand 

 

Erzberg Privatstiftung, Eisenerz 

 Vorstand Hofmann Privatstiftung, Kammern 

 Vorstand J.S. Privatstiftung, St. Peter-Freienstein 

 Geschäftsführer „Lobkowitzplatz 3“ Liegenschaftssanie-

rungs- und –verwaltungs-GmbH, St. 

Peter-Freienstein 

 Geschäftsführer Fegas GmbH, St. Peter-Freinstein 

 Geschäftsführer HEROS Vermögensverwaltung GmbH, 

St. Peter-Freienstein 

 Geschäftsführer Industriepark Verwaltungs-Gesellschaft 

m.b.H., St. Peter-Freienstein 

 Geschäftsführer Margarethenstraße 67 Liegenschaftssa-

nierungs- und verwaltungs GmbH, Wien 

 Geschäftsführer Planquadrat Immobilienentwicklungs- 

und verwertungsgesellschaft mbH, Wien 

 Geschäftsführer SEELEBEN GmbH, St. Peter-Freienstein 

 Geschäftsführer SGF Vermögensverwaltung GmbH, St. 

Peter-Freienstein 

 Geschäftsführer SHG Verwaltung GmbH, St. Peter-

Freienstein 

 Geschäftsführer SOB Bauträger GmbH, St. Peter-

Freienstein 

 Geschäftsführer SOB Holding GmbH, St. Peter-

Freienstein 

 Geschäftsführer SOB Immobilienverwaltung GmbH, Graz 

 Geschäftsführer Stettin-Gande Vermietungs GmbH, St. 

Peter-Freienstein 

 Geschäftsführer TF Beteiligungs-GmbH, St. Peter-

Freienstein 

 Aufsichtsrat Steiermärkische Krankenanstaltengesell-

schaft m.b.H., Graz 

 Aufsichtsrat U.E.G. Umwelt- und Entsorgungstechnik 

Aktiengesellschaft, Neuseiersberg 

Dr. 

Annemarie Stipanitz-

Schreiner 

 

- 

 

KR 

Heimo Streif 

 

- 

 

Gen. Dir. Dr.  

Walter Zandanell 

 

Vorstand 

 

Schulze-Delitzsch Privatstiftung,  

Salzburg 

 Vorstand Volksbank Salzburg eG, Salzburg 



44 
  

 Vorstand Volksbanken Holding eingetragene  

Genossenschaft (e.Gen.), Wien 

 Geschäftsleiter Volksbank Salzburg eG, Salzburg 

 Aufsichtsrat ARZ Allgemeines Rechenzentrum 

GmbH, Innsbruck 

 Aufsichtsrat Investkredit Bank AG, Wien 

 Aufsichtsrat VACH Holding GmbH, Wien 

 Aufsichtsrat Volksbank-Quadrat Bank AG, Wien 

 Aufsichtsrat Volksbanken-Beteiligungsgesellschaft 

m.b.H., Wien 

 Aufsichtsrat Österreichische Volksbanken-

Aktiengesellschaft, Wien 

 Aufsichtsrat Schulze-Delitzsch Haftungsgenossen-

schaft registrierte Genossenschaft mit 

beschränkter Haftung, Wien 

Dipl.Ing. Tamas Jobban Geschäftsführender  

Gesellschafter 

Dipl.Ing. Jobban GmbH, Hart bei Graz 

Die Geschäftsanschrift aller Mitglieder des Vorstandes und Aufsichtsrates der Emittentin lautet Schmiedgas-

se 31, 8010 Graz, Österreich. 

Staatskommissäre 

Mag. Martin Mareich 

(Bestellung mit 01.10.2009) 

Rat Dipl. Ing. Eugen Wallergraber 

(Bestellung mit 01.10.2001) 

Interessenskonflikte 

Hinsichtlich der oben aufgelisteten Personen hat die Emittentin keine Kenntnis von Interessenskonflikten zwi-

schen deren Verpflichtungen gegenüber der Emittentin und ihren privaten oder sonstigen Interessen (zum Risi-

ko potentieller Interessenskonflikte siehe den entsprechenden Risikofaktor im Abschnitt "Risikofaktoren"). 

3.9 EIGENTÜMERSTRUKTUR DER EMITTENTIN 

Die Emittentin befindet sich im Eigentum ihrer Genossenschafter.  

Geschäftsanteile zum 31.12.2011 

Anzahl der Mitglieder 6.679 

Gezeichnete Geschäftsanteile á 15 EUR 289.175,00 

Insgesamt EUR 4.337.625,00 

(Quelle: Eigene Angaben der Emittentin) 
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3.10 FINANZINFORMATIONEN ZUR EMITTENTIN  

Historische Finanzinformationen 

Die jüngsten geprüften Finanzinformationen stammen aus dem geprüften Jahresabschluss der Emittentin zum 

31.12.2011. Die geprüften Jahresabschlüsse der Emittentin für die am 31.12.2011 und am 31.12.2010 enden-

den Geschäftsjahre der Emittentin sind in den Anhängen ./A und ./B in den Basisprospekt aufgenommen. 

Die nachfolgenden Positionen der Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung (die "GuV") stellen Auszüge aus 

den geprüften Jahresabschlüssen zum 31.12.2011 und zum 31.12.2010 dar: 

GuV in EUR Tausend 31.12.2011 geprüft 31.12.2010 geprüft 

Nettozinsertrag 28.933 24.963 

Betriebserträge 40.796 37.929 

Betriebsaufwendungen -23.562 -22.030 

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit -8.739 5.670 

Jahresüberschuss nach Steuern 2.295 2.140 

Bilanz in EUR Tausend 31.12.2011 geprüft 31.12.2010 geprüft 

Forderungen an Kreditinstitute 192.515 178.908 

Forderungen an Kunden 1.187.515 1.139.138 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 640.947 585.245 

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 729.165 718.862 

Eigenkapital* 92.157 102.435 

Bilanzsumme 1.516.613 1.456.477 

(Quelle: Geprüfte Jahresabschlüsse der Emittentin zum 31.12.2011 und zum 31.12.2010) 

* Das Eigenkapital errechnet sich aus der Summe des Fonds für allgemeine Bankrisiken, des gezeichneten Kapitals, der 

Kapitalrücklagen, der Gewinnrücklagen, der Haftrücklage gem. § 23 Abs 6 BWG, dem Bilanzgewinn und der unversteuerten 

Rücklagen. 

 

Bestätigungsvermerke 

Die Bestätigungsvermerke (Berichte der Abschlussprüfer) der Jahresabschlüsse der Emittentin zum 31.12.2011 

und zum 31.12.2010 sind als Anhänge ./A und ./B in den Basisprospekt aufgenommen. 

3.11  RECHTS- UND SCHIEDSVERFAHREN 

Die Emittentin erklärt, dass keine staatlichen Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren (ein-

schließlich derjenigen Verfahren, die nach Kenntnis der Emittentin noch anhängig sind oder eingeleitet werden 

könnten) bestehen, die im Zeitraum der mindestens letzten zwölf Monate bestanden/abgeschlossen wurden, 

und die sich erheblich auf die Finanzlage oder die Rentabilität der Emittentin auswirken bzw. in jüngster Zeit 

ausgewirkt haben. 

3.12  WESENTLICHE VERTRÄGE 

Die Emittentin hat folgende wesentliche Verträge abgeschlossen: 

Rahmenvertrag betreffend Einstellung von Forderungen in den Deckungsstock 

Die Emittentin hat am 3.10.2011 mit der ÖVAG einen Treuhandvertrag hinsichtlich der Einstellung von Hypo-

thekarforderungen der Emittentin in den Deckungsstock der ÖVAG auf unbestimmte Zeit gemäß § 1 Abs 5 Z 2 

des Gesetzes betreffend fundierte Bankschuldverschreibungen (FBSchVG) abgeschlossen. Der Vertrag kann 

von jeder Vertragspartei unter Einhaltung einer Frist von zehn Tagen zum Monatsletzten gekündigt werden. Für 

die auf Grundlage des Vertrags bis zum Kündigungszeitpunkt bereits in Deckung genommenen Forderungen, 

gelten die Bestimmungen des Vertrags jedoch weiterhin, solange bis die dazugehörigen fundierten Bank-

schuldverschreibungen der ÖVAG getilgt werden.  
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Sollte die Treuhandschaft der Emittentin für die ÖVAG, etwa durch Kündigung des Treuhandvertrags seitens 

der Emittentin, beendet werden, bleiben die Zustimmung der Emittentin zur Aufnahme der Forderungen in den 

Deckungsstock der ÖVAG und die Bestimmungen des Vertrages davon unberührt. Die Emittentin ist daher 

nicht berechtigt, die Übertragung der betreffenden Forderung zu verlangen, solange die Forderung in den De-

ckungsstock der ÖVAG eingestellt ist. 

Zu Details zum Verbundvertrag und zur Restrukturierungsvereinbarung wird auf den Abschnitt "3.3 Aktuelle 

Entwicklungen" verwiesen. 

Abgesehen von dem oben Dargelegtem hat die Emittentin keine wesentlichen Verträge außerhalb der gewöhn-

lichen Geschäftstätigkeit abgeschlossen, die die Fähigkeit der Emittentin, ihre Verpflichtungen gegenüber den 

Inhabern der ausgegebenen Schuldverschreibungen zu erfüllen, beeinträchtigen können.  

3.13  EINSEHBARE DOKUMENTE 

Nachfolgende Dokumente sind für zwölf Monate ab dem Tag der Veröffentlichung dieses Basisprospekts am 

Sitz der Emittentin, während der üblichen Geschäftszeiten, kostenlos verfügbar:  

 Die Satzung der Emittentin; 

 Die geprüften Jahresabschlüsse der Emittentin für die die am 31.12.2011 und am 31.12.2010 endenden 

Geschäftsjahre; und 

 Dieser Basisprospekt und etwaige Nachträge zum Basisprospekt. 
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4 ANGABEN ZU DEN WERTPAPIEREN 

Schuldverschreibungen, die unter diesem Basisprospekt begeben werden, können gleichzeitig mehrere Aus-

stattungsmerkmale aufweisen. Die Emittentin begibt unter diesem Basisprospekt nachrangige und nicht-

nachrangige Schuldverschreibungen, die in die nachstehend beschriebenen Kategorien eingeteilt werden. Die 

jeweiligen Risikohinweise zu den einzelnen Kategorien und Ausgestaltungsvarianten der Schuldverschreibun-

gen sind im Abschnitt "Risikofaktoren" zu finden. 

4.1 RANG DER SCHULDVERSCHREIBUNGEN 

4.1.1 Nicht-nachrangige Schuldverschreibungen 

Die Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, unbedingte, nicht-nachrangige und unbesicherte Verbindlich-

keiten der Emittentin, die untereinander und mit allen anderen gegenwärtigen und künftigen nicht besicherten 

und nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin gleichrangig sind, ausgenommen gesetzlich vorrangig 

zu berücksichtigende Verbindlichkeiten. 

4.1.2 Nachrangige Schuldverschreibungen  

Nachrangige Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, nachrangige und unbesicherte Verbindlichkeiten der 

Emittentin, die untereinander und mit allen anderen nicht besicherten und nachrangigen Verbindlichkeiten der Emit-

tentin gleichrangig sind, jedoch gegenüber allen nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen der Emittentin nachran-

gig sind. Der jeweilige Rang der Schuldverschreibungen der Emittentin wird im Konditionenblatt definiert. 

a) Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen  

Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen begründen Verbindlichkeiten der Emittentin, die nachrangig 

sind, nur seitens der Emittentin gekündigt werden können und dem Kreditinstitut für eine gesetzlich normie r-

te Mindestdauer zur Verfügung gestellt werden. Vor Liquidation dürfen sie nur unter anteil igem Abzug von 

allfälligen Nettoverlusten zurückgezahlt werden. 

Für Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen, die vor dem 01.01.2010 begeben wurden, gilt nachfolgen-

des: 

Nettoverluste entsprechen dabei dem negativen Saldo aus Jahresüberschüssen und Jahresfehlbeträgen 

(jeweils vor Rücklagenbewegungen und vor Erträgen aus Teilnahme des Ergänzungskapitals am Verlust 

der Emittentin) während der Laufzeit der Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen nach Maßgabe der 

festgestellten Einzeljahresabschlüsse der Emittentin gemäß UGB/BWG. Der auf das Ergänzungskapital ent-

fallende Anteil an dem Nettoverlust bestimmt sich aus dem Verhältnis der Nominale de r Ergänzungskapital-

Schuldverschreibungen zum jeweiligen Gesamtbetrag der emittierten verlusttragenden Instrumente (Ergän-

zungskapital, Partizipationskapital, Grundkapital). Der Anteil wird periodenbezogen, für jedes Geschäftsjahr 

ermittelt, wobei das während der Periode emittierte verlusttragende Kapital gewichtet wird. 

Für Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen, die nach dem 01.01.2010 begeben wurden, gilt nachfolgen-

des: 

Nettoverluste entsprechen dabei dem negativen Saldo aus Jahresgewinnen und Jahresverlusten (jeweils 

nach Rücklagenbewegungen und vor Erträgen aus Teilnahme des Ergänzungskapitals am Verlust der Emi t-

tentin) während der Laufzeit der Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen nach Maßgabe der festgestell-

ten Einzeljahresabschlüsse der Emittentin gemäß UGB/BWG. Der auf das Ergänzungskapital entfallende 

Anteil an dem Nettoverlust bestimmt sich aus dem Verhältnis der Nominale der Ergänzungskapital-

Schuldverschreibungen zum jeweiligen Gesamtbetrag der emittierten verlusttragenden Instrumente (Ergän-

zungskapital, Partizipationskapital, Grundkapital, nicht aufgelöste Rücklagen). Der Anteil wird periodenbe-

zogen, für jedes Geschäftsjahr ermittelt, wobei das während der Periode emittierte verlusttragende Kapital 

gewichtet wird. 
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Im Falle der Liquidation oder der Insolvenz werden die Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen erst nach 

den Forderungen der anderen nicht-nachrangigen Gläubiger befriedigt. Die Zahlung der Zinsen erfolgt (wie 

im Konditionenblatt festgelegt) nur, soweit diese im ausschüttungsfähigen Gewinn gedeckt sind.   

"Ausschüttungsfähiger Gewinn" ist der festgestellte Bilanzgewinn nach Rücklagenbewegung und Berück-

sichtigung eines allfälligen Gewinn- oder Verlustvortrags aus Vorperioden, ermittelt nach UGB/BWG unter 

Berücksichtigung allfälliger Ausschüttungssperren oder Ausschüttungsbeschränkungen sowie beschloss e-

ner oder geplanter Ausschüttungen, allfälliger Verluste im laufenden Geschäftsjahr sowie der Bestimmun-

gen des BWG, sofern anwendbar. Berechnungsbasis des ausschüttungsfähigen Gewinns ist der jeweilige 

Einzelabschluss der Emittentin. Der zur Verfügung stehende ausschüttungsfähige Gewinn kann infolge all-

fällig zur Anwendung kommender Ausschüttungsbeschränkungen und Ausschüttungssperren, oder infolge 

von im laufenden Geschäftsjahr eingetretenen Verlusten, geringer sein als der ausgewiesene Bilanzgewinn. 

Die Zinsen aus Ergänzungskapital sind nicht-kumulativ ausgestaltet (wie in den Bedingungen definiert). 

Nicht-kumulativ bedeutet, dass Zinszahlungen nicht nachgeholt werden, auch wenn in Folgejahren aus-

schüttungsfähige Gewinne vorliegen.  

b) Nachrangkapital-Schuldverschreibungen  

Nachrangkapital-Schuldverschreibungen begründen nachrangige Verbindlichkeiten der Emittentin. Ihre Ge-

samtlaufzeit beträgt mindestens fünf Jahre, die im Falle der Liquidation oder der Insolvenz erst nach den 

Forderungen der anderen nicht-nachrangigen Gläubiger befriedigt werden (wie im Konditionenblatt festge-

legt).  

4.2 KATEGORIEN UND AUSGESTALTUNGSVARIANTEN 

Fix verzinste Schuldverschreibungen 

Fix verzinste Schuldverschreibungen werden mit einem oder mehreren fixen Zinssätzen verzinst, der/die im 

Vorhinein festgelegt ist/sind und sich während der gesamten Laufzeit nicht ändert. Die Schuldverschreibungen 

können eine über die Laufzeit gleiche, steigende oder fallende Verzinsung aufweisen.  

Variabel verzinste Schuldverschreibungen 

Variabel verzinste Schuldverschreibungen weisen einen variablen Zinssatz auf, dessen Berechnung von einem 

Basiswert abhängig ist. Die Verzinsung wird, wie im Konditionenblatt festgelegt, entsprechend der Entwicklung 

des Basiswertes angepasst. Darüber hinaus können sie mit einem Mindestzinssatz oder einem Höchstzinssatz 

ausgestattet sein.  

Fix to Floating Rate Schuldverschreibungen 

Fix to Floating Rate Schuldverschreibungen sind Schuldverschreibungen, die zu einem zunächst fixen und 

nach einer bestimmten Zeit (wie im Konditionenblatt festgelegt) variablen Zinssatz bzw. umgekehrt verzinst 

werden.  

Reverse Floating Rate Schuldverschreibung 

Reverse Floating Rate Schuldverschreibungen sind mit einer Verzinsung ausgestattet, die aus der Differenz 

zwischen einem festen Zinssatz und einem variablen Referenzsatz, wie etwa dem Euro Inter Bank Offered Ra-

te ("EURIBOR") oder dem London Inter Bank Offered Rate ("LIBOR") berechnet wird.  

Nullkupon-Schuldverschreibungen 

Nullkupon-Schuldverschreibungen sind Schuldverschreibungen, die keine Verzinsung aufweisen. Sie schütten 

keine Zinsen aus, sondern werden mit einem Abschlag von ihrem Nennwert begeben oder mit einem Aufschlag 

auf ihren Nennbetrag zurückbezahlt. Anstelle periodischer Zinszahlungen stellt die Differenz zwischen dem 

Rückzahlungskurs und dem Emissionspreis den Zinsertrag dar. 
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Zielkupon-Schuldverschreibungen 

Eine Zielkupon-Schuldverschreibung ist eine Schuldverschreibung, die vorzeitig zurückbezahlt werden kann, 

sobald der in den Bedingungen festgelegte Zielkupon erreicht ist. Zur Berechnung des Zielkupons werden dafür 

ab Verzinsungsbeginn alle geleisteten Zinszahlungen addiert, solange bis entweder der Zielkupon erreicht ist 

und in diesem Fall die Schuldverschreibung vorzeitig zurückgezahlt wird oder das Ende der Laufzeit erreicht 

ist.  

Doppelwährungs-Schuldverschreibungen 

Bei Doppelwährungs-Schuldverschreibungen hat die Emittentin am Ende der Laufzeit das Recht, den Rückzah-

lungsbetrag entweder in Euro oder in einer Fremdwährung auszubezahlen, wobei der Wechselkurs zwischen 

Euro und der jeweiligen Fremdwährung am Laufzeitbeginn festgelegt wird. 

Raten-Schuldverschreibungen 

Bei Raten-Schuldverschreibungen wird der Emissionspreis in mehreren Raten bezahlt. Die Zahlung der Raten 

erfolgt wie im Konditionenblatt festgelegt.  

Tilgungs-Schuldverschreibungen 

Tilgungs-Schuldverschreibungen werden während der Laufzeit in fixen oder variablen Teilbeträgen zurückge-

zahlt. Die Höhe sowie der Zeitpunkt der Teiltilgungen werden bereits im Vorhinein von der Emittentin festge-

setzt. 

Von einem Basiswert abhängige Schuldverschreibungen 

Schuldverschreibungen, die von einem Basiswert abhängig sind, sind Schuldverschreibungen, deren Verzin-

sung und/oder Rückzahlungsbetrag direkt positiv oder negativ von der Wertentwicklung eines oder mehrerer 

Basiswerte abhängig sind. Als Basiswerte können insbesondere herangezogen werden: Aktien, Schuldtitel, 

Fonds, Hedgefonds, Indizes, Rohstoffe, Referenzsätze, Währungen, Waren, oder eine Formel oder ein Korb 

hiervon oder ein anderer in den jeweiligen Bedingungen der Schuldverschreibungen vorgesehene Basiswerte.  

Aktienschuldverschreibungen  

Aktienschuldverschreibungen weisen typischerweise eine über dem Marktzinsniveau l iegende Verzinsung auf 

und geben der Emittentin das Recht, die Schuldverschreibungen am Ende der Laufzeit entweder zum Nennbe-

trag zurückzuzahlen oder eine festgelegte Anzahl an Aktien (ausgenommen jene der Emittentin) zu liefern.  

Aktiengebundene Schuldverschreibungen 

Aktiengebundene Schuldverschreibungen können entweder als Schuldverschreibungen mit aktiengebundener 

Verzinsung begeben werden, wobei die Höhe des auf eine Zinsperiode anwendbaren Zinssatzes der Schuld-

verschreibungen in Abhängigkeit von der Entwicklung einer einzelnen Aktie oder eines Korbes von Aktien (wie 

im Konditionenblatt festgelegt) berechnet wird bzw. davon abhängig ist, und/oder als Schuldverschreibungen 

mit aktiengebundenem Rückzahlungsbetrag, wobei die Kapitalrückzahlung in Abhängigkeit von der Entwicklung 

einer einzelnen Aktie oder einem Korb von Aktien (wie im Konditionenblatt festgelegt) berechnet bzw. ausbe-

zahlt wird. 

Fondsgebundene Schuldverschreibungen  

Fondsgebundene Schuldverschreibungen können entweder als Schuldverschreibungen mit fondsgebundener 

Verzinsung begeben werden, wobei die Höhe des auf eine Zinsperiode anwendbaren Zinssatzes der Schuld-

verschreibungen in Abhängigkeit von der Entwicklung eines Fonds oder eines Portfolios von Fonds (wie im 

Konditionenblatt festgelegt) berechnet wird bzw. davon abhängig ist, oder als Schuldverschreibungen mit 

fondsgebundenem Rückzahlungsbetrag, wobei die Kapitalzahlung in Abhängigkeit von der Entwicklung eines 

Fonds oder eines Portfolios von Fonds (wie im Konditionenblatt festgelegt) berechnet wird bzw. davon abhän-
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gig ist. Schuldverschreibungen mit fondsgebundenem Rückzahlungsbetrag können auch vorsehen, dass die 

Rückzahlung durch physische Übergabe von Referenzwerten (Einbuchung von Fondsanteilen) erfolgt.  

Hedgefondsgebundene Schuldverschreibungen  

Hedgefondsgebundene Schuldverschreibungen können entweder als Schuldverschreibungen mit hedgefonds-

gebundener Verzinsung begeben werden, wobei die Zinszahlungen in Abhängigkeit von der Entwicklung eines 

Hedgefonds, eines Korbes oder eines Portfolios von Hedgefonds (wie im Konditionenblatt festgelegt) berechnet 

werden bzw. davon abhängig sind, oder als Schuldverschreibungen mit hedgefondsgebundenem Rückzah-

lungsbetrag, wobei die Kapitalzahlung in Abhängigkeit von der Entwicklung eines Hedgefonds oder einem Korb 

oder einem Portfolio von Hedgefonds (wie im Konditionenblatt festgelegt) berechnet wird bzw. davon abhängig 

sind. Schuldverschreibungen mit fondsgebundenem Rückzahlungsbetrag können auch vorsehen, dass die Ti l-

gung durch physische Übergabe von Referenzwerten erfolgt. 

Schuldtitelbezogene Schuldverschreibungen 

Bei schuldtitelbezogenen Schuldverschreibungen sind die Zinszahlungen und/oder Tilgungszahlungen vom 

Marktwert des zugrundeliegenden Schuldtitels oder eines Korbes von Schuldtiteln (wie im Konditionenblatt 

festgelegt) abhängig. 

Indexgebundene Schuldverschreibungen 

Indexgebundene Schuldverschreibungen können entweder als Schuldverschreibungen mit indexgebundener 

Verzinsung begeben werden, wobei die Höhe des auf eine Zinsperiode anwendbaren Zinssatzes der Schuld-

verschreibungen unter Bezugnahme auf einen einzelnen Index, einen Indexkorb oder (wie im Konditionenblatt 

definiert) festgelegte Formel ermittelt wird, und/oder als Schuldverschreibungen mit indexgebundener Rück zah-

lung, für die die Rückzahlung unter Bezugnahme auf einen einzelnen Index, einen Indexkorb oder (wie im Kon-

ditionenblatt festgelegt) festgelegte Formeln ermittelt wird.  

Inflationsgebundene Schuldverschreibungen  

Inflationsgebundene Schuldverschreibungen können (entweder) als Schuldverschreibungen mit inflationsge-

bundener Verzinsung begeben werden, wobei die Höhe des auf eine Zinsperiode anwendbaren Zinssatzes der 

Schuldverschreibungen in Abhängigkeit von der Entwicklung der Inflation (wie im Konditionenblatt festgelegt) 

berechnet wird oder davon abhängig ist und/oder als Schuldverschreibungen mit inflationsgebundenem Rück-

zahlungsbetrag, wobei die Rückzahlung in Abhängigkeit von der Entwicklung der Inflation (wie im Konditi o-

nenblatt festgelegt) berechnet wird oder davon abhängig ist. 

Waren- oder rohstoffgebundene Schuldverschreibungen  

Waren- oder rohstoffgebundene Schuldverschreibungen können (entweder) als Schuldverschreibungen mit wa-

ren- oder rohstoffgebundener Verzinsung begeben werden, wobei die Höhe des auf eine Zinsperiode anwend-

baren Zinssatz der Schuldverschreibungen in Abhängigkeit von der Entwicklung einer einzelnen Ware oder e i-

nes Rohstoffes oder eines Korbes von Waren oder Rohstoffen (wie im Konditionenblatt festgelegt) berechnet 

wird oder davon abhängig ist und/oder als Schuldverschreibungen mit waren- oder rohstoffgebundenen Rück-

zahlungsbetrag, wobei die Rückzahlung in Abhängigkeit von der Entwicklung einer einzelnen Ware oder eines 

Rohstoffes oder eines Korbes von Waren oder Rohstoffen (wie im Konditionenblatt festgelegt) berechnet wird 

oder davon abhängig ist. 

Währungsgebundene Schuldverschreibungen  

Währungsgebundene Schuldverschreibungen können (entweder) als Schuldverschreibungen mit währungsge-

bundener Verzinsung begeben werden, wobei die Höhe des auf eine Zinsperiode anwendbaren Zinssatzes der 

Schuldverschreibungen in Abhängigkeit von der Entwicklung einer einzelnen Währung oder mehreren Währun-

gen (wie im Konditionenblatt festgelegt) berechnet wird oder davon abhängig ist und/oder als Schuldverschrei-

bungen mit währungsgebundenen Rückzahlungsbetrag, wobei die Rückzahlung in Abhängigkeit von der En t-

wicklung einer einzelnen einer einzelnen Währung oder mehreren Währungen berechnet wird oder davon ab-

hängig ist. 
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5 BEDINGUNGEN DER SCHULDVERSCHREIBUNGEN 

Die Emittentin wird die ab Seite 65 dieses Basisprospekts abgedruckten Emissionsbedingungen für jede Emission 

von Schuldverschreibungen durch ein Konditionenblatt ergänzen und vervollständigen, das dem nachstehenden 

Muster-Konditionenblatt entspricht, sodass sich für jede Emission von Schuldverschreibungen, die anwendbaren 

Anleihebedingungen durch die Kombination aus den Emissionsbedingungen und dem ausgefüllten Konditionenblatt 

ergeben. Jene Variablen, die in den Emissionsbedingungen mit eckigen Klammern und/oder Anweisungen markiert 

sind, werden zur Gänze durch die im Konditionenblatt enthaltenen Werte und Textteile ergänzt bzw. ersetzt. In ku r-

siver Schrift gesetzte Anweisungen sind nicht Teil der Emissionsbedingungen. Änderungen der Nummerierung und 

Reihenfolge sind, soweit erforderlich, möglich. 

Um die Lesbarkeit der auf eine Emission von Schuldverschreibungen jeweils anwendbaren Bedingungen der 

Schuldverschreibungen zu verbessern, wird die Emittentin dem Konditionenblatt die "Emissionsbedingungen" als 

Anhang anfügen. Im Falle widersprüchlicher Formulierungen zwischen den Emissionsbedingungen und dem Kondi-

tionenblatt, geht das Konditionenblatt vor. 

Kopien des Konditionenblattes und der Emissionsbedingungen sind für die Anleger unter 

"www.graz.volksbank.at/basisprospekte" oder am Sitz der Emittentin erhältlich.  
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Muster-Konditionenblatt der Schuldverschreibungen 

 

Datum: [] 

Konditionenblatt 

Volksbank Graz-Bruck e.Gen. 

 

[Gesamtnennbetrag der Tranche] [Stücke] 

[Bezeichnung der Schuldverschreibungen]
 

(die "Schuldverschreibungen") 

Serie []  

Tranche [] 

ISIN [] 

EUR []  

BASISPROSPEKT  

über das Programm zur Begebung  

von Schuldverschreibungen an Privatkunden 

vom 25. Juni 2012 

 

Dieses Konditionenblatt stellt die Endgültigen Bedingungen im Sinne des Artikels 5(4) der Richtlinie 2003/71/EG des Eu-

ropäischen Parlaments und des Rates vom 4.11.2003 betreffend den Prospekt, der beim öffentlichen Angebot von Wert-

papieren oder bei deren Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt zu veröffentlichen ist (Prospektrichtlinie) für 

die Emission der darin beschriebenen Schuldverschreibungen unter dem Basisprospekt über das Programm zur Bege-

bung von Schuldverschreibungen an Privatkunden vom 25. Juni 2012 in der durch etwaige Nachträge ergänzten jeweils 

gültigen Fassung (der "Basisprospekt") der Volksbank Graz-Bruck e.Gen. (die "Emittentin") dar und ist in Verbindung 

mit den im Basisprospekt enthaltenen Emissionsbedingungen der Schuldverschreibungen (die "Emissionsbedingun-

gen") zu lesen und stellt gemeinsam mit diesem die Bedingungen der Schuldverschreibungen dar. Der Basisprospekt 

stellt einen Basisprospekt gemäß der Prospektrichtlinie dar. 

Begriffe, die in den Emissionsbedingungen definiert sind, haben, falls dieses Konditionenblatt nicht etwas anderes be-

stimmt, die gleiche Bedeutung, wenn sie in diesem Konditionenblatt verwendet werden. Dieses Konditionenblatt enthält 

Werte und Textteile, auf die in den Emissionsbedingungen Bezug genommen oder verwiesen wird. Insoweit sich die 

Emissionsbedingungen und dieses Konditionenblatt widersprechen, geht dieses Konditionenblatt den Emissionsbedin-

gungen vor. Das Konditionenblatt kann Änderungen und/oder Ergänzungen der Emissionsbedingungen im gesetzlichen 

Ausmaß vorsehen. 

Dieses Konditionenblatt, die Emissionsbedingungen und der Basisprospekt (einschließlich etwaiger Nachträge) sind auf 

der Internetseite der Emittentin unter "www.graz.volksbank.at/basisprospekte" oder am Sitz der Emittentin während der 

üblichen Geschäftszeiten kostenlos verfügbar. 

Eine Anlage in die Schuldverschreibungen beinhaltet Risiken, die vor einer Anlage abgewogen werden sollten. 

Siehe dazu den Abschnitt "Risikofaktoren" im Basisprospekt. 

[Bei Schuldverschreibungen mit einem vorzeitigen Kündigungsrecht nach Wahl der Emittentin einfügen: 

Anleger werden darauf hingewiesen, dass die Bedingungen der Schuldverschreibungen nur der Emittentin 

ein Recht auf vorzeitige Rückzahlung gewähren, und dass die Inhaber der Schuldverschreibungen eine hö-

here Rendite auf ihre Schuldverschreibungen erhalten, als wenn sie ebenfalls ein vorzeitiges Kündigungs-

recht eingeräumt erhalten würden. Der Ausschluss eines vorzeitigen Kündigungsrechts der Inhaber der 

Schuldverschreibungen ist eine Voraussetzung dafür, dass die Emittentin ihr Risiko aus den Schuldver-

schreibungen absichern kann. Daher würde die Emittentin, wenn das vorzeitige Kündigungsrecht der Inha-
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ber der Schuldverschreibungen nicht ausgeschlossen würde, die Schuldverschreibungen entweder gar nicht 

begeben oder die Emittentin würde die voraussichtlichen Kosten für die Auflösung des Absicherungsge-

schäftes in den Rückzahlungsbetrag oder die Höhe des anwendbaren Zinssatzes der Schuldverschreibun-

gen einberechnen und so die Rendite der Anleger verringern. Anleger sollten daher sorgfältig überlegen, ob 

sie meinen, dass dieses vorzeitige Kündigungsrecht, das nur der Emittentin gewährt wird, für sie nachteilig 

ist und sollten, wenn sie dieser Ansicht sind, nicht in die Schuldverschreibungen investieren.]  

[Im Fall von Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen einfügen: Anleger werden darauf hingewiesen, dass es 

sich bei den Schuldverschreibungen um Ergänzungskapital handelt und diese daher ein hohes Risiko mit sich 

bringen. Zins- und Tilgungszahlungen sind bei Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen abhängig von der 

wirtschaftlichen Entwicklung der Emittentin. Zinszahlungen sind von ausreichenden ausschüttungsfähigen Ge-

winnen der Emittentin abhängig. [Im Falle von ausschüttungsfähigen Gewinnen liegt die Vornahme von Zinszah-

lungen im Ermessen der Emittentin.] Für die Berechnung der Tilgungszahlungen werden die während der Laufzeit 

des Ergänzungskapitals bei der Emittentin allenfalls angefallenen Nettoverluste berücksichtigt. Daher sollte nur 

ein kleiner Teil der verfügbaren Finanzmittel eines Anlegers in die Schuldverschreibungen investiert werden. 

Derartige Wertpapiere werden jenen Anlegern angeboten, die in Investmentangelegenheiten besonders sachkun-

dig sind. Anleger sollten an dem Investment nur teilnehmen, wenn sie in der Lage sind, die mit diesen Wertpapie-

ren zusammenhängenden Risiken sorgfältig zu prüfen. Die Schuldverschreibungen begründen außerdem nach-

rangige Forderungen gegenüber der Emittentin und werden im Falle der Liquidation oder der Insolvenz erst nach 

den Forderungen der anderen nicht-nachrangigen Gläubiger befriedigt.] 

[Im Fall von Nachrangkapital-Schuldverschreibungen einfügen: Anleger werden darauf hingewiesen, dass es 

sich bei den Schuldverschreibungen um Nachrangkapital der Emittentin handelt und diese bringen daher für 

den Fall der Insolvenz oder Liquidation der Emittentin ein hohes Risiko mit sich. Sie begründen nachrangige 

Forderungen gegenüber der Emittentin und werden im Falle der Liquidation oder der Insolvenz erst nach den 

Forderungen der anderen nicht-nachrangigen Gläubiger befriedigt.] 

[Bei Schuldverschreibungen, die an einen Hedgefonds gebunden sind, einfügen: Die Schuldverschreibungen 

bilden wirtschaftlich einen Hedgefonds ab und stellen eine sehr riskante Vermögensanlage dar. Es sollte von 

Anlegern daher nur ein kleiner Teil des frei verfügbaren Vermögens in derartige Produkte investiert werden, kei-

nesfalls jedoch das ganze Vermögen oder per Kredit aufgenommene Mittel. Die Schuldverschreibungen werden 

Anlegern angeboten, die über eine besonders fundierte Kenntnis von solchen Anlageformen verfügen. Die 

Schuldverschreibungen sind nur für Anleger geeignet, die deren Risiken sorgfältig abwägen können.] 

[Im Fall von Schuldverschreibungen mit einer variablen Verzinsung und einem Referenzsatz als Basiswert 

bitte einfügen: Die in diesem Dokument enthaltenen Informationen in Bezug auf den Referenzsatz, auf den sich die 

Schuldverschreibungen beziehen, bestehen lediglich aus Auszügen oder Zusammenfassungen von öffentlich zu-

gänglichen Informationen. Die Emittentin bestätigt, dass diese Informationen korrekt wiedergegeben wurden und 

dass – soweit es der Emittentin bekannt ist und sie aus den Informationen ableiten konnte – keine Fakten unter-

schlagen wurden, die die reproduzierten Informationen unkorrekt oder irreführend gestalten würden. Neben diesen 

Zusicherungen wird keine weitergehende oder sonstige Verantwortung für die Informationen in Bezug auf den Refe-

renzsatz von der Emittentin übernommen. Insbesondere übernimmt die Emittentin nicht die Verantwortung dafür, 

dass die hier enthaltenen Angaben über den Referenzsatz zutreffend oder vollständig sind oder, dass kein Umstand 

eingetreten ist, der die Richtigkeit oder Vollständigkeit beeinträchtigen könnte.  

Weiterführende Daten und Informationen wie etwa vergangene oder zukünftige Wertentwicklungen über den Refe-

renzsatz sind über Informationsdienstleister wie Bloomberg (www.bloomberg.com) oder Reuters 

(www.de.reuters.com) abrufbar.  

Die Wertentwicklung variabel verzinster Schuldverschreibungen hängt insbesondere von der Entwicklung des 

Marktzinsniveaus, dem Angebot und der Nachfrage auf dem Sekundärmarkt und der Bonität der Emittentin ab. Bei 

Veränderungen dieser Faktoren kann es daher zu Schwankungen des Kurswertes der Schuldverschreibungen kom-

men. Die Emittentin weist ausdrücklich darauf hin, dass Änderungen des Marktzinsniveaus während einer Zinsperi-

ode auch die Höhe der Verzinsung in den nachfolgenden Zinsperioden negativ beeinflussen können. Die Emittentin 

kann diese Faktoren nicht beeinflussen. 
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Im Falle eines Verkaufes der Schuldverschreibungen vor deren Laufzeitende kann es zu einem (teilweisen) Verlust 

des eingesetzten Kapitals kommen, da der Marktpreis zum Verkaufszeitpunkt unter dem Emissionspreis liegen 

kann. 

Für eine detailliertere Beschreibung der Risiken im Zusammenhang mit variabel verzinsten  Schuldverschreibungen 

siehe insbesondere den Abschnitt "Risikofaktoren" des Basisprospekts. 

[Bei Produkten mit Mindestzinssatz einfügen: Für die Festlegung des Mindestzinssatzes dieser Schuldverschrei-

bungen wurde der zum Zeitpunkt der Begebung der Schuldverschreibungen marktübliche Zinssatz reduziert um 

einen Abschlag herangezogen. Der Abschlag soll der Tatsache Rechnung tragen, dass der zugesagte Mindestzins-

satz während der Laufzeit über dem nach dem jeweils anwendbaren Marktniveau berechneten Zinssatz li egen 

kann.] 

[Im Fall von basiswertabhängigen Schuldverschreibungen mit variabler Verzinsung (ausgenommen Refe-

renzsatz als Basiswert) einfügen: Die in diesem Dokument enthaltenen Informationen in Bezug auf die Basiswer-

te, auf die sich die Schuldverschreibungen beziehen, bestehen lediglich aus Auszügen oder Zusammenfassungen 

von öffentlich zugänglichen Informationen. Die Emittentin bestätigt, dass diese Informationen korrekt wiedergegeben 

wurden und dass – soweit es der Emittentin bekannt ist und sie aus den Informationen ableiten konnte – keine Fak-

ten unterschlagen wurden, die die reproduzierten Informationen unkorrekt oder irreführend gestalten würden. Neben 

diesen Zusicherungen wird keine weitergehende oder sonstige Verantwortung für die Informationen in Bezug auf die 

Basiswerte von der Emittentin übernommen. Insbesondere übernimmt die Emittentin nicht die Verantwortung dafür, 

dass die hier enthaltenen Angaben über die Basiswerte oder die Referenzschuldner zutreffend oder vollständig sind 

oder dass kein Umstand eingetreten ist, der die Richtigkeit oder Vollständigkeit beeinträchtigen könnte.  

Weiterführende Daten und Informationen wie etwa vergangene oder zukünftige Wertentwicklungen über den Basi s-

wert sind entweder auf den Webseiten der jeweiligen Börsen an denen diese notieren, oder über Informations-

dienstleister wie Bloomberg (www.bloomberg.com) oder Reuters (www.de.reuters.com) abrufbar. 

Die Wertentwicklung dieser Schuldverschreibungen hängt insbesondere von der Entwicklung des Basiswertes , des 

Marktzinsniveaus und Bonität der Emittentin ab. Daher kann es aufgrund der Wertentwicklung des Basiswertes, dem 

Angebot und der Nachfrage am Sekundärmarkt, der teilweisen oder gänzlichen Nichtzahlung von Zinsen und/oder 

Rückzahlungsbetrag durch die Emittentin und der Bonität der Emittentin während der Laufzeit zu Schwankungen 

des Kurswertes der Schuldverschreibungen kommen.  

Die Emittentin weist ausdrücklich darauf hin, dass Änderungen des Marktzinsniveaus und Entwicklung des Basi s-

wertes während einer Zinsperiode auch die Höhe der Verzinsung in den nachfolgenden Zinsperioden negativ beein-

flussen können. Die Emittentin kann diese Faktoren nicht beeinflussen. 

Im Falle eines Verkaufes der Schuldverschreibungen vor deren Laufzeitende kann es zu einem (teilweisen) Verlust 

des eingesetzten Kapitals kommen, da der Marktpreis zum Verkaufszeitpunkt unter dem Emissionspreis liegen 

kann.  

Für eine detailliertere Beschreibung der Risiken im Zusammenhang mit Schuldverschreibungen, die von einem Ba-

siswert abhängig sind, siehe insbesondere Abschnitt "Risikofaktoren" des Basisprospekts. 

[Bei Produkten mit Mindestzinssatz einfügen: Für die Festlegung des Mindestzinssatzes dieser Schuldverschrei-

bungen wurde der zum Zeitpunkt der Begebung der Schuldverschreibungen marktübliche Zinssatz reduziert um 

einen Abschlag herangezogen. Der Abschlag soll der Tatsache Rechnung tragen, dass der zugesagte Mindestzins-

satz während der Laufzeit über dem nach dem jeweils anwendbaren Marktniveau berechneten Zinssatz liegen 

kann.]] 

[Im Fall von Schuldverschreibungen bei denen die Rückzahlung vom Basiswert/von Basiswerten abhängig 

ist einfügen: Die in diesem Dokument enthaltenen Informationen in Bezug auf die Basiswerte, auf die sich die 

Schuldverschreibungen beziehen, bestehen lediglich aus Auszügen oder Zusammenfassungen von öffentlich zu-

gänglichen Informationen. Die Emittentin bestätigt, dass diese Informationen korrekt wiedergegeben wurden und 

dass – soweit es der Emittentin bekannt ist und sie aus den Informationen ableiten konnte – keine Fakten unter-

schlagen wurden, die die reproduzierten Informationen unkorrekt oder irreführend gestalten würden. Neben diesen 

Zusicherungen wird keine weitergehende oder sonstige Verantwortung für die Informationen in Bezug auf die Basi s-
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werte von der Emittentin übernommen. Insbesondere übernimmt die Emittentin nicht die Verantwortung dafür, dass 

die hier enthaltenen Angaben über die Basiswerte oder die Referenzschuldner zutreffend oder vollständig sind oder 

dass kein Umstand eingetreten ist, der die Richtigkeit oder Vollständigkeit beeinträchtigen könnte. 

Weiterführende Daten und Informationen wie etwa vergangene oder zukünftige Wertentwicklungen über den Basi s-

wert sind entweder auf den Webseiten der jeweiligen Börsen an denen diese notieren, oder über Informations-

dienstleister wie Bloomberg (www.bloomberg.com) oder Reuters (www.de.reuters.com) abrufbar. 

Die Wertentwicklung dieser Schuldverschreibung hängt insbesondere von der Entwicklung des Basiswertes [ ,des 

Marktzinsniveaus] und der Bonität der Emittentin ab. Daher kann es aufgrund der Wertentwicklung des Basiswertes, 

des Angebotes und der Nachfrage am Sekundärmarkt, der teilweisen oder gänzlichen Nichtzahlung von Zinsen 

und/oder des Rückzahlungsbetrages durch die Emittentin und der Bonität der Emittentin während der Laufzeit zu 

Schwankungen des Kurswertes der Schuldverschreibungen kommen.  

Im Falle eines vorzeitigen Verkaufes der Schuldverschreibungen vor deren Laufzeitende kann es zu einem (teilwe i-

sen) Verlust des eingesetzten Kapitales kommen, da der Marktpreis zum Verkaufszeitpunkt unter dem Emissions-

preis liegen kann.  

Für eine detailliertere Beschreibung der Risiken im Zusammenhang mit Schuldverschreibungen, die von einem Ba-

siswert abhängig sind, siehe insbesondere Abschnitt "Risikofaktoren" des Basisprospekts. 

[Bei Produkten mit Rückzahlung zum Mindestrückzahlungsbetrag einfügen: Der Mindestrückzahlungsbetrag 

kommt nur am Ende der Laufzeit zum Tragen, im Falle vorzeitiger Rückzahlung oder eines Verkaufes  vor dem Lauf-

zeitende kann sich daher ein geringerer Rückzahlungsbetrag ergeben. ]] 
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ECKDATEN DER SCHULDVERSCHREIBUNGEN 

1.  ISIN / WKN: [] 

2.  Rang der Schuldverschreibungen/  

Kapitalform: 

 

 nicht-nachrangig / senior 

 Ergänzungskapital  

 Nachrangkapital  

3.  Zeichnungsfristbeginn: [] 

4.  Laufzeit: Von [] (einschl.) bis [] (einschl.) 

5.  Endfälligkeitstag:  [] (Datum einfügen)  

 nicht endfällig 

 Letzter Zinszahlungstag im Rückzahlungsmonat 

6.  Art der Emission:  Daueremission 

 Einmalemission 

7.  Geschäftstag-Konvention:  Folgender-Geschäftstag-Konvention 

 Modifizierte-Folgender-Geschäftstag-Konvention  

 [Angabe anderer Regelung]  

8.  Festgelegte Währung: [] 

9.  Gesamtnennbetrag oder Stücke:  [] (Gesamtnennbetrag einfügen) 

 [] Stücke (Anzahl der Stücke einfügen) 

10.  Nennbetrag:  [] 

 [] Stück 

11.  Emissionspreis:  [] % des Gesamtnennbetrages am Zeichnungsfrist-

beginn, danach laufende Festsetzung durch die Emit-

tentin 

 [] pro Stück (bei Stücknotiz) 

 plus [] % Ausgabeaufschlag 

 andere Berechnungsmethode (Details einfügen) 

12.  Zinsmodalität:  fixe Verzinsung 

 variable Verzinsung (einschließlich Schuldverschrei-

bungen mit basiswert- oder basiswertkorbabhängiger 

Verzinsung) 

 Stufenzins 

 Nullkupon 

 keine laufende Verzinsung 

 andere zu bestimmende Zinsmodalität (Details 

einfügen) 

13.  Rückzahlungs- / Zahlungsmodalität:  Rückzahlung zum Nennbetrag 

 Rückzahlung zu [] % des Nennbetrages  

 Rückzahlung mindestens zum Nennbetrag 

 Rückzahlung abhängig von einem Basiswert  

 Rückzahlung abhängig von einem Basiswertkorb 

 gemäß Tilgungstabelle  

 Rückzahlung zum Nennbetrag soweit nicht Nettover-

luste in Abzug zu bringen sind (bei Ergänzungskapital 

einfügen) 

 [] (anderes einfügen) 

14.  Vorzeitige Kündigung:  nicht anwendbar 

 des Anlegers (nicht anwendbar bei Ergänzungskapital-

Schuldverschreibungen) 
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 nach Wahl der Emittentin 

15.  Rating der Schuldverschreibungen  nicht anwendbar 

 anwendbar (Details einfügen) 

Nähere Informationen zur Bedeutung des Rating und zu 

den Einschränkungen, die im Zusammenhang damit be-

achtet werden müssen, können auf der Homepage von 

[Rating-Agentur und Homepage einfügen] abgerufen wer-

den. Ein Rating ist keine Empfehlung zum Kauf, Verkauf 

oder Halten von Schuldverschreibungen und kann jederzeit 

von der Rating Agentur ausgesetzt, geändert oder entzo-

gen werden. 

16.  Angebot in  

 (i) Österreich:  öffentliches Angebot 

 kein öffentliches Angebot 

17.  Börsenotierung und Zulassung zum Handel:  wird nicht beantragt  

 Einbeziehung in das multilaterale Handelssystem der 

Wiener Börse (Dritter Markt) wird beantragt  

[Bei verzinsten Schuldverschreibungen mit Stücknotiz, die 

an der Wiener Börse notiert werden: Da bei einer Stückno-

tiz aufgrund technischer Gegebenheiten keine Stückzins-

berechnung während der Zinsperiode erfolgt, sind die 

Stückzinsen in der Quotierung bereits inkludiert. Dies gilt 

vorbehaltlich einer Systemumstellung der Wiener Börse.] 

Die Emittentin behält sich das Recht vor, die Schuldver-

schreibungen zu jedem späteren Zeitpunkt an einer 

und/oder weiteren Börsen zu notieren. 

[] 

18.  Geschätzte Gesamtkosten bezüglich der Zu-

lassung zum Handel 

[] 

 

VERZINSUNG 

19.  Fixe Verzinsung:  nicht anwendbar 

 anwendbar 

 anwendbar von [] bis [] 

(Falls nicht anwendbar, entfallen die Unterabschnitte die-

ses Absatzes) 

 (i) Zinssatz / Fixer Verzinsungsbetrag:  [] % per annum  

 [] % per Zinsperiode 

 [] je Nennbetrag/Stück (bei Festzinsbeträgen)  

 (ii) Zinsperiode:  

  - Verzinsungsbeginn: [] (einschl.) [jährlich] [halbjährlich] [vierteljährlich] [monat-

lich] [] (einfügen) [Die [] Zinsperiode/n sind/ist kurz und 

beginnt am []] 

  - Verzinsungsende: [] (einschl.) [jährlich] [halbjährlich] [vierteljährlich] [monat-

lich] [] (einfügen) [Die [] Zinsperiode/n sind/ist lang und 

endet am []] 

  - Zinsperioden sind:  nicht angepasst 

 angepasst 

 (iii) Emissionsrendite:  nicht anwendbar 
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 [], berechnet gemäß ICMA-Methode 

 [], berechnet gemäß [] (Einzelheiten der Berech-

nungsmethode einfügen)  

[Die Emissionsrendite wurde am Begebungstag auf Basis 

des Emissionspreises berechnet und ist keine Indikation für 

eine Rendite in der Zukunft.] 

20.  Variable Verzinsung:  nicht anwendbar 

 anwendbar von [] bis [] 

 anwendbar  

(Falls nicht anwendbar, entfallen die Unterabschnitte die-

ses Absatzes) 

 Zinsperiode:  

  - Verzinsungsbeginn: [] (einschl.) [jährlich] [halbjährlich] [vierteljährlich] [monat-

lich] [] (einfügen) [Die [] Zinsperiode/n sind/ist kurz und 

beginnt am []] 

  - Verzinsungsende: [] (einschl.) [jährlich] [halbjährlich] [vierteljährlich] [monat-

lich] [] (einfügen) [Die [] Zinsperiode/n sind/ist lang und 

endet am []] 

  - Zinsperioden sind:  nicht angepasst 

 angepasst 

 Details zur Verzinsung:  

 (i) Verzinsung abhängig von der Entwicklung 

des/der: 

 nicht anwendbar 

 []-Monats-EURIBOR ("Referenzsatz") 

 []-Y-Constant Maturity Swap ("Referenzsatz") 

 LIBOR ("Referenzsatz") 

 [Basiswerte / Basiswertes / Basiswertkorbes]  

 [siehe ANNEX []] 

 (ii) Formel bzw. Details zur Verzinsung:   [] % des Referenzsatzes per annum [plus / minus] 

Marge per annum 

 [] per annum [plus / minus] Marge per annum 

 [] (Details einfügen) 

 (iii) Marge/Zuschlag:   nicht anwendbar 

 [] Basispunkte [per annum]  

 [andere]  

 (iv) Zinsfestlegungstag:  nicht anwendbar 

 [] TARGET-Geschäftstage vor dem [Beginn] [Ende] 

der jeweiligen Zinsperiode  

 [] (anderen einfügen) 

 (v) Startwert:  nicht anwendbar 

 Schlusskurs/e der/s Basiswerte/s [] (Datum einfü-

gen) 

 andere (Details einfügen) 

 (vi) Beobachtungszeitraum:  nicht anwendbar 

 von Laufzeitbeginn (einschl.) bis Laufzeitende 

(einschl.) 

 von Laufzeitbeginn (einschl.) bis zum letzten Feststel-

lungstag (einschl.) 

 [] (Details einfügen) 

 (vii) Feststellungstage:  nicht anwendbar 



59 
  

 [] (Details einfügen) 

 (viii) Barriere:   nicht anwendbar 

 entweder [] oder [] des/der Startwerte/s der/s Ba-

siswerte/s oder ein Wert, der innerhalb dieser Band-

breite liegt, und wird von der Emittentin am [] in Ab-

hängigkeit von der Marktlage festgelegt 

 [] des/der Startwert/e der/s Basiswerte/s 

[] (Details einfügen) 

 (ix) Ort der Veröffentlichung des Basiswer-

tes/Referenzsatz: 

 nicht anwendbar 

 Referenzbörse/n [gemäß ANNEX []]  

 Bildschirmfeststellung 

  - Bildschirmseite:  nicht anwendbar 

 Reuters (kostenpflichtig): []  

 Bloomberg (kostenpflichtig): [] 

 [] (Angabe der maßgeblichen Bildschirmseite) 

  - festgelegte Zeit:  nicht anwendbar 

 11:00 MEZ 

 [] 

 (x) Anzahl der Nachkommastellen: 

 

 nicht anwendbar 

 [] für den Zinssatz 

 [] für die Schlusskurs/e der Basiswert/e: 

 [] für die Kurse der Basiswerte 

 [] (Details einfügen) 

Nachkommastellen werden kaufmännisch gerundet. 

 (xi) Zusätzliche Bestimmungen über Marktstö-

rungen, Anpassung von Basiswerten / 

Kündigungen, Lieferstörungen: 

 nicht anwendbar 

 wie in den Emissionsbedingungen 

 [] (Details einfügen) 

21.  Zielkupon:  nicht anwendbar 

 anwendbar 

(Falls nicht anwendbar, entfallen die Unterabschnitte die-

ses Absatzes) 

 (i) Zielkupon: [] %  

 (ii) Auffüllung:  mit Auffüllung 

 ohne Auffüllung 

 (iii) Überzahlung:  mit Überzahlung 

 ohne Überzahlung; die letzte Zinszahlung beträgt 

[] % minus der Summe aller bisher geleisteten Zins-

zahlungen. 

22.  Stufenzins:  nicht anwendbar 

 anwendbar von [] bis [] 

 anwendbar  

(Falls nicht anwendbar, entfallen die Unterabschnitte die-

ses Absatzes) 

 (i) Zinssatz: gemäß nachstehender Tabelle 

 (ii) Zinsperioden:  

  - Verzinsungsbeginndaten: gemäß nachstehender Tabelle 

  - Verzinsungsenddaten: gemäß nachstehender Tabelle 

  - Zinsperioden sind:  nicht angepasst 

 angepasst 
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Zinssatz: Verzinsungsbeginndaten: Verzinsungsenddaten: 

[] [] (einschl.)  [] (einschl.)  

[] [] (einschl.)  [] (einschl.)  

[] [] (einschl.)  [] (einschl.)  

(weitere Zeilen einfügen, wenn erforderlich) 

 (iii) Emissionsrendite:  nicht anwendbar 

 [] , berechnet gemäß ICMA-Methode 

 [] , berechnet gemäß [] (Einzelheiten der Berech-

nungsmethode einfügen) am Begebungstag. 

[Die Emissionsrendite wurde am Begebungstag auf Basis 

des Emissionspreises berechnet und ist keine Indikation für 

eine Rendite in der Zukunft.] 

23.  Nullkupon:  nicht anwendbar 

 anwendbar von [] bis []  

 anwendbar  

(Falls nicht anwendbar, entfallen die Unterabschnitte die-

ses Absatzes) 

 (i) Formel zur Berechnung des fälligen 

Betrages: 

 nicht anwendbar 

 [] (Formel einfügen) 

 (ii) Interne Ertragsrate ("IRR") auf Nullku-

pon-Basis: 

[] %  

Die IRR wird auf Basis [Actual/Actual (ICMA)/[] ] berech-

net. 

Die Auszahlung der angefallenen IRR erfolgt am Endfällig-

keitstag und ist im Rückzahlungsbetrag bereits inkludiert. 

 (iii) IRR-Periode:  

  - Beginn: [] (einschl.) [jährlich] [] (einfügen) 

  - Ende: [] (einschl.) [jährlich] [] (einfügen) 

24.  Bestimmungen über Stückzinsen:  bei unterjährigen Käufen / Verkäufen sind Stückzinsen 

zahlbar 

 bei unterjährigen Käufen / Verkäufen sind Stückzinsen 

mindestens zum Mindestzinssatz zahlbar 

 bei unterjährigen Käufen / Verkäufen sind Stückzinsen 

nicht zahlbar 

 bei unterjährigen Käufen / Verkäufen sind Stückzinsen 

zum jeweiligen Zinssatz zahlbar 

 nicht anwendbar, da Zinssatzfestlegung im Nachhi-

nein 

 bei unterjährigen Käufen / Verkäufen sind Stückzinsen 

nicht zahlbar 

 [] (Details angeben) 

25.  (i) Mindestzinssatz:   nicht anwendbar 

 [] % per annum 

 [] pro Stück 

 [] % per Zinsperiode 

 (ii) Höchstzinssatz:   nicht anwendbar 

 [] % per annum 

 [] pro Stück 

 [] % per Zinsperiode 



61 
  

26.  Zinstagequotient:   nicht anwendbar 

 Actual/Actual (ICMA)  

 30/360  

 Actual/360  

 [] (anderen einfügen)  

27.  Zinszahlungstage:  nicht anwendbar 

 [] (Zinszahlungstag(e) einfügen) 

 jährlich, im Nachhinein  

 halbjährlich, im Nachhinein  

 vierteljährlich, im Nachhinein  

 monatlich, im Nachhinein 

 

28.  Sonderbestimmungen bei Ergänzungskapital: 

 

 nicht anwendbar 

 Zinszahlungen erfolgen, soweit diese im ausschüt-

tungsfähigen Gewinn gedeckt sind (immer bei Ergän-

zungskapital-Schuldverschreibungen anwendbar) 

 nicht kumulativ (immer bei Ergänzungskapital-

Schuldverschreibungen anwendbar) 

 

RÜCKZAHLUNG 

29.  Rückzahlungsbetrag:   Nennbetrag 

 [] % des Nennbetrages [die gesamten angefallenen 

IRR sind im Rückzahlungsbetrag bereits inkludiert. (im 

Falle von Nullkupon-Schuldverschreibungen einfü-

gen)] 

 abhängig von einem Basiswert / den Basiswerten / 

Basiswertkorb, mindestens zum Nennbetrag 

 abhängig von einem Basiswert / den Basiswerten / 

Basiswertkorb 

 gemäß Tilgungstabelle 

 [] % des Nennbetrages unter Berücksichtigung von 

allenfalls angefallenen Nettoverlusten (immer bei Er-

gänzungskapital-Schuldverschreibungen anwendbar) 

 [] (anderen Rückzahlungsbetrag einfügen) 

30. . Rückzahlung abhängig von der Entwicklung 

eines Basiswertes oder Basiswertkorbes: 

 nicht anwendbar 

 anwendbar 

(Falls nicht anwendbar, entfallen die Unterabschnitte die-

ses Absatzes) 

 (i) Rückzahlungsbetrag abhängig von der 

Entwicklung des: 

 [] (Basiswert / Basiswertkorb einfügen) 

 gemäß Anhang [] (Anhang einfügen) 

 [] (andere) 

 (ii) Formel oder Details für die Berech-

nung des Rückzahlungsbetrages: 

 [] (Formel / Details einfügen) 

 gemäß Anhang [] (Annex einfügen) 

 [] (anderes einfügen. Für Aktienschuldverschreibun-

gen Wandlungsverhältnis angeben.) 

 (iii) Beobachtungszeitraum:  nicht anwendbar 

 [] (Details einfügen) 

 (iv) Startwert:  nicht anwendbar 

 Schlusskurs/e der/s Basiswerte/s 
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[] (Datum einfügen) 

 [] (Details einfügen) 

 (v) Barriere:  nicht anwendbar 

 [] des/der Startwert/e der/s Basiswerte/s des Basis-

wertkorbes 

 [] (Details einfügen) 

 (vi) Feststellungstag:   nicht anwendbar 

 [] (Details einfügen) 

 (vii) Ort der Veröffentlichung des Basis-

wertes: 

 Referenzbörse/n [gemäß ANNEX [] ] 

 Bildschirmfeststellung 

  - Bildschirmseite:  nicht anwendbar 

 Reuters: [] 

 Bloomberg: []  

 [] ] (Angabe der maßgeblichen Bildschirmseite) 

  - festgelegte Zeit /  

Feststellungszeitpunkt: 

 nicht anwendbar 

 11:00 MEZ 

 []  

 (viii) Anzahl der Nachkommastellen:  nicht anwendbar 

 [] für den / die Schlusskurs/e der/s Basiswerte/s 

 [] für den Rückzahlungsbetrag 

 andere [] (Details einfügen) 

 (xi) Zusätzliche Bestimmungen über 

Marktstörungen, Anpassung von 

Basiswerten / Kündigungen, Liefer-

störungen  

 nicht anwendbar 

 wie in den Emissionsbedingungen 

 [] (Details einfügen) 

 (ix) Mindestrückzahlungsbetrag:   nicht anwendbar 

 zum Nennbetrag  

 [] pro Nennbetrag / Stück 

 [] (Details einfügen) 

 (x) Höchstrückzahlungsbetrag:   nicht anwendbar 

 [] (Details einfügen) 

31.  Rückzahlung gemäß Tilgungstabelle oder 

anderweitig: 

 nicht anwendbar 

 [] (Tilgungstabelle und/oder andere Details über die 

Rückzahlung einfügen) 

32.  Vorzeitige Kündigung:   nicht anwendbar 

 des Anlegers (nicht anwendbar bei Ergänzungskapital-

Schuldverschreibungen) 

 nach Wahl der Emittentin (Falls nicht anwendbar, 

entfallen die Unterabschnitte dieses Absatzes) 

 (i) Wahlrückzahlungstage: []  

 (ii)  Wahlrückzahlungsbetrag je Schuldver-

schreibung und, falls anwendbar, Me-

thode zu deren Berechnung: 

 Nennbetrag 

 [] % des Nennbetrages  

 gemäß Tilgungstabelle  

 [] % des Nennbetrages unter Abzug von allfälligen 

anteiligen Nettoverlusten (immer bei Ergänzungskapi-

tal-Schuldverschreibungen anwendbar) 

 anderer Rückzahlungsbetrag (Details einfügen) 

 (iii) Rückzahlung in Teilbeträgen:  nicht anwendbar 

 anwendbar 
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 (iv) Kündigungsfrist:  [] TARGET-Geschäftstage vor dem jeweiligen Wahl-

rückzahlungstag 

 []  

 

ALLGEMEINE ANGABEN ZU DEN SCHULDVERSCHREIBUNGEN 

33.  Form (Verbriefung):  Dauerglobalurkunde 

34.  Clearing System(e)/Verwahrung:  Volksbank Graz-Bruck e.Gen. 

Schmiedgasse 31, A-8010 Graz 

 Oesterreichische Kontrollbank Aktiengesellschaft,  

Am Hof 4, A-1010 Wien 

 [] (Bevollmächtigten Dritten einfügen) 

35.  Einschränkung der Übertragbarkeit:  anwendbar 

 nicht anwendbar 

36.  Zahlstelle/n: 

(i)  Hauptzahlstelle 

 

 

 

 

(ii)  Weitere Zahlstelle/n: 

 

 

 Volksbank Graz-Bruck e.Gen.,  

Schmiedgasse 31, A-8010 Graz 

 Österreichische Volksbanken-Aktiengesellschaft, 

Kolingasse 14-16, A-1090 Wien 

 [] (andere Zahlstelle einfügen) 

 nicht anwendbar 

 [] (andere Zahlstelle einfügen) 

37.  Bekanntmachungen:  nicht anwendbar 

 Amtsblatt zur Wiener Zeitung 

  Website:   

[www.graz.volksbank.at/boersen_u_maerkte/anleihe

n/volksbank_emissionen] 

 direkt oder über die depotführende Stelle 

38.  Schutzrechte:  nicht anwendbar 

  [] (Details einfügen) 

39.  Genehmigung wurde erteilt für: 

Disclaimer einfügen: 

 nicht anwendbar 

[]  [siehe ANNEX [] ] 
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ANTRAG AUF BÖRSENOTIERUNG UND ZULASSUNG ZUM HANDEL 

Dieses Konditionenblatt beinhaltet die Endgültigen Bedingungen, die erforderlich sind, um die hierin beschriebenen 

Schuldverschreibungen gemäß dem Basisprospekt an der Börse zu notieren und zum Handel zuzulassen. 

VERANTWORTLICHKEIT 

Die Emittentin übernimmt die Verantwortung für die Informationen, die dieses Konditionenblatt enthält, die gemeinsam mit 

den Emissionsbedingungen und dem Basisprospekt zu lesen sind. 

Volksbank Graz-Bruck e.Gen. 

Durch:       Durch:  

 []        []  

 

 

 

ANNEX 1 - Emissionsbedingungen 

[ANNEX 2 - ] 
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Emissionsbedingungen 

ANNEX 1 

Emissionsbedingungen 

Volksbank Graz-Bruck e.Gen. 

[Gesamtnennbetrag der Tranche] [Stücke] 

[Bezeichnung der Schuldverschreibungen]
 

(die "Schuldverschreibungen") 

Serie [] 

Tranche [] 

International Securities Identification Number ("ISIN") [] 

 

§ 1 Form, Währung, Nennbetrag, Verbriefung, Verwahrung 

(1) Die Volksbank Graz-Bruck e.Gen. ("Emittentin") begibt ab [] ("Zeichnungsfristbeginn") im Wege einer [Dauer-

emission / Einmalemission] [nicht nachrangige / nachrangige], auf Inhaber lautende und frei übertragbare [Nachrangkapi-

tal-/ Ergänzungskapital-]Schuldverschreibungen in [Euro / []] (die "Schuldverschreibungen"). 

(2) [Im Fall von Prozentnotiz einfügen: 

Der begebene Gesamtnennbetrag beträgt EUR [] (Euro []) [mit Auf- und Abstockungsmöglichkeit]. Der Nennbetrag je 

Schuldverschreibung beträgt EUR [] (Euro []) (der "Nennbetrag").] 

[Im Fall von Stücknotiz einfügen: 

Die Anzahl der begebenen Stücke beträgt [] ([]) Stücke [mit Auf- und Abstockungsmöglichkeit]. Der Nennbetrag ist 1 

(ein) Stück.] 

(3) Die Schuldverschreibungen werden zur Gänze durch eine Sammelurkunde gemäß dem österreichischen Depot-

gesetz ("DepotG") vertreten, die die Unterschrift zweier Zeichnungsberechtigter der Emittentin trägt. Die Sammelu r-

kunde wird so lange [im Tresor der Emittentin/bei der OeKB als Wertpapiersammelbank/[anderes einfügen] zur 

Sammelverwahrung hinterlegt, bis sämtliche Verbindlichkeiten der Emittentin aus den Schuldverschreibungen erfüllt 

sind. Einzelurkunden und Zinsscheine werden nicht ausgegeben. Den Anlegern stehen Miteigentumsanteile an der 

jeweiligen Sammelurkunde zu, die gemäß den Regelungen und Bestimmungen der Wertpapiersammelbank übertra-

gen werden können. 

§ 2 Rang 

[Im Fall von nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen: 

(1) Die Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, unbedingte, nicht-nachrangige und unbesicherte Verbind-

lichkeiten der Emittentin, die untereinander und mit allen anderen gegenwärtigen und künftigen nicht besicherten und 

nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin gleichrangig sind, ausgenommen gesetzlich vorrangig zu be-

rücksichtigende Verbindlichkeiten.] 

[Im Fall von Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen einfügen: 

(1) Die Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, nachrangige und unbesicherte Verbindlichkeiten der 

Emittentin, die untereinander und mit allen anderen nicht besicherten und nachrangigen Verbindlichkeiten der Emit-

tentin gleichrangig sind, jedoch gegenüber allen nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen der Emittentin nachran-

gig sind. 



66 
  

(2) Die Forderungen der Anleihegläubiger aus diesen Schuldverschreibungen der Emittentin stellen Ergänzungskapi-

tal im Sinne des § 23 Abs 7 Bankwesengesetz in der zum Zeitpunkt der Begebung des Ergänzungskapitals geltenden 

Fassung ("BWG") dar. 

(3) Es gelten daher für diese Schuldverschreibungen die in § 23 Abs. 7 BWG (bzw. einer anstelle dieser Bestim-

mung tretenden gesetzlichen Bestimmung) normierten und im Folgenden dargestellten Bedingungen und Einschränkun-

gen. Ergänzungskapital sind gemäß § 23 Abs. 7 BWG jene eingezahlten Eigenmittel, 

a) die vereinbarungsgemäß der Emittentin auf mindestens acht Jahre zur Verfügung gestellt werden und die seitens 

des Gläubigers nicht vor Ablauf dieser Frist gekündigt werden können; seitens des Kreditinstitutes ist eine vorzei-

tige Kündigung nur nach Maßgabe des § 23 Abs. 7 Z 5 BWG zulässig, 

b) für die Zinsen ausbezahlt werden dürfen, soweit sie in den ausschüttungsfähigen Gewinnen gedeckt sind, 

c) die vor Liquidation der Emittentin nur unter anteiligem Abzug der während ihrer Laufzeit angefallenen Nettover-

luste zurückgezahlt werden dürfen, 

d) die nachrangig gemäß § 45 Abs. 4 BWG sind. Somit dürfen Forderungen aus diesen Schuldverschreibungen im 

Falle der Liquidation oder Insolvenz der Emittentin erst nach den Forderungen aller nicht-nachrangigen Gläubiger 

der Emittentin befriedigt werden, 

e) deren Restlaufzeit noch mindestens drei Jahre beträgt; die Emittentin kann mit Wirksamkeit vor Ablauf der Rest-

laufzeit von drei Jahren ohne Kündigungsfrist kündigen, wenn dies vertraglich zulässig ist und die Emittentin zu-

vor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; die Ersatzbeschaffung ist 

zu dokumentieren. 

(4) Im Falle von Widersprüchen gehen die Bestimmungen dieses § 2 gegenüber den übrigen Bedingungen dieser 

Schuldverschreibungen vor.] 

[Im Fall von Nachrangkapital-Schuldverschreibungen einfügen: 

(1) Die Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, nachrangige und unbesicherte Verbindlichkeiten der 

Emittentin, die untereinander und mit allen anderen nicht besicherten und nachrangigen Verbindlichkeiten der Emit-

tentin gleichrangig sind, jedoch gegenüber allen nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen der Emittentin nachran-

gig sind. 

(2) Die Forderungen der Anleihegläubiger aus diesen Schuldverschreibungen der Emittentin stellen Nachrangkapital 

im Sinne des § 23 Abs. 8 BWG Bankwesengesetz in der zum Zeitpunkt der Begebung des Ergänzungskapitals geltenden 

Fassung ("BWG") dar. 

(3) Nachrangkapital sind jene eingezahlten Eigenmittel, 

a) die im Falle der Liquidation oder Insolvenz der Emittentin erst nach den Forderungen der anderen nicht-

nachrangigen Gläubiger befriedigt werden können, 

b) deren Gesamtlaufzeit mindestens fünf Jahre beträgt; ist eine Laufzeit nicht festgelegt oder eine Kündigung sei-

tens der Emittentin oder des Gläubigers vorgesehen, beträgt die Kündigungsfrist zumindest fünf Jahren; die Emit-

tentin kann hingegen ohne Kündigungsfrist nach einer Laufzeit von fünf Jahren kündigen, wenn es zuvor Kapital 

in gleicher Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; die Frist von fünf Jahren muss ferner 

nicht eingehalten werden, wenn Schuldverschreibungen wegen Änderung der Besteuerung, die zu einer Zusatz-

zahlung an den Gläubiger führt, vorzeitig gekündigt werden und die Emittentin zuvor Kapital in gleicher Höhe und 

zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; im Falle der Kündigung von nachrangigem Kapital hat die 

Emittentin die Ersatzbeschaffung zu dokumentieren, 

c) deren Bedingungen keine Klauseln enthalten, wonach die Schuld unter anderen Umständen als der Auflösung 

der Emittentin oder gemäß lit. b vor dem vereinbarten Rückzahlungstermin rückzahlbar ist oder wonach Ände-

rungen des Schuldverhältnisses betreffend die Nachrangigkeit möglich sind, 
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d) deren Urkunden über nachrangige Einlagen, deren Schuldverschreibungen oder Sammelurkunden sowie deren 

Zeichnungs- und Kaufaufträge die Bedingungen gemäß lit. a ausdrücklich festhalten (§ 864a ABGB), 

e) deren Bezeichnung im Verkehr mit den Kunden so zu wählen ist, dass jede Verwechslungsgefahr mit anderen 

Einlagen oder Schuldverschreibungen ausgeschlossen ist. 

(4) Im Falle von Widersprüchen gehen die Bestimmungen dieses § 2 gegenüber den übrigen Bedingungen dieser 

Schuldverschreibungen vor.] 

§ 3 Emissionspreis 

[Im Fall von Daueremissionen einfügen: 

Der Emissionspreis beträgt zum Zeichnungsfristbeginn [[] % des Nennbetrages / EUR [] pro Stück] [, plus einen 

Ausgabeaufschlag in Höhe von []] und wird danach von der Emittentin laufend nach Marktgegebenheiten ange-

passt.] 

[Im Fall von Einmalemissionen einfügen: 

Der Emissionspreis beträgt [[] % des Nennbetrages/ EUR [] pro Stück] [, plus einen Ausgabeaufschlag in Höhe 

von []].] 

§ 4 Laufzeit  

[Im Fall von Schuldverschreibungen mit Endfälligkeitstag einfügen: 

Die Laufzeit beträgt [- vorbehaltlich § 6 Rückzahlung -] [] ([]) Jahre. Sie beginnt am [] (einschl.) und endet [spä-

testens] am [] (einschl.).]  

[Im Fall von Schuldverschreibungen ohne Endfälligkeitstag einfügen : 

Die Schuldverschreibungen haben eine unbefristete Laufzeit. Sie beginnt am [] (einschl.).] 

§ 5 Verzinsung 

[Im Fall von fehlender Verzinsung einfügen (in diesem Fall alle nachstehenden Punkte in diesem Paragraph 

löschen): 

Die Schuldverschreibungen werden nicht verzinst, es erfolgen keine Zinszahlungen.]  

[Im Fall von fixer Verzinsung und bei Stufenzinsanleihen einfügen:  

(1) Die Schuldverschreibungen werden bezogen auf ihren Nennbetrag [jährlich/halbjährlich/vierteljährlich/monatlich] 

ab dem [] (einschl.) [-sofern nicht gekündigt-] bis zum [] (einschl.) verzinst [bei Ergänzungskapital einfügen: so-

weit die Zinsen gemäß § 2 Abs 2 (Rang) im ausschüttungsfähigen Gewinn gedeckt sind]. Der Zeitraum von [] 

(einschl.) [eines Jahres] bis [] (einschl.) [des Folgejahres] wird als „Zinsperiode“ bezeichnet. [Die [] Zinsperiode 

ist kurz/lang, sie beginnt am []/ sie endet am [].] Zinsperioden sind nicht angepasst, d.h. es kommt zu keiner 

Verschiebung der Zinsperiode, wenn das Ende einer Zinsperiode auf einen Tag fällt, der kein Bankarbeitstag ist. 

(2) Die Zinsen sind im Nachhinein an jedem [] (der "Zinsfälligkeitstag") fällig. 

(3) Der Zinssatz beträgt [von [] (einschl.) bis [] einschl.] [] % per annum. 

Die Emissionsrendite beträgt [] % per annum und wurde am Laufzeitbeginn auf Basis des im Konditionenblatt 

festgelegten Emissionspreises berechnet und ist daher keine Indikation für eine Rendite in der Zukunft.  

[Andere oder weitere Vorschriften zu fix verzinsten Schuldverschreibungen und Zielkuponschuldverschreibungen 

einfügen]] 
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[Im Fall von Verzinsung mit einem Referenzsatz als Basiswert einfügen:  

(1) Die Schuldverschreibungen werden bezogen auf ihren Nennbetrag [jährlich/halbjährlich/viertelj ährlich/monatlich] 

ab dem [] (einschl.) [-sofern nicht gekündigt-] bis zum ● (einschl.) verzinst [bei Ergänzungskapital einfügen: soweit 

die Zinsen gemäß § 2 Abs 2 (Rang) im ausschüttungsfähigen Gewinn gedeckt sind]. 

(2) Die Verzinsung erfolgt jeweils vom [] (einschl.) bis [] (einschl.), vom [] (einschl.) bis [] (einschl.), vom [] 

(einschl.) bis [] (einschl.) und vom [] (einschl.) bis [] (einschl.), ("Zinsperioden") eines jeden Jahres. [Die [] 

Zinsperiode ist kurz/lang, sie beginnt am []/sie endet am [].] Die Zinsen sind [jähr-

lich/halbjährlich/vierteljährlich/monatlich] im Nachhinein am [],[], [] und [] eines jeden Jahres (der "Zinsfällig-

keitstage") fällig. Die Zinsperioden sind [nicht] angepasst, d.h. es kommt zu [keiner/einer] Verschiebung der Zinspe-

riode, wenn das Ende einer Zinsperiode auf einen Tag fällt, der kein Bankarbeitstag ist. 

(3) Die Schuldverschreibungen werden wie folgt verzinst: 

[[] % vom []/[]] (der "Referenzsatz")] per annum plus einem Zuschlag (die „Marge“) von [] ([]) Basispunkten 

per annum]. Der Zinssatz wird [] Bankarbeitstage vor [Beginn/Ende] der jeweiligen Zinsperiode festgesetzt (der 

"Zinsfeststellungstag"). Der Referenzsatz entspricht dem jeweils am Zinsfeststellungstag auf der [] Seite [] (die 

"Bildschirmseite") um 11:00 Uhr AM MEZ genannten aktuellen Satz für den [] ([]). Der Referenzsatz und der 

Zinssatz werden auf 3 (drei) Kommastellen gerundet (kaufmännische Rundung). Der Zinssatz kann nicht negativ 

sein. 

[Der Höchstzinssatz beträgt [] % per annum] 

[Der Mindestzinssatz beträgt [] % per annum] 

[Wenn Bildschirmseite kostenpflichtig ist, Folgendes einfügen:   

Der Zugriff auf Informationen der Bildschirmseite ist kostenpflichtig. Die betreffenden Informationen können jederzeit 

kostenfrei bei der Emittentin eingeholt werden.]  

Sollte es zu einer Veröffentlichung des Referenzsatzes im vorstehenden Sinne an anderer Stelle oder anderer Form 

als auf der Bildschirmseite kommen, sind diese neuen Veröffentlichungen für die Zinsfeststellung heranzuziehen. 

Sollte zukünftig die Veröffentlichung des Referenzsatzes in der in diesen Bedingungen zugrunde gelegten Form 

unterbleiben, wird die Emittentin die zukünftigen Zinsanpassungen anhand von sachlichen Indikatoren so vorneh-

men, dass diese wirtschaftlich dem ursprünglichen Referenzsatz so nahe wie möglich kommen und  die Anleger 

wirtschaftlich möglichst so gestellt werden, wie sie unter Zugrundelegung des ursprünglichen Referenzsatzes stehen 

würden. In diesen Fällen erfolgen Bekanntmachungen an die Anleger. 

[Andere oder weitere Vorschriften bezüglich variabel verzinsten Schuldverschreibungen einfügen]] 

[Im Fall von Kombination der variabler und fixer Verzinsung einfügen :  

(1) Die Schuldverschreibungen werden bezogen auf ihren Nennbetrag ab dem [] (einschl.) [- sofern nicht gekün-

digt -] bis zum [] (einschl.) verzinst. 

(2) Die Schuldverschreibungen sind in der/n [ersten []] Zinsperiode/n ab dem [] (einschl.) bis [] (einschl.) 

("fixe Zinsperioden") mit [] % (fix) per annum verzinst. Die Zinsen sind nachträglich an jedem [] ("Zinsfällig-

keitstag") fällig. Die [] Zinsperiode/n sind/ist [nicht] angepasst, d.h. es kommt zu [keiner/einer] Verschiebung der 

Zinsperiode, wenn das Ende einer Zinsperiode auf einen Tag fällt, der kein Bankarbeitstag ist. 

Ab [] (einschl.) erfolgt die Verzinsung [] jeweils vom [] (einschl.) bis [] (einschl.), vom [] (einschl.) bis [] 

(einschl.), vom [] (einschl.) bis [] (einschl.) und vom [] (einschl.) bis [] (einschl.) ("Zinsperioden") eines jeden 

Jahres. Die Zinsen werden [] im Nachhinein am [],[],[] und [] eines jeden Jahres ("Zinszahlungstage") 

ausbezahlt. Diese Zinsperioden sind [nicht] angepasst, d.h. es kommt zu [keiner/einer] Verschiebung der Zinsperio-

de, wenn das Ende einer Zinsperiode auf einen Tag fällt, der kein Bankarbeitstag ist. 
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(3) Ab der [] Zinsperiode werden die Schuldverschreibungen wie folgt verzinst: [[] % vom/[]] (der "Referenz-

satz") plus einem Zuschlag von [][] Basispunkten per annum. Der Zinssatz wird [] Bankarbeitstage vor [Be-

ginn/Ende] der jeweiligen Zinsperiode festgesetzt ("Zinsfeststellungstag"). Der Referenzsatz entspricht dem je-

weils am Zinsfeststellungstag auf der [] Seite [] (die "Bildschirmseite") um 11:00 Uhr AM MEZ genannten aktu-

ellen Satz für den [] ([]). Der Referenzsatz und der Zinssatz werden auf 3 (drei) Kommastellen gerundet (kauf-

männische Rundung). Der Zinssatz kann nicht negativ sein. 

[Der Höchstzinssatz beträgt [] per annum] 

[Der Mindestzinssatz beträgt [] per annum] 

[Wenn Bildschirmseite kostenpflichtig ist, folgendes einfügen:   

Der Zugriff auf Informationen der Bildschirmseite ist kostenpflichtig. Die betreffenden Informationen können jederzeit 

kostenfrei bei der Emittentin eingeholt werden.]  

Sollte es zu einer Veröffentlichung des Referenzsatzes im vorstehenden Sinne an anderer  Stelle als auf der Bild-

schirmseite oder in anderer Form kommen, sind diese neuen Veröffentlichungen für die Zinsfeststellung heranzuzie-

hen. Sollte zukünftig die Veröffentlichung des Referenzsatzes in der in diesen Bedingungen zugrunde gelegten 

Form unterbleiben, wird die Emittentin die zukünftigen Zinsanpassungen anhand von sachlichen Indikatoren so vo r-

nehmen, dass diese wirtschaftlich dem ursprünglichen Referenzsatz so nahe wie möglich kommen und die Anleger 

wirtschaftlich möglichst so gestellt werden, wie sie unter Zugrundelegung des ursprünglichen Referenzsatzes stehen 

würden. In diesen Fällen erfolgen Bekanntmachungen an die Anleger.   

[Andere oder weitere Vorschriften bezüglich variabel verzinsten Schuldverschreibungen einfügen]] 

[Im Fall von Nullkupon-Schuldverschreibungen einfügen:  

Laufende Zinszahlungen auf die Schuldverschreibungen erfolgen nicht. Anstelle der Zinszahlungen stellt die Diff e-

renz zwischen dem Rückzahlungskurs und Emissionspreis einen einem Zinsertrag vergleichbaren Ertrag bis zum 

Endfälligkeitstag dar.] 

[Im Fall von basiswertabhängigen Schuldverschreibungen mit variabler Verzinsung (ausgenommen Refe-

renzsatz als Basiswert) einfügen: 

(1) Die Schuldverschreibungen werden bezogen auf ihren Nennbetrag [jähr-

lich/halbjährlich/vierteljährlich/monatlich] ab dem [] (einschl.) [-sofern nicht gekündigt-] bis zum [] (einschl.) ver-

zinst. 

(2) Die Verzinsung erfolgt jeweils vom [] (einschl.) bis [] (einschl.), vom [] (einschl.) bis [] (einschl.), vom [] 

(einschl.) bis [] (einschl.) und vom [] (einschl.) bis [] (einschl.), ("Zinsperioden") eines jeden Jahres. Die Zin-

sen werden im Nachhinein am [],[], [] und [] eines jeden Jahres ("Zinszahlungstage") ausbezahlt. Die Zins-

perioden sind [nicht] angepasst, d.h. es kommt zu [keiner/einer] Verschiebung der Zinsperiode, wenn das Ende 

einer Zinsperiode auf einen Tag fällt, der kein Bankarbeitstag ist. 

(3) Die Schuldverschreibungen werden wie folgt verzinst: 

[Formel bzw. Beschreibung einfügen]. 

[Barriere, Feststellungstage, Startwertfestlegungstag und weitere relevanten Daten einfügen. ]  

[Der Höchstzinssatz beträgt [] per annum] 

[Der Mindestzinssatz beträgt [] per annum] 

[Der Basiswert und der Zinssatz werden auf 5 (fünf) Kommastellen gerundet (kaufmännische Rundung). Der Zins-

satz kann nicht negativ sein.] 
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[Der [Basiswert / Basiswertkorb] wird im ANNEX [] beschrieben.] 

[Im Fall von sonstigen Verzinsungsmodalitäten entsprechende Beschreibung einfügen: []] 

(4) [Bei unterjährigen Käufen / Verkäufen sind Stückzinsen [zahlbar/mindestens zum Mindestzinssatz zahlbar/zum je-

weiligen Zinssatz zahlbar/nicht zahlbar]. 

(5) Die Zinstageberechnung erfolgt [in/ab der [] Zinsperiode] auf folgender Basis  

[Im Fall von ACT/ACT einfügen: 

"ACT/ACT (ICMA)", das heißt jeder Monat einer Zinsperiode wird ebenso wie das Jahr entsprechend seiner tatsäch-

lichen Anzahl von Tagen berechnet, wobei folgende Formel zur Berechnung der Zinsen zur Anwendung kommt:  

 

[Im Fall von 30/360 einfügen: 

"30/360", das heißt jeder Monat einer Zinsperiode wird mit 30 Tage berechnet, das Jahr immer mit 360 Tagen. In 

Monaten mit 31 Tagen werden der 30. und 31. als insgesamt ein Tag gezählt. Bei Zinsperioden, die im Februar 

enden, werden die Tage kalendergenau gezählt. Bei Zinsperioden, die nicht im Februar enden, wird der Februar mit 

30 Tagen gezählt.] 

[Im Fall von ACT/360 einfügen: 

"ACT/360", das heißt jeder Monat einer Zinsperiode wird entsprechend seiner tatsächlichen Anzahl von Tagen be-

rechnet, das Jahr immer mit 360 Tagen.] 

[Im Fall von anderem Zinstagequotient eine Beschreibung einfügen:  []] 

(6) [Andere oder weitere Vorschriften bezüglich variabel verzinsten Schuldverschreibungen einfügen.] 

[Im Fall von Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen einfügen: 

(7) Die Emittentin ist nicht verpflichtet, Zinsen an einem Zinszahlungstag zu zahlen, wenn und soweit diese im 

ausschüttungsfähigen Gewinn der Emittentin gemäß des jeweils zuletzt geprüf ten, festgestellten und veröffentlichten 

Jahresabschlusses der Emittentin nicht Deckung finden ("Zinsrückstände"). Eine Nichtzahlung von Zinsen, stellt 

keinen Zahlungsverzug der Emittentin dar.  

"Ausschüttungsfähiger Gewinn" ist der festgestellte Bilanzgewinn nach Rücklagenbewegung und Berücksichtigung 

eines allfälligen Gewinn- oder Verlustvortrags aus Vorperioden, ermittelt nach UGB/BWG unter Berücksichtigung 

allfälliger Ausschüttungssperren oder Ausschüttungsbeschränkungen sowie beschlossener oder geplanter Ausschüt-

tungen, allfälliger Verluste im laufenden Geschäftsjahr sowie der Bestimmungen des BWG, sofern anwendbar. Be-

rechnungsbasis des ausschüttungsfähigen Gewinns ist der jeweilige Einzelabschluss der Emittentin. Der zur Verf ü-

gung stehende ausschüttungsfähige Gewinn kann infolge allfällig zur Anwendung kommender Ausschüttungsbe-

schränkungen und Ausschüttungssperren, oder infolge von im laufenden Geschäftsjahr eingetretenen Verlusten, 

geringer sein als der ausgewiesene Bilanzgewinn. 

(8) Die Zinszahlungen sind nicht-kumulativ. Der Anleger hat keinen Anspruch auf Nachholung von Zinszahlungen. 

Insbesondere werden Zinszahlungen, die wegen Nichtdeckung in den ausschüttungsfähigen Gewinnen ausgefallen 

sind, nicht nachgeholt, auch wenn in den Folgejahren ausschüttungsfähige Gewinne vorliegen.] 

* 
Zinssatz 

100 
* 

Anzahl der Tage der Zinsperiode * 

Anzahl der Tage der Zinsperiode 
Nennbetrag 

Anzahl der Zinsperioden pro Jahr 
] 
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§ 6 Rückzahlung 

(1) [Im Fall von Schuldverschreibungen mit einem Endfälligkeitstag einfügen:  

Die Schuldverschreibungen werden zu ihrem Rückzahlungsbetrag am [] (der "Endfälligkeitstag") zurückgezahlt. 

Der "Rückzahlungsbetrag" der Schuldverschreibungen [beträgt/wird wie folgt berechnet:] [den Rückzahlungsbetrag 

pro Nennbetrag oder Berechnungsmethode einfügen] [bei Ergänzungskapital einfügen: , soweit nicht gemäß § 2 Abs 

2 Rang Nettoverluste in Abzug zu bringen sind. Nettoverluste entsprechen dabei dem negativen Saldo aus Jahres-

gewinnen und Jahresverlusten (jeweils nach Rücklagenbewegungen und vor Erträgen aus Teilnahme des Ergän-

zungskapitals am Verlust der Emittentin) während der Laufzeit der Ergänzungskapital -Schuldverschreibungen nach 

Maßgabe der festgestellten Einzeljahresabschlüsse der Emittentin gemäß UGB/BWG. Der auf das Ergänzungskap i-

tal entfallende Anteil an dem Nettoverlust bestimmt sich aus dem Verhältnis der Nominale de r Ergänzungskapital-

Schuldverschreibungen zum jeweiligen Gesamtbetrag der emittierten verlusttragenden Instrumente (Ergänzungska-

pital, Partizipationskapital, Grundkapital, nicht aufgelöste Rücklagen). Der Anteil wird periodenbezogen, für jedes 

Geschäftsjahr ermittelt, wobei das während der Periode emittierte verlusttragende Kapital gewichtet wird.] 

[Barriere, Feststellungstage, Startwertfestlegungstag und weitere relevanten Daten einfügen ]  

[Der Mindestrückzahlungsbetrag der Schuldverschreibungen beträgt [].]  

Der Höchstrückzahlungsbetrag der Schuldverschreibungen beträgt [].]  

[Im Fall von basiswertabhängigen Schuldverschreibungen einfügen:  

Der Rückzahlungsbetrag wird von der Emittentin in Übereinstimmung mit den Bestimmungen dieser Emissionsbe-

dingungen berechnet und den Anlegern dieser Schuldverschreibungen gemäß § 13 Bekanntmachungen unverzüg-

lich nach Feststellung mitgeteilt.] 

[Der [Basiswert/Basiswertkorb] wird im ANNEX [] beschrieben.] 

[Im Fall von Aktienschuldverschreibungen einfügen:  

Die Emittentin hat das Recht, alle, jedoch nicht nur einige Schuldverschreibungen entweder (i) durch Lieferung der Basis-

werte oder (ii) durch Zahlung des Rückzahlungsbetrages zu tilgen, in beiden Fällen zusammen mit bis zum [vorzeitigen 

Rückzahlungstag oder] Endfälligkeitstag ("Liefertag") aufgelaufenen Zinsen. 

Im Fall von (i) wird die Lieferung von Basiswerten am Liefertag gemäß dem Wandlungsverhältnis (das "Wandlungsver-

hältnis") von der Emittentin veranlasst. Die Lieferung von Basiswerten erfolgt an die Anleger durch Gutschrift auf das 

jeweilige Wertpapier-Depotkonto oder im Wege der depotführenden Stelle. Kein Anleger hat Anspruch auf versprochene 

oder gezahlte Dividenden oder sonstige Rechte, die sich aus den Basiswerten ergeben, soweit der Termin, an dem die 

Basiswerte ex-Dividende notiert werden, vor dem Termin liegt, an dem die Basiswerte dem Wertpapier-Depotkonto des 

Anlegers gutgeschrieben werden. Soweit die Anzahl der Basiswerte, die nach diesen Bedingungen berechnet worden 

sind, eine ganze Zahl ergibt, wird diese Zahl von Basiswerten an die Anleger geliefert. Soweit die Anzahl der Basiswerte, 

eine Zahl mit Nachkommastellen ergibt, wird der Anspruch auf die verbleibenden Bruchteile an Basiswerten durch Bar-

auszahlung dieser Bruchteile erfüllt, die zu diesem Zweck auf zwei Dezimalstellen abgerundet werden. Der Wert der Bar-

auszahlung wird von der Emittentin auf der Grundlage des Schlusskurses der Basiswerte an der maßgeblichen Referenz-

börse berechnet, und gegebenenfalls in die jeweilige Währung konvertiert auf Basis des Umrechnungskurses der Emitten-

tin an diesem Tag. 

Alle Aufwendungen, insbesondere Depotgebühren, Abgaben, Beurkundungsgebühren, Registrierungsgebühren oder 

Ausführungsgebühren und/oder Steuern und Abgaben, die wegen der Lieferung der Basiswerte bezüglich einer Schuld-

verschreibung erhoben werden, gehen zu Lasten des betreffenden Anlegers; es erfolgt keine Lieferung der Basiswerte 

bezüglich einer Schuldverschreibung, bevor der betreffende Anleger nicht alle Liefer-Aufwendungen zur Befriedigung der 

Emittentin geleistet hat. 
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Die Emittentin ist nicht verpflichtet, den betreffenden Anleger oder eine andere Person vor oder nach einer Wandlung als 

Aktionär im Register einzutragen, anzumelden, dem Emittenten der Aktie zu melden oder dafür Sorge zu tragen, dass 

dies geschieht, sofern dies erforderlich sein sollte. 

Im Fall von (ii) erfolgt die Zahlung des Rückzahlungsbetrages am Liefertag. 

[Wenn Cash-Settlement anwendbar einfügen: 

Die Emittentin behält sich das Recht vor, statt der Tilgung durch Lieferung der Basiswerte die Schuldverschreibungen 

durch Bezahlung eines (allenfalls in die festgelegte Währung konvertierten) Betrages, der dem Schlusskurs der Basiswer-

te am Feststellungstag entspricht, zu tilgen.]] 

[Im Fall von Schuldverschreibungen ohne den Endfälligkeitstag einfügen : 

Die Schuldverschreibungen sind nicht endfällig [andere maßgebliche Vorschriften einfügen].] 

[weitere Ereignisse/Definitionen einfügen] 

(2) [Im Fall von fehlender Möglichkeit der vorzeitigen Kündigung der Anleger und jedenfalls bei Ergän-

zungskapital-Schuldverschreibungen und Nachrangkapital-Schuldverschreibungen einfügen: 

Eine Kündigung seitens der Anleger ist ausgeschlossen.] 

[Im Fall von fehlender Möglichkeit der vorzeitigen Rückzahlung nach Wahl der Emittentin einfügen: 

Eine Kündigung seitens der Emittentin der Schuldverschreibungen ist ausgeschlossen.]  

[Der Ausschluss des vorzeitigen Kündigungsrechts der Anleger vor Ende der Laufzeit ist eine notwendige Bedingung 

für die Absicherung des Risikos der Emittentin aus den Schuldverschreibungen. Die Emittentin wäre ohne Au s-

schluss des vorzeitigen Kündigungsrechts der Anleger nicht in der Lage, die Schuldverschreibungen in der Form 

überhaupt zu begeben oder die Emittentin müsste die erhöhten Absicherungskosten in den Rückzahlungsbetrag 

bzw. die Verzinsung der Schuldverschreibungen einberechnen und dadurch die Rendite der Anleger auf die Schul d-

verschreibungen reduzieren. Die Anleger sollten daher genau abwägen, ob sie der Ausschluss des vorzeitigen Kün-

digungsrechts der Anleger benachteiligt und, falls sie der Ansicht sind, dies sei der Fall, nicht in die Schuldver-

schreibungen investieren.] 

[Im Fall der Möglichkeit der vorzeitigen Rückzahlung nach Wahl der Emittentin einfügen: 

Es steht der Emittentin frei, erstmals am [[], danach []] (der "Wahlrückzahlungstag") die Schuldverschreibungen 

vollständig oder teilweise zu ihrem Wahlrückzahlungsbetrag von [100,00 % des Nennbetrages/anderes einfügen] 

[zuzüglich bis zum Wahlrückzahlungstag aufgelaufener Zinsen] (der "Wahlrückzahlungsbetrag") zurückzuzahlen, 

nachdem die Anleger mindestens [fünf/andere Kündigungsfrist einfügen] Bankarbeitstage zuvor gemäß § 13 Be-

kanntmachungen benachrichtigt wurden. Jede Rückzahlung muss sich auf Schuldverschreibungen im Nennbetrag 

oder eines Vielfachen davon beziehen [bei Ergänzungskapital einfügen: , soweit nicht gemäß § 2 Abs 2 Rang Netto-

verluste in Abzug zu bringen sind. Nettoverluste entsprechen dabei dem negativen Saldo aus Jahresgewinnen und 

Jahresverlusten (jeweils nach Rücklagenbewegungen und vor Erträgen aus Teilnahme des Ergänzungskapitals am 

Verlust der Emittentin) während der Laufzeit der Ergänzungskapital -Schuldverschreibungen nach Maßgabe der 

festgestellten Einzeljahresabschlüsse der Emittentin gemäß UGB/BWG. Der auf das Ergänzungskapital entfallende 

Anteil an dem Nettoverlust bestimmt sich aus dem Verhältnis der Nominale der Ergänzungskapital-

Schuldverschreibungen jeweiligen Gesamtbetrag der emittierten verlusttragenden Instrumente (Ergänzungskapital, 

Partizipationskapital, Grundkapital, nicht aufgelöste Rücklagen). Der Anteil wird periodenbezogen, für jedes G e-

schäftsjahr ermittelt, wobei das während der Periode emittierte verlusttragende Kapital gewichtet wird.]  

[Bei Teilrückzahlung einfügen: Im Fall einer Teilrückzahlung von Schuldverschreibungen werden die zurückzuzah-

lenden Schuldverschreibungen gemäß den Regeln [der Wertpapiersammelbank/andere Regel einfügen] spätestens 

30 Tage vor dem zur Rückzahlung festgelegten Datum ausgewählt.] 
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[Im Fall der Kündigungsmöglichkeit des Anlegers einfügen (nicht anwendbar bei Ergänzungskapital und 

Nachrangkapital): 

Es steht jedem Anleger frei, erstmals am [[], danach []] (der "Wahlrückzahlungstag") die Schuldverschreibungen 

vollständig zu ihrem Wahlrückzahlungsbetrag von [100,00 % des Nennbetrages/anderes einfügen] [zuzüglich bis 

zum Wahlrückzahlungstag aufgelaufener Zinsen] (der "Wahlrückzahlungsbetrag") zu kündigen, wobei das Kündi-

gungsschreiben des Anlegers mindestens [fünfzehn/andere Kündigungsfrist einfügen] Bankarbeitstage zuvor schrift-

lich bei der Emittentin [oder der Zahlstelle] abgegeben werden muss. Die Kündigung wird mit Zugang an diese wirk-

sam. Jede Rückzahlung muss sich auf Schuldverschreibungen im Nennbetrag oder eines Vielfachen davon bezie-

hen. Ein Widerruf einer erfolgten Kündigung ist nicht möglich.] 

[Im Fall einer Kündigungsmöglichkeit aufgrund von basiswertabhängigen Umständen (nur für basiswertabhängi-

ge Schuldverschreibungen anwendbar):  

Die Emittentin kann im Fall eines Anpassungsereignisses alle oder nur einige der ausstehenden Schuldverschreibungen 

zu einem von der Emittentin fair berechneten Marktpreis, zusammen, falls anwendbar, mit bis zum Tag der vorzeitigen 

Rückzahlung (ausschließlich) aufgelaufenen Zinsen zurückzahlen, wenn die Emittentin die Anleger spätestens 5 Bankar-

beitstage vorher gemäß § 13 Bekanntmachungen darüber informiert hat.] 

[Andere oder weitere Vorschriften bezüglich der Rückzahlung der Schuldverschreibungen einfügen ]. 

§ 7 Marktstörungen, Anpassungen, Kündigungen, Lieferstörungen 

[Im Fall von nicht-basiswertabhängigen Schuldverschreibungen einfügen: Nicht anwendbar.] 

[Im Fall von basiswertabhängigen Schuldverschreibungen einfügen: 

§ 7a Marktstörungen 

(1) Bei den/m Basiswert/en können Marktstörungen eintreten. Wenn zum Feststellungstag in Bezug auf den Ba-

siswert oder einen in einem Basiswertkorb enthaltenen Basiswert eine Marktstörung vorliegt und daher kein Wert 

ermittelt werden kann, verschiebt sich der Feststellungstag auf den ersten Bankarbeitstag, an dem die Marktstörung 

nicht mehr besteht und der relevante Zahlungstag verschiebt sich entsprechend. Ist der Feststellungstag jedoch um 

acht oder mehr Handelstage an der jeweiligen Referenzbörse verschoben worden, wird die Emittentin einen maß-

geblichen Wert des von der Marktstörung betroffenen Basiswertes bestimmen, der den an diesem Bankarbeitstag 

herrschenden Marktgegebenheiten entspricht. 

(2) Als Marktstörung werden folgende Ereignisse bezeichnet:  

a) Die Aussetzung oder Einschränkung des Handels des Basiswertes an der Referenzbörse, sofern eine solche 

Aussetzung oder Einschränkung die Berechnung des betreffenden Basiswertes wesentlich beeinflusst; oder  

b) die Aussetzung oder Einschränkung des Handels von Terminkontrakten oder Optionskontrakten, die sich auf 

den betreffenden Basiswert beziehen an der maßgeblichen Terminbörse mit dem größten Handelsvolumen von 

Optionskontrakten, die auf den Basiswert gehandelt werden, oder 

c) wenn die Referenzbörse nicht öffnet oder vor dem regulären Handelsschluss schließt, oder  

d) wenn ein Kurs oder ein für die Berechnung des Basiswertes anderer maßgeblicher Wert nicht veröffentlicht 

wird oder nicht erhältlich ist, oder 

e) eine wesentliche Änderung in der Berechnungsformel für die Berechnung des Basiswerts, oder 

f) eine sonstige wesentliche Störung oder Beeinträchtigung der Berechnung oder Veröffentlichung des Wertes 

des Basiswertes.  

Eine Beschränkung der Stunden und Anzahl der Tage, an denen ein Handel stattfindet, gilt nicht als Marktstörung, 

sofern die Einschränkung auf einer vorher angekündigten Änderung der regulären Geschäftszeiten der betreffenden 
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Börse beruht. Eine im Laufe eines Handelstages eintretende Beschränkung im Handel aufgrund von Preisbewegun-

gen, die bestimmte, für die Handelsaussetzung relevante, von der jeweiligen Börse vorgegebene Grenzen übe r-

schreiten, gilt nur dann als Marktstörung, wenn diese Beschränkung bis zum Ende der Handelszeit an dem betre f-

fenden Tag fortdauert.] 

§ 7b Anpassungen 

(1) Während der Laufzeit der Schuldverschreibungen kann es zu Änderungen bei der Bestimmung oder Berech-

nung der Basiswerte kommen, die weder von der Emittentin noch von den Anleger zu vertreten sind oder beeinflusst 

werden können. Diese Ereignisse würden, wenn keine Anpassung der zugrundeliegenden Basiswerte erfolgen wür-

de, zu einer Änderung der ursprünglich in den Schuldverschreibungen vorgesehenen wirtschaftlichen Leistungsbe-

ziehung führen. Je nachdem, wie und wann diese Ereignisse eintreten, könnte dies zum Vorteil oder Nachteil der 

Emittentin oder der Anleger sein. Um die ursprünglich vereinbarte Leistungsbeziehung auch nach Eintritt eines so l-

chen Ereignisses zu gewährleisten, stellen die nachfolgenden Regelungen sicher, dass bei Eintr itt eines solchen 

externen Ereignisses eine Anpassung des Basiswertes nach sachlichen Kriterien erfolgt.  

[Für indexgebundene Schuldverschreibungen einfügen: 

(2) Wenn der Basiswert 

a) anstatt von der ursprünglichen Indexberechnungsstelle von einer Nachfolge-Indexberechnungsstelle berechnet 

und veröffentlicht wird, oder 

b) durch einen Ersatzindex ersetzt wird, der die gleiche oder annähernd die gleiche Berechnungsformel und/oder 

Berechnungsmethode für die Berechnung des Basiswertes verwendet, 

wird der Basiswert, wie von der Nachfolge-Indexberechnungsstelle berechnet und veröffentlicht oder, je nachdem, 

der Ersatzindex herangezogen. Jede Bezugnahme in diesen Bedingungen auf die Indexberechnungsstelle oder den 

Basiswert gilt, sofern es der Zusammenhang erlaubt, als Bezugnahme auf die Nachfolge-Indexberechnungsstelle 

oder den Ersatzindex. 

(3) Wenn die Indexberechnungsstelle vor dem Laufzeitende bzw. am oder vor dem maßgeblichen Bewertungstag 

eine Änderung in der Berechnungsformel und/oder Berechnungsmethode und/oder eine sonstige wesentliche Modi-

fikation hinsichtlich des Basiswertes vornimmt, wird die Emittentin entweder die Berechnung in der Weise vorneh-

men, dass sie anstelle des veröffentlichten Kurses des Basiswertes einen solchen Kurs heranzieht, der sich unt er 

Anwendung der ursprünglichen Berechnungsformel und Berechnungsmethode ergibt  oder wird diese Änderungen 

der Indexberechnungsstelle übernehmen, eine entsprechende Anpassung der Berechnungsformel und/oder Berech-

nungsmethode vornehmen und dies unverzüglich gemäß § 13 Bekanntmachungen publizieren.] 

[Für aktiengebundene Schuldverschreibungen einfügen: 

(2) Anpassungsereignis bedeutet hinsichtlich der Emittentin der Basiswerte insbesondere Kapitalmaßnahmen, 

beispielsweise Kapitalerhöhungen, Emissionen von Wertpapieren mit Options - oder Wandlungsrechten auf die Ba-

siswerte, Ausschüttungen von Sonderdividenden, Aktiensplits, Ausgliederungen, Verstaatlichungen, Übernahmen 

durch eine andere Gesellschaft, und Verschmelzungen und andere die Emittentin der Basiswerte betreffende Ereig-

nisse, die in ihren Auswirkungen auf den inneren Wert der Basiswerte oder die Beteiligung, welche die Basiswerte 

vermitteln, mit den genannten Ereignissen wirtschaftlich vergleichbar sind (nicht aber Konkurs, Liquidation  oder ein 

anderes Insolvenzverfahren). Eine Beendigung der Notierung der Basiswerte bleibt ohne Auswirkungen auf das 

Schuldverhältnis zwischen Emittentin und den Anlegern. 

(3) Sollte während der Laufzeit der Schuldverschreibungen ein Anpassungsereignis eintreten, wird die Emittentin 

dies unverzüglich gemäß § 13 Bekanntmachungen bekanntmachen. Die Schuldverschreibungen werden durch die 

Emittentin angepasst, um die Anleger wirtschaftlich so zu stellen, wie sie ohne dieses Anpassungsereignis stehen 

würden. Die Emittentin wird in der Regel Anpassungsmaßnahmen treffen, die den an der  jeweiligen Börse, an der 

die Basiswerte notieren bzw. der jeweiligen Terminbörse mit dem größten Handelsvolumen von Optionskontrakten, 

die auf die Basiswerte gehandelt werden, im Zusammenhang mit diesem Anpassungsereignis getroffenen Maßnah-

men entsprechen.  
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[Weitere/andere Anpassungsmaßnahmen einfügen]] 

[Für fondsgebundene Schuldverschreibungen einfügen: 

(2) Anpassungsereignis bedeutet Änderungen in der Zusammensetzung und/oder Gewichtung der  Einzelwerte des 

Basiswertes. 

(3) Sollte während der Laufzeit der Schuldverschreibungen ein Anpassungsereignis eintreten, wird die Emittentin 

dies unverzüglich gemäß § 13 Bekanntmachungen bekanntmachen. Die Schuldverschreibungen werden durch die 

Emittentin angepasst, um die Anleger wirtschaftlich so zu stellen, wie sie ohne dieses Anpassungsereignis stehen 

würden. Die Emittentin wird in der Regel Anpassungsmaßnahmen treffen, die den an der  jeweiligen Börse, an der 

die Basiswerte notieren bzw. der jeweiligen Terminbörse mit dem größten Handelsvolumen von Optionskontrakten, 

die auf die Basiswerte gehandelt werden, im Zusammenhang mit diesem Anpassungsereignis getroffenen Maßnah-

men entsprechen.  

[Weitere Anpassungsmaßnahmen einfügen]] 

[Für schuldtitelgebundene Schuldverschreibungen einfügen: 

(2) Anpassungsereignis ist eine Kündigung, Rückkauf, Notierungseinstellung und/oder Umschuldung des Basiswertes 

oder andere wirtschaftlich vergleichbare Ereignisse. 

(3) Sollte während der Laufzeit der Schuldverschreibungen ein Anpassungsereignis eintreten, wird die Emittentin 

dies unverzüglich gemäß § 13 Bekanntmachungen bekanntmachen. Die Schuldverschreibungen werden durch die 

Emittentin angepasst, um die Anleger wirtschaftlich so zu stellen, wie sie ohne dieses Anpassungsereignis s tehen 

würden. Die Emittentin wird in der Regel Anpassungsmaßnahmen treffen, die den an der  jeweiligen Börse, an der 

die Basiswerte notieren bzw. der jeweiligen Terminbörse mit dem größten Handelsvolumen von Optionskontrakten, 

die auf die Basiswerte gehandelt werden, im Zusammenhang mit diesem Anpassungsereignis getroffenen Maßnah-

men entsprechen.  

[Weitere Anpassungsmaßnahmen einfügen]]  

[Für Schuldverschreibungen, die von anderen Basiswerten abhängig sind, einfügen : 

(2) Anpassungsereignis ist eingetreten, wenn ein für die Berechnung des Basiswertes maßgeblicher Wert (z.B. 

Zinssatz, Währungskurs, Rohstoffkurs etc.) nicht mehr veröffentlicht wird oder nicht mehr erhältlich ist ( z.B. wegen 

des Fortbestehens von Marktstörungen) oder andere wirtschaftlich vergleichbare Ereignisse. 

(3) Sollte während der Laufzeit der Schuldverschreibungen ein Anpassungsereignis eintreten, wird die Emittentin 

dies unverzüglich gemäß § 13 Bekanntmachungen bekanntmachen. Die Schuldverschreibungen werden durch die 

Emittentin angepasst, um die Anleger wirtschaftlich so zu stellen, wie sie ohne dieses Anpassungsereignis stehen 

würden. Die Emittentin wird in der Regel Anpassungsmaßnahmen treffen, die den an der  jeweiligen Börse, an der 

die Basiswerte notieren bzw. der jeweiligen Terminbörse mit dem größten Handelsvolumen von Optionskontrakten, 

die auf die Basiswerte gehandelt werden, im Zusammenhang mit diesem Anpassungsereignis getroffenen Maßnah-

men entsprechen.  

[Weitere Anpassungsmaßnahmen einfügen]] 

[Für Aktienschuldverschreibungen einfügen: 

(2) Anpassungsereignis bedeutet: 

a) Eine Aufteilung, Konsolidierung oder Neueinstufung der Aktien (Verschmelzungen ausgenommen) oder eine 

Ausschüttung oder Dividende der Aktien an bestehende Aktionäre in Form von Gratisaktien oder ein ähnliches 

Ereignis; 

b) Eine Ausschüttung oder Dividende an bestehende Inhaber der Aktien bestehend aus (i) neuen Aktien oder (ii) 

sonstigem Aktienkapital oder Wertpapieren, die das Recht auf Erhalt von Dividenden und/oder Liquidationserlö-
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sen vom Emittenten des betreffenden Aktienkapitals bzw. der Wertpapiere zu gleichen Teilen oder anteilig im 

Verhältnis zu den betreffenden Zahlungen an Inhaber der entsprechenden Aktien gewähren, (iii) Aktienkapital 

oder anderen Wertpapieren, die die Emittentin der Aktien aus einer Abspaltung oder einer ähnlichen Transaktion 

erhalten hat oder hält (unmittelbar oder mittelbar) oder (iv) einer anderen Art von Wertpapieren, Rechten oder 

Berechtigungsscheinen oder anderen Vermögensgegenständen, gegen Zahlung (bar oder auf andere Weise) 

von weniger als dem maßgeblichen Kurswert, wie von der Emittentin festgestellt; 

c) Außerordentliche Dividende. Die Einstufung einer Dividende oder eines Teils davon als Außerordentliche Divi-

dende wird von der Emittentin vorgenommen;  

d) Eine Einzahlungsaufforderung von der Emittentin im Hinblick auf Aktien, die noch nicht voll eingezahlt sind; 

e) Ein Rückkauf durch die Emittentin der Aktien oder einem ihrer Tochterunternehmen, sei es aus dem Gewinn oder 

dem Kapital, und gleich, ob die Gegenleistung im Rahmen eines solchen Rückkaufs in bar, in Form von Wertpa-

pieren oder anderweitig gezahlt wird; 

f) Jedes sonstige ähnliche Ereignis, das sich mindernd oder konzentrierend auf den theoretischen Wert der Aktien 

auswirken kann. 

(3) Im Fall eines Anpassungsereignisses während der Laufzeit wird die Emittentin feststellen, ob dieses Anpassungs-

ereignis eine verwässernde oder werterhöhende Wirkung auf den theoretischen Wert der Aktien hat, stellt die Emittentin 

eine solche verwässernde oder werterhöhende Wirkung fest, wird sie 

(a) gegebenenfalls die entsprechende Anpassung eines Wandlungskurses oder eines Wandlungsverhältnisses oder 

einer sonstigen Berechnungsgröße vornehmen, die geeignet ist, dieser verwässernden oder werterhöhenden Wirkung 

Rechnung zu tragen (wobei keine Anpassungen vorgenommen werden, die lediglich Veränderungen der Volatilität, erwar-

teten Dividendenausschüttungen, des Wertpapierleihsatzes oder der Liquidität in den betreffenden Aktien Rechnung tra-

gen sollen); und 

(b) die Tage bzw. den Tag des Wirksamwerdens der entsprechenden Anpassung festlegen. In einem solchen Fall gel-

ten die entsprechenden Anpassungen als per diesem Tag/diesen Tagen vorgenommen. Die Emittentin kann die entspre-

chenden Anpassungen unter Verweisung auf diejenigen Anpassungen bezüglich eines einschlägigen Anpassungsereig-

nisses festlegen, die an einer Optionsbörse vorgenommen werden.  

Nach Vornahme einer solchen Anpassung wird die Emittentin die Anleger sobald als möglich gemäß § 13 Bekanntma-

chungen informieren. Die Emittentin kann insbesondere zusätzlich zur oder an Stelle einer Veränderung von Bedingun-

gen gemäß den oben dargestellten Bestimmungen an die Anleger der betreffenden ausstehenden Schuldverschreibungen 

zusätzliche Schuldverschreibungen ausgeben oder einen Geldbetrag ausschütten. Eine solche Ausgabe zusätzlicher 

Schuldverschreibungen kann auf der Basis "Lieferung frei von Zahlung" erfolgen. 

Im Fall von anderen Ereignisses, wie z.B. Verschmelzung, ein Übernahmeangebot, eine Verstaatlichung, eine Insolvenz, 

ein Delisting oder jedes andere Ereignis, das zu einer Ausübung eines Kündigungsrechts hinsichtlich der Basiswerte führt 

oder führen kann, wird die Emittentin diejenigen Anpassungen der Tilgungs-, Liefer-, Zahlungs- und sonstigen Bedingun-

gen der Schuldverschreibungen vornehmen, die sie als angemessen dafür bestimmt, den wirtschaftlichen Auswirkungen 

eines solchen Ereignisses auf die Schuldverschreibungen Rechnung zu tragen, wenn die Emittentin die Anleger spätes-

tens fünf Bankarbeitstage vorher gemäß § 13 Bekanntmachungen darüber informiert hat. 

[Weitere Anpassungsmaßnahmen einfügen]]  

§ 7c Kündigungen  

Wenn (i) ein Basiswert oder ein in einem Basiswertkorb enthaltener Basiswert endgültig eingestellt wird oder der 

Basiswert nicht mehr vorhanden ist, (ii) die Emittentin das Recht zur Benutzung des Basiswertes (z.B. wenn der 

Basiswert ein Index ist) verliert, (iii) die Notierung des Basiswertes oder eines oder mehrerer in einem Basiswertkorb 

enthaltener Basiswerte, oder im Falle, dass der Basiswert ein Index oder ein Korb von Indizes ist, einer oder mehre-

rer der im relevanten Index enthaltenen Komponenten, an einer Referenzbörse, aus welchem Grund auch immer, 

endgültig eingestellt wird, (iv) nur noch eine geringe Liquidität hinsichtlich des betreffenden Basiswertes, oder im 

Falle, dass der Basiswert ein Index oder ein Korb von Indizes ist, hinsichtlich einer oder mehrerer der im relevanten 
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Index enthaltenen Komponenten, an einer Referenzbörse gegeben ist, oder (v) eine sachgerechte Anpassung an 

eingetretene Änderungen nicht möglich oder nicht tunlich ist, ist die Emittentin berechtigt aber nicht verpflichtet, die 

Schuldverschreibungen vorzeitig unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von fünf Geschäftstagen zu kündigen.  

Die Kündigung wird mit dem Zeitpunkt der Bekanntmachung gemäß § 13 Bekanntmachungen wirksam. Im Falle der 

Kündigung erfolgt die Rückzahlung drei Geschäftstage nach dem Tag der Bekanntmachung der Kündigung zum 

letzten veröffentlichten Börsenkurs der Schuldverschreibung oder zu einem von der Emittentin festgelegten ange-

messenen Wert. 

[Bei Aktienschuldverschreibungen einfügen: 

§ 7d Lieferstörungen 

(1) Eine "Lieferstörung" bezeichnet ein Ereignis, welches außerhalb der Kontrolle der Emittentin liegt und welches 

dazu führt, dass die maßgebliche depotführende Stelle die Übertragung der Aktien nicht abwickeln kann. 

(2) Liegt vor und an dem maßgeblichen Liefertag eine Lieferstörung vor, welche die Lieferung von Basiswerten undurch-

führbar macht, wird der maßgebliche Liefertag in Bezug auf die betreffende Schuldverschreibung auf den nächstfolgenden 

Bankarbeitstag verschoben, an dem keine Lieferstörung vorliegt; hiervon sind die betreffenden Anleger gemäß § 13 Be-

kanntmachungen zu informieren. Unter diesen Umständen hat der betreffende Anleger keinen Anspruch auf jegliche 

Zahlungen, seien es Dividenden- oder sonstige Zahlungen, in Zusammenhang mit der Verzögerung der Lieferung der 

entsprechenden Basiswerte gemäß diesem Abschnitt, wobei jedwede diesbezügliche Haftung der Emittentin ausge-

schlossen ist. Die Emittentin gerät durch diese Verschiebung insbesondere nicht in Verzug. Solange die Lieferung der 

Basiswerte in Bezug auf eine Schuldverschreibung wegen einer Lieferstörung nicht durchführbar ist, kann die Emittentin 

ihre Verpflichtungen in Bezug auf die betreffende Schuldverschreibung statt durch Lieferung der Basiswerte durch Ba-

rausgleich an den betreffenden Anleger erfüllen.]] 

§ 8 Zahlungen 

(1) Sämtliche Zahlungen auf die Schuldverschreibungen erfolgen in [].  

(2) Fällt ein Tilgungstermin, Zinszahlungstag, Feststellungstag oder sonstiger, sich in Zusammenhang mit den Schuld-

verschreibungen ergebender Termin auf einen Tag, der kein Bankarbeitstag ist, dann kommt  

[Bei Anwendung der Folgender-Geschäftstag-Konvention einfügen:  

[in den [] Zinsperioden] die Folgender-Geschäftstag-Konvention zur Anwendung, das heißt dass sich der Zah-

lungstermin auf den unmittelbar folgenden Bankarbeitstag verschiebt.]  

[Bei Anwendung der Modifizierte-Folgender-Geschäftstag-Konvention einfügen:  

[in den [] Zinsperioden] die Modifizierte-Folgender-Geschäftstag-Konvention zur Anwendung, das heißt dass sich 

der Zahlungstermin auf den unmittelbar folgenden Bankarbeitstag verschiebt. Es sei denn, jener würde dadurch in 

den nächsten Kalendermonat fallen; in diesem Fall wird der betreffende Termin auf den unmittelbar vorausgehenden 

Bankarbeitstag vorgezogen.] 

[Bei Anwendung einer anderen Geschäftstag-Konvention Beschreibung einfügen []] 

(3) "Bankarbeitstage" im Sinne dieser Bedingungen sind jene Tage, an denen alle maßgeblichen Bereiche des TAR-

GET2-Systems betriebsbereit sind. 

(4) Wenn die Emittentin eine fällige Zahlung auf die Schuldverschreibungen aus irgendeinem Grund nicht leistet, wird 

der ausstehende Betrag ab dem Tag der Fälligkeit (einschließlich) bis zum Tag der vollständigen Zahlung (ausschließlich) 

mit Verzugszinsen in Höhe von zwei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz verzinst. Dabei ist der Basiszinssatz, der am 

letzten Kalendertag eines Halbjahres gilt, für das nächste Halbjahr maßgebend. 

Die Emittentin ist berechtigt, beim zuständigen Gericht Zins- oder Kapitalbeträge zu hinterlegen, die von den Anlegern 

nicht innerhalb von zwölf Monaten nach dem maßgeblichen Fälligkeitstag beansprucht worden sind, auch wenn die Anle-

ger sich nicht in Annahmeverzug befinden. Soweit eine solche Hinterlegung erfolgt, und auf das Recht der Rücknahme 

verzichtet wird, erlöschen die Ansprüche der Anleger gegen die Emittentin.  
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§ 9 Zahlstelle, Berechnungsstelle 

(1) Die [Emittentin/Österreichische Volksbanken-Aktiengesellschaft/[] (andere einfügen)] fungiert als Zahlstelle und 

Berechnungsstelle. Die Emittentin ist berechtigt, jederzeit die Zahlstelle bzw. die Berechnungsstelle durch eine andere 

Bank, die dem österreichischen BWG unterliegt, zu ersetzen, eine oder mehrere zusätzliche Zahlstellen bzw. Berech-

nungsstellen zu bestellen und deren Bestellung zu widerrufen. Die Ersetzung, die Bestellung und der Widerruf werden 

gemäß § 13 Bekanntmachungen bekannt gemacht 

 

(2) Die Berechnungsstelle bzw. die Zahlstelle ist berechtigt, jederzeit ihr Amt als Berechnungsstelle bzw. Zahlstelle 

niederzulegen. Die Niederlegung wird nur wirksam mit der Bestellung einer anderen Bank zur Berechnungsstelle bzw. 

Zahlstelle durch die Emittentin. Die Niederlegung und die Bestellung werden gemäß § 13 Bekanntmachungen bekannt 

gemacht. 

 

(3) Die Zahlstelle bzw. Berechnungsstelle handelt ausschließlich als Erfüllungsgehilfe der Emittentin und hat keinerlei 

Pflichten gegenüber den Inhabern der Schuldverschreibungen.  

§ 10 Besteuerung 

Alle in Bezug auf die Schuldverschreibungen zahlbaren Kapital- und Zinsbeträge werden unter Einbehalt oder Abzug 

jener Steuern, Abgaben oder Gebühren gezahlt, die von der Republik Österreich oder einer Steuerbehörde der Re-

publik Österreich im Wege des Einbehalts oder des Abzugs auferlegt, einbehalten oder erhoben werden, und deren 

Einbehalt oder Abzug der Emittentin obliegt.  

§ 11 Verjährung 

Ansprüche der Anleger gegen die Emittentin auf die Rückzahlung von Kapital verjähren 30 (dreißig) Jahre nach 

Fälligkeit. Forderungen der Anleger auf die Zahlung von Zinsen verjähren 3 (drei) Jahre nach Fälligkeit. 

§ 12 Begebung weiterer Schuldverschreibungen, Ankauf und Entwertung 

(1) Die Emittentin ist berechtigt, jederzeit ohne Zustimmung der Anleger weitere Schuldverschreibungen mit gleicher 

Ausstattung (mit Ausnahme des Emissionspreises, des Begebungstages und gegebenenfalls des ersten Zinszahlungsta-

ges) in der Weise zu begeben, dass sie mit diesen Schuldverschreibungen eine einheitliche Serie bilden. Der Begriff 

"Schuldverschreibungen" umfasst im Fall einer weiteren Begebung auch solche zusätzlich begebenen Schuldverschrei-

bungen. 

(2) Die Emittentin und jedes ihrer Tochterunternehmen sind berechtigt, Schuldverschreibungen auch zum Zweck der 

Tilgung auf dem Markt oder anderweitig zu jedem beliebigen Preis zu kaufen oder auf sonstige Weise zu erwerben. So-

fern diese Rückkäufe durch öffentliche Angebote erfolgen, muss dieses Angebot allen Anlegern gegenüber erfolgen. Sol-

che erworbenen Schuldverschreibungen darf die Emittentin nach ihrer freien Entscheidung halten, wieder veräußern oder 

entwerten. 

§ 13 Bekanntmachungen 

Alle die Schuldverschreibungen betreffenden Bekanntmachungen erfolgen auf der Website der Emittentin 

[www.graz.volksbank.at/boersen_u_maerkte/anleihen/volksbank_emissionen] oder werden dem jeweiligen Anleger direkt 

oder über die depotführende Stelle zugeleitet. Von dieser Bestimmung bleiben gesetzliche Verpflichtungen zur Veröffentli-

chung bestimmter Informationen auf anderen Wegen, z.B. im Amtsblatt zur Wiener Zeitung, unberührt. Die Emittentin 

wird sicherstellen, dass alle Bekanntmachungen ordnungsgemäß, im rechtlich erforderlichen Umfang und gegebe-

nenfalls in Übereinstimmung mit den Erfordernissen der zuständigen Stellen der jeweiligen Börsen, an denen die 

Schuldverschreibungen notiert sind, erfolgen. 

§ 14 Börseneinführung 

Die [Einbeziehung in das multilaterales Handelssystem (Dritter Markt) der Wiener Börse wird [nicht] beantragt. 



79 
  

§ 15 Erfüllungsort, anwendbares Recht und Gerichtsstand 

(1) Form und Inhalt der Schuldverschreibungen sowie alle sich daraus ergebenden Rechte und Pflichten bestim-

men sich ausschließlich nach dem Recht der Republik Österreich unter Ausschluss von Verweisungsnormen  des 

internationalen Privatrechts soweit diese die Anwendung fremden Rechts zur Folge hätten.  

(2) Erfüllungsort ist Graz. 

(3) Klagen eines Anlegers gegen die Emittentin sind beim für den Bezirk Graz sachlich zuständigen Gericht einzu-

bringen. Ist der Anleger Verbraucher im Sinne des Konsumentenschutzgesetzes, kann dieser seine Ansprüche auch 

bei allen anderen zuständigen Gerichten geltend machen. 

§ 16 Schlussbestimmungen 

(1) Sollten zu irgendeinem Zeitpunkt eine oder mehrere der Bestimmungen der Schuldverschreibungen unwirksam, 

unrechtmäßig oder undurchsetzbar gemäß österreichischem Recht sein oder werden, dann ist diese Bestimmung im 

Hinblick auf die betreffende Jurisdiktion nur im notwendigen Ausmaß unwirksam, ohne die Gültigkeit, Rechtmäßi g-

keit und Durchsetzbarkeit der verbleibenden Bestimmungen zu berühren oder zu verhindern.  

 

(2) Die Emittentin ist berechtigt, ohne Zustimmung der Anleger offensichtliche Schreib- oder Rechenfehler oder sonstige 

offensichtliche Irrtümer zu berichtigen, widersprüchliche oder lückenhafte Bestimmungen zu ändern bzw. zu ergänzen, 

wobei nur solche Änderungen bzw. Ergänzungen zulässig sind, die unter Berücksichtigung der Interessen der Emittentin 

für die Anleger zumutbar sind, d.h. deren finanzielle Situation nicht verschlechtern. Eine Pflicht zur Bekanntmachung von 

Änderungen bzw. Ergänzungen dieser Bedingungen besteht nicht, soweit die finanzielle Situation der Inhaber der Schuld-

verschreibungen nicht verschlechtert wird.  

 

Graz, [●] 
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6 BESTEUERUNG IN ÖSTERREICH 

Dieser Abschnitt zur Besteuerung enthält eine kurze Zusammenfassung des Verständnisses der Emittentin 

betreffend einige wichtige Grundsätze, die im Zusammenhang mit dem Erwerb, dem Halten und der Ve r-

äußerung der Schuldverschreibungen in der Republik Österreich bedeutsam sind. Die Zusammenfassung 

erhebt nicht den Anspruch, sämtliche steuerliche Überlegungen vollständig wiederzugeben und geht auch 

nicht auf besondere Sachverhaltsgestaltungen ein, die für einzelne potenzielle Anleger von Bedeutung 

sein können. Die folgenden Ausführungen sind genereller Natur und hierin nur zu Informationszwecken 

enthalten. Diese Ausführungen sollen keine rechtliche oder steuerliche Beratung darstellen und auch nicht 

als solche ausgelegt werden. Des Weiteren nimmt diese Zusammenfassung nur auf solche Anleger Bezug, 

die in Österreich der unbeschränkten Einkommen- oder Körperschaftsteuerpflicht unterliegen. Sie basiert 

auf den derzeit gültigen österreichischen Steuergesetzen, der bisher ergangenen höchstrichterlichen 

Rechtsprechung sowie den Richtlinien der Finanzverwaltung und deren jeweiliger Auslegung, die alle Än-

derungen unterliegen können. Solche Änderungen können auch rückwirkend eingeführt werden und die 

beschriebenen steuerlichen Folgen nachteilig beeinflussen. Potenziellen Käufern der Schuldverschreibu n-

gen wird empfohlen, wegen der steuerlichen Folgen des Kaufs, des Hal tens sowie der Veräußerung der 

Schuldverschreibungen ihre rechtlichen und steuerlichen Berater zu konsultieren. Das steuerliche Risiko 

aus den Schuldverschreibungen trägt der Käufer. Es ist generell darauf hinzuweisen, dass die Finanzve r-

waltung bei strukturierten Finanzprodukten, mit denen auch steuerliche Vorteile verbunden sein können, 

eine kritische Haltung einnimmt.  

Ist die Emittentin depotführende Stelle, übernimmt die Emittentin die Verantwortung für die Einbehaltung 

der Steuern an der Quelle. Wird die Auszahlung über eine andere auszuzahlende Stelle in Österreich ab-

gewickelt übernimmt diese Stelle die Verantwortung für die Einbehaltung von Steuern an der Quelle.  

6.1 ALLGEMEIN 

Die steuerliche Behandlung von Finanzinstrumenten wurde im Rahmen des Budgetbegleitgesetzes (BBG) 

2011 (BGBl I 2010/111), des Abgabenänderungsgesetzes (AbgÄG) 2011 (BGBl I 2011/76) und des Bud-

getbegleitgesetzes (BBG) 2012 (BGBl I 2011/112) einer umfassenden Novellierung unterzogen. Grund-

sätzlich sind die steuerlichen Konsequenzen vom Zeitpunkt des Erwerbs der Schuldverschreibungen ab-

hängig. Unter Berücksichtigung des Abgabenänderungsgesetzes (AbgÄG) 2011, BGBl I 2011/76 sind die 

steuerlichen Konsequenzen grundsätzlich davon abhängig, ob die Schuldverschreibung vor dem 1. Apri l 

2012 (Altbestand) oder nach dem 31. März 2012 (Neubestand) entgeltlich erworben wird. Die nachfolgen-

de Darstellung beschränkt sich nur auf Schuldverschreibungen, die nach dem 31. März 2012 entgeltlich 

erworben wurden und somit der neuen Rechtslage unterl iegen. Die Schuldverschreibungen, die vor dem 1. 

April 2012 erworben wurden, werden in der nachfolgenden Darstellung nicht behandelt.  

 

6.2 ERTRAGSTEUERLICHE KONSEQUENZEN FÜR IN ÖSTERREICH UNBESCHRÄNKT 

STEUERPFLICHTIGE ANLEGER 

6.2.1 Natürliche Personen (Privatvermögen) 

Bei unbeschränkt steuerpflichtigen natürlichen Person, die die Schuldverschreibungen im Privatvermögen 

halten, sind alle Einkünfte aus den Schuldverschreibungen als Einkünfte aus Kapitalvermögen nach § 27 

Abs 1 Einkommensteuergesetzes (nachstehend EStG) steuerpflichtig. Die Einkünfte nach § 27 Abs 1 EStG 

umfassen Einkünfte aus der Überlassung des Kapitals (§ 27 Abs 2 EStG), Einkünfte aus realisierten Wer t-

steigerungen des Kapitalvermögens (§ 27 Abs 3 EStG) sowie Einkünfte aus Derivaten (§ 27 Abs 4 EStG).   

Einkünfte aus Kapitalvermögen nach § 27 Abs 2 EStG (zB laufende Zinsen) sowie realisierte Wertsteige-

rungen des Kapitalvermögens nach § 27 Abs 3 EStG unterliegen grundsätzlich dem besonderen Steue r-

satz von 25 % (§ 27a Abs 1 EStG). Bei Inlandsverwahrung hat die depotführende oder auszahlende Stelle 

die Kapitalertragsteuer (KESt) von 25 % abzuziehen (§ 93 Abs 1 EStG), sofern ein öffentliches Angebot in 

rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht nach § 27a Abs 2 Z 2 EStG gegeben ist; mit der Einbehaltung der 

KESt ist die Endbesteuerungswirkung für einkommensteuerliche Zwecke verbunden (§§ 27a Abs 1 und 97 

Abs 1 EStG). Bei Auslandsverwahrung sind Einkünfte aus den Schuldverschreibungen im Rahmen der 

persönlichen Einkommensteuererklärung anzugeben; der besondere Steuersatz von 25 % ist anzuwenden. 
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Liegt kein öffentliches Angebot in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht vor, so gelangt der progressive 

Steuersatz von bis zu 50 % zur Anwendung (§ 33 Abs 1 EStG).  

Entsteht bei Rückzahlung oder Veräußerung ein Verlust, kann dieser grundsätzlich mit anderen Einkünften 

aus Kapitalvermögen verrechnet werden. Die Verrechnung hat grundsätzlich im Rahmen der persönlichen 

Einkommensteuererklärung und vorbehaltlich der Verlustausgleichsbeschränkungen des § 27 Abs 8 EStG 

zu erfolgen (§ 97 Abs 2 EStG). Bei Inlandsverwahrung der Schuldverschreibungen hat – beim Vorliegen 

des öffentlichen Angebotes in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht – die depotführende Stelle ab dem 1. 

Jänner 2013 den Verlustausgleich vorzunehmen (§ 93 Abs 6 EStG). Für Verluste, die im Zeitraum zwi-

schen dem 1. April 2012 und dem 31. Dezember 2012 anfallen, kann auf Antrag des Anlegers eine Aufro l-

lung der Kapitaler-tragsteuer durch die depotführende Stelle erfolgen. 

Gemäß § 27a Abs 5 EStG kann der Anleger die Option auf die Besteuerung nach dem Normalsteuersatz 

des § 33 Abs 1 EStG ausüben (Option zur Regelbesteuerung), sofern er – unter Beachtung des Normal-

steuersatzes – zu einem niedrigeren als dem linearen Steuersatz von 25 % besteuert wird. Gegebenen-

falls sind Einkünfte aus den Schuldverschreibungen – zusammen mit anderen sondersteuersatzpflichtigen 

Kapitalerträgen – im Rahmen der Steuererklärung anzugeben. Die allenfalls einbehaltene KESt wird auf 

die zu erhebende Einkommensteuer angerechnet und mit dem übersteigenden Betrag dem Anleger zurück 

erstattet. 

Der steuerpflichtige Betrag entspricht bei Einkünften aus der Überlassung des Kapitals nach § 27 Abs 2 

EStG dem Bruttobetrag der Zinszahlungen (§ 27a Abs 3 Z 1 EStG). Als Einkünfte aus realisierten Wer t-

steigerungen des Kapitalvermögens nach § 27 Abs 3 EStG und Einkünften aus Derivaten nach § 27 Abs 4 

EStG ist grundsätzlich die Differenz zwischen dem (ungekürzten) Veräußerungserlös und den Anscha f-

fungskosten zugrunde zu legen (§ 27a Abs 3 Z 2 und 3 EStG). Bei auf Fremdwährung lautenden Schuld-

verschreibungen hat eine Umrechnung im Anschaffungszeitpunkt und im Veräußerungszeitpunkt in EUR 

zu erfolgen. Die Fremdwährungskomponente stellt einen Teil des Veräußerungsgewinnes bzw. -verlustes 

dar. 

Eine allfällige Lieferung des Basiswertes durch die Emittentin löst keine Versteuerung aus. Die Anschaf-

fungskosten der Aktienschuldverschreibungen stellen die Anschaffungskosten des gelieferten Basiswertes 

dar. Bare Zuzahlungen bis zu 10% des Gesamtnennbetrages vermindern die Anschaffungskosten der ge-

lieferten Vermögensgegenstände und sind ansonsten als Wertsteigerungen nach § 27 Abs 3 EStG zu ve r-

steuern. 

Nebenkosten der Anschaffung oder Veräußerung dürfen nicht abgezogen werden. Ebenso wenig sind 

sonstige im Zusammenhang mit dem Halten der Schuldverschreibungen angefallene Werbungskosten ab-

zugsfähig (§ 20 Abs 2 EStG), sofern die Schuldverschreibungen im Rahmen eines öffentlichen Angebots 

in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht angeboten werden. 

6.2.2 Natürliche Personen (Betriebsvermögen) 

Die vorstehenden Grundsätze für natürliche Personen, welche die Schuldverschreibungen im Privatve r-

mögen halten, gelten für – im Betriebsvermögen natürlicher Personen gehaltene – Schuldverschreibungen 

sinngemäß, jedoch unter Beachtung folgender Besonderheiten: Die Einkünfte gelten als betriebliche Ein-

künfte. Gewinne und Verluste unterliegen – beim Vorliegen eines öffentlichen Angebotes in rechtlicher und 

tatsächlicher Hinsicht – als Einkünfte aus realisierten Wertsteigerungen nach § 27 Abs 3 EStG und Ein-

künfte aus Derivaten und derivativen Finanzinstrumenten nach § 27 Abs 4 EStG dem besonderen Steue r-

satz von 25 % und – im Rahmen der Veranlagung – der Endbesteuerung (§ 97 Abs 1 EStG). Betriebsaus-

gaben im Zusammenhang mit dem Erwerb, der Veräußerung oder des Haltens der Schuldverschreibungen 

dürfen im Rahmen der Veranlagung in eingeschränktem Ausmaß berücksichtigt werden (§ 6 Z 2 lit c 

EStG). Eine Verlustverrechnung durch die depotführende Stelle ist ausgeschlossen und hat im Rahmen 

der jährlichen Veranlagung zu erfolgen. 
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6.2.3 Privatstiftungen (Privatvermögen) 

Die vorstehenden Grundsätze für natürliche Personen, welche die Schuldverschreibungen im Privatve r-

mögen halten, gelten für (eigennützige, d.h. nicht gemeinnützige) Privatstiftungen sinngemäß, jedoch unter 

Beachtung folgender Besonderheiten: Statt der KESt bzw. des besonderen Steuersatzes von 25  % ist – 

beim Vorliegen eines öffentlichen Angebotes in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht – das Regime der 

Zwischenbesteuerung mit dem Körperschaftsteuersatz von 25 % anzuwenden (§§ 13 Abs 3 und 22 Abs 2 

KStG). Ansonsten ist der Körperschaftsteuersatz von 25 % anzuwenden. Bei Inlandsverwahrung der 

Schuldverschreibungen findet die Befreiung von der KESt nach § 94 Z 12 EStG Anwendung. Die Option 

nach § 27a Abs 5 EStG ist nicht anwendbar.  

6.2.4 Kapitalgesellschaften und Privatstiftungen (Betriebsvermögen) 

Einkünfte aus den Schuldverschreibungen unterliegen als Einkünfte aus Gewerbebetrieb dem Körpe r-

schaftsteuersatz von 25 %. Bei Privatstiftungen und bei Kapitalgesellschaften kann die Befreiung von der 

Kapitalertragsteuer nach § 94 Z 5 EStG zur Anwendung kommen. Allfällige Substanzgewinne und -verluste 

werden im Rahmen der betrieblichen Einkünfte erfasst. Es ist der Körperschaftsteuersatz von 25 % anzu-

wenden.  

 

6.3 ERTRAGSTEUERLICHE KONSEQUENZEN FÜR IN ÖSTERREICH BESCHRÄNKT STEU-

ERPFLICHTIGE ANLEGER 

Natürliche Personen und Kapitalgesellschaften, die in Österreich nicht unbeschränkt steuerpflichtig sind, 

unterliegen mit ihren Erträgen aus den Schuldverschreibungen nicht der österreichischen Einkommen- 

bzw Körperschaftsteuer, sofern die Einkünfte daraus nicht zum inländischen Betriebsvermögen oder dem 

land- und forstwirtschaftlichen Vermögen gehören. Bei Verwahrung der Schuldverschreibungen auf einem 

österreichischen Depot kommt es auch zum keinem KESt-Abzug durch das kuponauszahlende Kreditinsti-

tut (§ 94 Z 13 EStG). 

 

6.4 ZINSRICHTLINIE 

Bei natürlichen Personen, die in Österreich der beschränkten Einkommensteuerpflicht unterliegen, können 

laufende Zinsen und der positive Unterschiedsbetrag der EU-Quellensteuer nach dem EU-QuStG (BGBl I 

2004/33) in Höhe von 35 % unterliegen. Mit dem EU-QuStG wurde die Richtlinie des Rates 2003/48/EG 

vom 3. Juni 2003 im Bereich der Besteuerung von Zinserträgen in Österreich umgesetzt. Voraussetzung 

ist, dass die natürliche Person als wirtschaftlicher Eigentümer der Zinsen zu sehen ist und seinen Wohn-

sitz innerhalb der Europäischen Union hat.  

Für die Anwendung der EU-Quellensteuer ist zudem erforderlich, dass die Erträge aus den vorliegenden 

Schuldverschreibungen als Zinszahlung im Sinne von § 6 Abs 1 EU-QuStG zu sehen sind. Davon ist ins-

besondere bei laufend gezahlten Zinsen auszugehen. 

Keine EU-Quellensteuer ist zu erheben, wenn der wirtschaftliche Eigentümer der österreichischen Zah l-

stelle eine vom Wohnsitzfinanzamt seines Wohnsitzstaates aus seinen Namen ausgestellte Bescheinigung 

nach § 10 Abs 2 EU-QuStG bzw Art 13 Abs 2 Richtlinie 2003/EG/48 vorlegt. Die Bescheinigung muss fo l-

gende Angaben enthalten: Name, Anschrift und Steuer- oder sonstige Identifizierungsnummer oder in Er-

mangelung einer solchen, das Geburtsdatum und Geburtsort des wirtschaftlichen Eigentümers, Name und 

Anschrift der Zahlstelle, Kontonummer des wirtschaftlichen Eigentümers oder in Ermangelung einer so l-

chen, Kennzeichen des Wertpapiers. Die Bescheinigung gilt für einen Zeitraum von drei Jahren ab Aus-

stellung. 
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6.5 ERBSCHAFTS- UND SCHENKUNGSSTEUER  

In Österreich wird keine Erbschafts- oder Schenkungssteuer erhoben. Die unentgeltliche Übertragung der 

Schuldverschreibungen unter Lebenden unterliegt jedoch grundsätzlich der Meldeverpflichtung nach § 

121a der Bundesabgabenordnung. Bei einer unentgeltlichen Übertragung der Schuldverschreibungen auf 

eine österreichische Privatstiftung oder eine damit vergleichbare Vermögensmasse fällt Stiftungsein-

gangssteuer an. Grundsätzlich beträgt der Stiftungseingangssteuersatz 2,5 %. Dieser erhöht sich auf 

25 %, sofern mit dem Ansässigkeitsstaat der Stiftung oder einer vergleichbaren Vermögensmasse keine 

umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe besteht.  

 

6.6 ANDERE STEUERN 

In Österreich fallen anlässlich des Erwerbs und der Veräußerung der Schuldverschreibungen keine 

Rechtsgeschäftsgebühren, Kapitalverkehrssteuern oder ähnliche Steuern an. 
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7 VERWENDUNG DES EMISSIONSERLÖSES 

Die Nettoerlöse aus der Ausgabe der Schuldverschreibungen werden von der Emittentin zur Gewinnerzie-

lung und für ihre allgemeinen Refinanzierungsbedürfnisse verwendet. Die Emission von Ergänzungskapi-

tal-Schuldverschreibungen und Nachrangkapital-Schuldverschreibungen dient zur Stärkung der Eigenmit-

telausstattung der Emittentin. 

8 VERKAUFSBESCHRÄNKUNGEN 

Dieser Basisprospekt darf in keinem Land außerhalb Österreichs veröffentlicht werden, in dem Vorschri f-

ten über die Registrierung, Zulassung oder sonstige Vorschriften im Hinblick auf ein Angebot en tgegen 

stehen können. Insbesondere darf der Basisprospekt nicht in die Vereinigten Staaten von Amerika ge-

bracht werden.  

Die unter diesem Basisprospekt begebenen Schuldverschreibungen der Emittentin werden nicht nach den 

Vorschriften des U.S. Securities Act 1933 registriert und unterliegen als Inhaberpapiere bestimmten Vor-

schriften des U.S. Steuerrechtes. Abgesehen von bestimmten Ausnahmen, die im U.S. Steuerrecht festge-

legt werden, dürfen die Schuldverschreibungen weder innerhalb der Vereinigten Staaten von Amerika 

noch an U.S. Personen (wie in den maßgebenden Vorschriften definiert) angeboten, verkauft oder geliefert 

werden. 

Öffentliche Angebote werden in Österreich erfolgen. In allen anderen EWR Staaten, in welchen eine Um-

setzung der EU-Prospekt-Richtlinie erfolgt ist, ist ein öffentliches Angebot nicht zulässig, ausgenommen es 

handelt sich um ein Angebot, das keine Pflicht zur Veröffentlichung eines Basisprospekts auslöst.  

Unter einem "öffentlichen Angebot" der Schuldverschreibungen in einem EWR-Mitgliedstaat ist eine Mit-

teilung an das Publikum in jeder Form und auf jede Art und Weise zu verstehen, die ausreichende Informa-

tionen über die Angebotsbedingungen enthält, um die Anleger in die Lage zu versetzen, sich für den Kauf 

oder die Zeichnung der Wertpapiere zu entscheiden, wobei auch allenfalls in einem Mitgliedstaat ge ltende 

abweichende Definitionen eines "öffentlichen Angebots" zusätzlich Anwendung finden.  
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9 ALLGEMEINE INFORMATIONEN 

(1) Die Emittentin hat alle erforderlichen Zustimmungen, Billigungen und Genehmigungen in Österreich für die 

Emission der Schuldverschreibungen erhalten.  

(2) Die Erstellung dieses Basisprospekts wurde am 02.01.2012 vom Vorstand der Emittentin beschlossen.  

(3) Die Wertpapierkennnummern und/oder die ISIN werden für jede Serie von Schuldverschreibungen im 

Konditionenblatt angegeben.  

(4) Der Emissionspreis und der Gesamtnennbetrag der jeweiligen Schuldverschreibungen werden auf Basis 

der allgemein geltenden Marktbedingungen vor Hinterlegung der entsprechenden Bedingungen der 

Schuldverschreibungen jeder Tranche festgesetzt. Sofern der Emissionspreis oder der Gesamtnennbetrag 

der einzelnen Tranche zum Ausgabezeitpunkt nicht bestimmt ist, legen die Bedingungen der Schuldve r-

schreibungen die Berechnungsmethode sowie die Bekanntmachungsmethode fest. 

(5) Jede Schuldverschreibung enthält folgende Hinweistext: 

 "Der Erwerb einer Schuldverschreibung durch einen amerikanischer Staatsbürger fällt unter die Beschrän-

kungen der amerikanischen Steuergesetze, insbesondere kommen die Beschränkungen des §§ 165 (j) und 

1287 (a) des amerikanischen EStG zur Anwendung." 

(6) Der Abschlussprüfer, der Österreichische Genossenschaftsverband (Schulze-Delitzsch), mit der Anschrift 

in 1013 Wien, Löwelstraße 14, hat die Jahresabschlüsse der Emittentin zum 31.12.2011 und zum 

31.12.2010 geprüft und uneingeschränkte Bestätigungsvermerke erteilt. Der ÖGV ist ein Mitglied der Ver-

einigung Österreichischer Revisionsverbände, mit dem Sitz in Wien und der Geschäftsanschrift Löwelstra-

ße 14, 1013 Wien. 

(7) Die Gläubiger der Schuldverschreibungen werden in einem Gerichtsverfahren oder in einem Insolvenzver-

fahren, welches in Österreich gegen die Emittentin eingeleitet werden sollte, durch einen Kurator, der  vom 

Handelsgericht Wien bestellt wird und diesem verantwortlich ist, gemäß dem Gesetz vom 24.04.1874, 

Reichsgesetzblatt Nr. 49 idgF. (Kuratorengesetz) vertreten, oder, im Fall von Pfandbriefen oder Kommu-

nalschuldverschreibungen (Öffentliche Pfandbriefe) gemäß der Einführungsverordnung zum Hypotheken-

gesetz, wenn die Rechte der Gläubiger der Schuldverschreibungen mangels einer gemeinsamen Vertre-

tung gefährdet sind, oder wenn die Rechte einer anderen Person dadurch verzögert würden, bestellt wird.  
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ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS 

ABGB Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch JGS Nr. 946/811 

BBG Budgetbegleitgesetz BGBl. I Nr. 111/2010 

BWG Das österreichische Bankwesengesetz, BGBl. Nr. 532/1993 in der jeweils 

geltenden Fassung 

CHF Schweizer Franken 

CZK Tschechische Krone 

DepotG Das österreichische Depotgesetz, BGBl. Nr. 424/1969 in der jeweils gel-

tenden Fassung 

EStG Das österreichische Einkommensteuergesetz, BGBl. Nr. 400/1988 in der 

jeweils geltenden Fassung 

EU Europäische Union 

EUR Euro 

EURIBOR Euro Inter Bank Offered Rate 

EWR Europäischer Wirtschaftsraum 

FMA Österreichische Finanzmarktaufsichtsbehörde, Otto-Wagner-Platz 5, 1090 

Wien, Österreich 

GBP Britisches Pfund 

HUF Ungarische Forint 

ICMA International Capital Markets Association 

IRR Internal Rate of Return (Interne Ertragsrate, Interner Zinsfuß)  

ISIN International Security Identification Number 

JPY Japanische Yen 

KartG Kartellgesetz, BGBl. Nr. 61/2005 in der geltenden Fassung 

KMG Das österreichische Kapitalmarktgesetz, BGBl. Nr. 625/1991 in der jeweils 

geltenden Fassung 

LIBOR London Inter Bank Offered Rate 

MTF Multilateral Trading Facility  

OeKB Oesterreichische Kontrollbank AG, Am Hof 4, 1011 Wien, Österreich 

ÖGV Österreichischer Genossenschaftsverband (Schulze – Delitzsch) 

ÖVAG Österreichische Volksbanken Aktiengesellschaft, Kolingasse 14-16, 1090 

Wien 

RON Rumänischer Leu 

Securities Act United States Securities Act of 1933 

UGB Unternehmensgesetzbuch, BGBl. Nr. 120/2005 in der geltenden Fassung 

USD U.S.-Dollar 
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GLOSSAR 

Anleger, Anleihegläubiger Inhaber von Schuldverschreibungen. 

Bankarbeitstage Jene Tage, an denen alle maßgeblichen Bereiche des TAR-

GET2-Systems betriebsbereit sind. 

Ausschüttungsfähiger Gewinn "Ausschüttungsfähiger Gewinn" ist der festgestellte Bilanzge-

winn nach Rücklagenbewegung und Berücksichtigung eines 

allfälligen Gewinn- oder Verlustvortrags aus Vorperioden, er-

mittelt nach UGB/BWG unter Berücksichtigung allfälliger Aus-

schüttungssperren oder Ausschüttungsbeschränkungen sowie 

beschlossener oder geplanter Ausschüttungen, allfälliger Ver-

luste im laufenden Geschäftsjahr sowie der Bestimmungen des 

BWG, sofern anwendbar. Berechnungsbasis des ausschüt-

tungsfähigen Gewinns ist der jeweilige Einzelabschluss der 

Emittentin. Der zur Verfügung stehende ausschüttungsfähige 

Gewinn kann infolge allfällig zur Anwendung kommender Aus-

schüttungsbeschränkungen und Ausschüttungssperren, oder 

infolge von im laufenden Geschäftsjahr eingetretenen Verlus-

ten, geringer sein als der ausgewiesene Bilanzgewinn. 

Basiszinssatz Wird in Österreich von der Oesterreichischen Nationalbank 

bekanntgegeben. 

Basisprospekt Basisprospekt gemäß Artikel 5.4 der Prospektrichtlinie. 

Basiswerte Aktien, Schuldtitel, Fonds, Hedgefonds, Indizes, Rohstoffe, 

Referenzsätze, Währungen, Waren, oder eine Formel oder ein 

Korb hiervon oder ein anderer in den jeweiligen Bedingungen 

der Schuldverschreibungen vorgesehene Bezugsgrößen. 

Bedingungen der  

Schuldverschreibungen 

Im Abschnitt "Bedingungen der Schuldverschreibungen" be-

schriebene und ergänzte Emissionsbedingungen zusammen 

mit den im maßgeblichen Konditionenblatt festgelegten Bedin-

gungen. 

Credit Spread Der Credit Spread ist eine Marge, die von der Emittentin an 

den Anleger als Prämie für das in Kauf genommene Kreditris i-

ko zu bezahlen ist. 

Daueremission Schuldverschreibungen mit einer unbegrenzten Zeichnungsfrist 

die dauernd oder wiederholt begeben werden können. 

Einmalemission Schuldverschreibungen die während einer bestimmten Zeich-

nungsfrist gezeichnet werden können. 

Emissionsbedingungen Die als Annex 1 der Bedingungen der Schuldverschreibungen 

genannten Emissionsbedingungen. 

EU-Zinsbesteuerungsrichtlinie Richtlinie 2003/48/EG vom 3.6.2003 in der jeweils geltenden 

Fassung. 

EWR-Mitgliedstaat Mitglied des Europäischen Wirtschaftsraumes. Mitglieder sind 

alle EU-Mitgliedstaaten sowie Island, Liechtenstein und Nor-

wegen. 
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Ex-Dividende Zusatz zum Preis der angibt, dass an diesem Tag (dem so 

genannten Ex-Dividenden-Tag oder Ex-Tag) die Höhe der 

Dividende vom Preis des Wertpapiers abgezogen wurde. 

Haftungsgesellschaft Schulze-Delitzsch-Haftungsgenossenschaft registrierte Genos-

senschaft mit beschränkter Haftung 

ICMA-Methode Eine von der ICMA entwickelte Zinsmethode, die die Effektiv-

verzinsung von Schuldverschreibungen unter Berücksichtigung 

der täglichen Stückzinsen ermittelt. 

Interne Ertragsrate /  

Interner Zinsfuß 

Die interne Ertragsrate / Der interne Zinsfuß entspricht dem 

Effektivzinssatz der Anlagen.  

Kreditinstitute-Verbund Zusammenschluss der zugeordneten Kreditinstitute und der 

Zentralorganisation zu einem Kreditinstitute-Verbund gemäß 

§ 30a BWG 

MTF Multilaterale Handelssysteme (MTF- Multilateral Trading Facili-

ty) sind von Börsen oder Wertpapierfirmen betriebene multila-

terale Handelssysteme (in Wien: der von der Wiener Börse AG 

als Multilaterales Handelssystem betriebene Dritte Markt), an 

denen Finanzinstrumente gehandelt werden, die weder gesetz-

lich geregelte Zulassungsvoraussetzungen noch Transparenz-

pflichten einhalten müssen. Insiderhandel und Marktmanipula-

tion sind ebenso wie auf geregelten Märkten untersagt.  

Multiplikator Als Multiplikator wird ein Faktor bezeichnet, der angibt, in wel-

chem Umfang sich der ursprüngliche wirtschaftliche Impuls 

(unabhängige Variable) auf eine zu erklärende Größe (abhän-

gige Variable) auswirkt. 

Nettoverluste Für Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen, vor 

01.01.2010: 

Nettoverluste entsprechen dabei dem negativen Saldo aus 

Jahresüberschüssen und Jahresfehlbeträgen (jeweils vor 

Rücklagenbewegungen und vor Erträgen aus Teilnahme des 

Ergänzungskapitals am Verlust der Emittentin) während der 

Laufzeit der Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen nach 

Maßgabe der festgestellten Einzeljahresabschlüsse der Emit-

tentin gemäß UGB/BWG. Der auf das Ergänzungskapital ent-

fallende Anteil an dem Nettoverlust bestimmt sich aus dem 

Verhältnis der Nominale der Ergänzungskapital-

Schuldverschreibungen zum jeweiligen Gesamtbetrag der emit-

tierten verlusttragenden Instrumente (Ergänzungskapital, Part i-

zipationskapital, Grundkapital). Der Anteil wird periodenbezo-

gen, für jedes Geschäftsjahr ermittelt, wobei das während der 

Periode emittierte verlusttragende Kapital gewichtet wird. 

Für Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen, nach 

01.01.2010: 

Nettoverluste entsprechen dabei dem negativen Saldo aus 

Jahresgewinnen und Jahresverlusten (jeweils nach Rücklagen-

bewegungen und vor Erträgen aus Teilnahme des Ergän-

zungskapitals am Verlust der Emittentin) während der Laufzeit 

der Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen nach Maßgabe 

der festgestellten Einzeljahresabschlüsse der Emittentin ge-
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mäß UGB/BWG. Der auf das Ergänzungskapital entfallende 

Anteil an dem Nettoverlust bestimmt sich aus dem Verhältnis 

der Nominale der Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen 

zum jeweiligen Gesamtbetrag der emittierten verlusttragenden 

Instrumente (Ergänzungskapital, Partizipationskapital, Grund-

kapital, nicht aufgelöste Rücklagen). Der Anteil wird perioden-

bezogen, für jedes Geschäftsjahr ermittelt, wobei das während 

der Periode emittierte verlusttragende Kapital gewichtet wird 

ÖVAG Konzern Österreichische Volksbanken-Aktiengesellschaft mit ihren 

Tochtergesellschaften im In- und Ausland (darunter Investkre-

dit Bank AG, VB Factoring AG, Volksbank Malta Ltd., VB Real 

Estate Services GmbH, Volksbank Romania S.A., VB Leasing 

International Holding GmbH, VB Leasing Finanzierungsgesell-

schaft m.b.H., VICTORIA-Volksbanken Pensionskassen AG, 

VICTORIA Volksbanken Vorsorgekasse AG)  

Primäreinlagen Verbindlichkeiten gegenüber Kunden und verbriefte Verbind-

lichkeiten 

Prospektrichtlinie Richtlinie 2003/71/EG vom 4.11.2003 in der jeweils geltenden 

Fassung. 

Prospekt-VO Verordnung (EG) Nr. 809/2004 vom 29.4.2004 in der jeweils 

geltenden Fassung. 

Schuldverschreibungen Wertpapiere, die nach Maßgabe dieses Basisprospekts bege-

ben werden. 

TARGET2-System Trans-European Automated Real-Time Gross Settlement Ex-

press Transfer payment system for euro 2. 

Wertpapiersammelbank Oesterreichische Kontrollbank Aktiengesellschaft  

Volksbank 

Graz-Bruck 

Die Emittentin;  

Volksbank Graz-Bruck e.Gen. 

Schmiedgasse 31 

8010 Graz  

Volksbanken Primärstufe 51 regionale Volksbanken, 7 Spezialbanken (Österreichische 

Apothekerbank eG, Gärtnerbank, registrierte Genossenschaft 

mit beschränkter Haftung, IMMO BANK Aktiengesellschaft, 

Sparda-Bank Linz, registrierte Genossenschaft mit beschränk-

ter Haftung, Sparda-Bank Villach/Innsbruck registrierte Genos-

senschaft mit beschränkter Haftung, Wiener Spar- und Kredit-

institut registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung, 

Bank für Ärzte und Freie Berufe AG) und 4 Hauskreditgenos-

senschaften 

Volksbanken-Sektor Volksbank Primärstufe, ÖVAG, VB Factoring AG, Volksbank 

Quadrat Bank AG, IK Investment Bank AG und Investkredit 

Bank AG. 

Volksbanken-Verbund Volksbank Primärstufe, ÖVAG Konzern, Konzern der Volks-

bank Vorarlberg, Allgemeine Bausparkasse registrierte Genos-

senschaft mit beschränkter Haftung  
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Wiener Börse Wiener Börse AG 

Wallnerstraße 8 

1010 Wien 

Zentralorganisation ÖVAG; 

Zentralorganisation des Kreditinstitute-Verbundes gemäß 

§ 30a BWG 

Zugeordnetes Kreditinstitut Jene zugeordneten Kreditinstitute der Primärstufe die 

Mitglied des Kreditinstitute-Verbundes gemäß § 30a BWG 

sind 
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EMITTENTIN 

 

Volksbank Graz-Bruck e. Gen. 

Schmiedgasse 31 

8010 Graz 

Österreich 

 

 

 

ABSCHLUSSPRÜFER 

 

Österreichischer Genossenschaftsverband (Schulze-Delitzsch) 

Löwelstraße 14 

1013 Wien 

Österreich 
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VERZEICHNIS DER ANHÄNGE 

Anleger werden darauf hingewiesen, dass sich die gesetzlichen Angaben zu den Schuldverschreibungen auf 

die zum Zeitpunkt der jeweiligen Emission in Österreich geltende Rechtslage beziehen. 

Für die Schuldverschreibung mit der ISIN QOXDB9966397 kommt das BWG idF BGBl Nr. 32/2005, für die 

ISIN QOXDB9969482 das BWG idF BGBl Nr. 48/2006, für die ISIN QOXDB0551461 das BWG idF BGBl Nr. 

108/2007, für die ISIN QOXDB0552154 das BWG idF BGBl Nr. 60/2007, für die ISIN QOXDB9957115 das BWG 

idF BGBl Nr. 131/2002, für die ISIN QOXDB9966041 das BWG idF BGBl Nr. 161/2004, für die 

ISIN QOXDB9968534 das BWG idF BGBl Nr. 124/2005 und für die ISIN QOXDBA003437 das BWG idF BGBl 

Nr. 70/20008 zur Anwendung. 

Anhang I. ISIN QOXDB9966397 

Anhang II. ISIN QOXDB9969482 

Anhang III. ISIN QOXDB0551461 

Anhang IV. ISIN QOXDB0552154 

Anhang V. ISIN QOXDB9957115 

Anhang VI. ISIN QOXDB9966041 

Anhang VII. ISIN QOXDB9968534 

Anhang VIII. ISIN QOXDBA003437 

 

Anhang ./A Finanzinformationen 2011 

Jahresabschluss 2011 

Anhang zum Jahresabschluss 2011 

Lagebericht 2011 

Bestätigungsvermerk 2011 

Anhang ./B Finanzinformationen 2010 

Jahresabschluss 2010 

Anhang zum Jahresabschluss 2010 

Lagebericht 2010 

Bestätigungsvermerk 2010 

 

 



Anhang I. ISIN QOXDB9966397 
 

ERGÄNZUNGSKAPITAL 
BANKSCHULDVERSCHREIBUNGS- 

BEDINGUNGEN 
 

§ 1 
Begebungsvolumen, Stückelung und Sammelverwahrung 

 
1) Die Ergänzungskapital-Schuldverschreibung 2005, ISIN QOXDB9966397, der Volksbank Graz-

Bruck, wird ab sofort bis auf weiteres zur Zeichnung aufgelegt. Das Emissionsvolumen beträgt bis 
zu Nominale € 2.200.000,00. 

 
2) Die Ergänzungskapital-Schuldverschreibung wird im Nennwert von je € 500,00 begeben und ist 

eingeteilt in bis zu 4.400 Stück á Nominale € 500,00 mit den Nummern 168.001 bis 172.400. 
 
3) Die auf Inhaber lautenden Schuldverschreibungen werden zur Gänze durch eine Sammelurkunde 

vertreten. Ein Anspruch auf Ausfolgung von effektiven Stücken besteht nicht, wohl aber 
Miteigentum an einer Sammelurkunde. Die Sammelurkunde trägt die Unterschrift des Vorstandes 
der Volksbank Graz-Bruck und wird bei dieser im Tresor hinterlegt. 

 
§ 2 

Kapitalform 
 
1) Die Forderungen aus diesen Schuldverschreibungen der Volksbank Graz-Bruck sind Wertpapiere 

über eingezahltes Ergänzungskapital im Sinne des § 23 Abs.7 BWG. 
 
2) Für die Begebung dieser Ergänzungskapital-Schuldverschreibung in Form einer Daueremission 

besteht gemäß § 3 Abs. 1 Z 3 Kapitalmarktgesetz keine Prospektpflicht. 
 
3) Die Forderungen aus diesen Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen sind gemäß § 23 Abs.7 

des BWG so vereinbart, dass das eingezahlte Kapital 
 

a) der Volksbank Graz-Bruck auf mindestens acht Jahre zur Verfügung gestellt wird und 
seitens des Gläubigers nicht vor Ablauf dieser Frist gekündigt werden kann; seitens der 
Volksbank ist eine vorzeitige Kündigung nach Maßgabe der lit.e der Bedingungen 
zulässig, 

 
b) nur verzinst werden darf, soweit die Zinsen im Jahresüberschuss (vor 

Rücklagenbewegung) gedeckt sind, 
 
c) vor Liquidation nur unter anteiligem Abzug der während seiner Laufzeit angefallenen 

Nettoverluste zurückgezahlt werden darf, 
 
d) nachrangig gemäß § 45 Abs.4 BWG ist, daher im Falle der Liquidation oder des 

Konkurses des Schuldners erst nach Befriedigung oder Sicherstellung der Forderungen 
der anderen nicht nachrangigen Gläubiger zurückzuzahlen ist und 

 
e) dessen Restlaufzeit noch mindestens drei Jahre beträgt; die Volksbank kann mit 

Wirksamkeit vor Ablauf dieser Restlaufzeit von drei Jahren ohne Kündigungsfrist 
kündigen, wenn sie zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher 
Eigenmittelqualität beschafft und ihr Bankprüfer dies bestätigt hat. 

 
4) Sind andere Gläubiger vorhanden, die gleichfalls erst nach den Forderungen aller übrigen 

Gläubiger zu befriedigen sind, so gilt für die Reihenfolge der Befriedigung dieser Gläubiger, dass 
Inhaber von Ergänzungskapital jedenfalls zuletzt zu befriedigen sind. 

 
5) Eine Aufrechnung des Rückerstattungsanspruches gegen Forderungen der Volksbank ist 

ausgeschlossen. Vertragliche Sicherheiten für die Verbindlichkeiten werden weder durch die 
Volksbank noch durch Dritte gestellt. 

 



§ 3 
Verzinsung 

 
1) Die Verzinsung der Schuldverschreibungen ist variabel, beginnt am 30.6.2005 und wird einmal 

jährlich am 30.6. erstmals am 30.6.2006, für jede Verzinsungsperiode im Vorhinein festgelegt. Die 
Zinsberechnung erfolgt zu 30 Tagen pro Monat und zu 360 Tagen pro Jahr. 

 
2) Der Zahlungstag entspricht dem jeweiligen Zeichnungstag. Liegt der Zeichnungstag (= 

Zahlungstag) nach Beginn der Verzinsungsperiode per 30.6.2005 bzw. folgender Kupontermine, 
hat der Gläubiger der Volksbank bis dahin angefallene Stückzinsen zusätzlich zum Kaufpreis zu 
bezahlen. 

 
3) Der Nominalzinssatz („Kupon“) wird jährlich, zwei Bankarbeitstage vor Beginn der jeweiligen 

Zinsperiode festgesetzt („Zinsfestsetzungstag“). 
 
4) Der festzusetzende Kupon entspricht dem jeweils am Zinsfestsetzungstag auf der Reuters Seite 

„ISDAFIX2“ in der Spalte „EURIBOR BASIS“ um 11::00 AM genannten aktuellen 5-Jahres-Satz 
(5Y) für den 5-Jahres-Euro-Mid-Constant Maturity Swap („CMS“) kaufmännisch gerundet auf volle 
1/8%.  

 
5) Der Zinssatz für die erste, bis 30.6.2006 laufende Verzinsungsperiode beträgt 4,125 %. 
 
6) Der sodann für die folgenden jährlichen Zinsperioden ermittelte Zinssatz wird durch 

Schalteraushang in allen Geschäftsstellen der Volksbank verlautbart. 
 

7) Sollte die Veröffentlichung des Indikators aus welchem Grunde immer eingestellt werden, kann 
die Volksbank eine andere, gleichwertige Berechnungsbasis bestimmen. 

 
 
8) „Bankarbeitstage“ im Sinne dieser Bedingungen sind jene Tage, an denen alle maßgeblichen 

Bereiche des TARGET-Systems betriebsbereit sind. 
 
 
9) Die Volksbank verpflichtet sich, den Inhabern von Schuldverschreibungen jährlich im Nachhinein, 

jeweils am 30.6. j. J., erstmals am 30.6.2006, Zinsen zu bezahlen, soweit sie im Reingewinn 
gemäß § 2 Abs.3 dieser Ergänzungskapital-Schuldverschreibungsbedingungen der 
vorangegangenen Bilanz zum 31.12. Deckung finden. 

 
§ 4 

Laufzeit , Tilgung und Kündigung 
 
1) Die Laufzeit der Schuldverschreibungen ist unbegrenzt. 
 
2)  Die Volksbank ist berechtigt, diese Ergänzungskapital-Schuldverschreibung       
     frühestens nach dem 8.Jahr mit einer 1-jährigen Kündigungsfrist jederzeit zu  
     kündigen. 
 
2) Eine etwaige Tilgung erfolgt zum Nennwert. 
 

§ 5 
Verjährung 

 
1) Ansprüche auf Zahlung von fälligen Zinsen verjähren nach drei Jahren. 
 
2) Ansprüche auf Zahlung von Kapital aus gekündigten Schuldverschreibungen verjähren nach 30 

Jahren. 
 
 
 
 



§ 6 
Zahlstellen 

 
1) Zahlstellen sind alle Geschäftsstellen der Volksbank Graz-Bruck. 
 
2) Die Gutschrift der Zins- und Tilgungszahlungen erfolgt über die jeweilige für den Inhaber der 

Schuldverschreibung depotführende Stelle. 
 

§ 7 
Börseneinführung 

 
Die Zulassung der Schuldverschreibungen zur Notierung und zum Handel an der Wiener Börse kann 
vom Emittenten beantragt werden. 
 

§ 8 
Bekanntmachungen 

 
1) Alle Bekanntmachungen, welche die Volksbank Graz-Bruck Ergänzungskapital-

Schuldverschreibung 2005 betreffen, erfolgen rechtsgültig durch Aushang in allen 
Geschäftslokalen der Volksbank Graz-Bruck 

 
2) Einer gesonderten Benachrichtigung der einzelnen Gläubiger bedarf es nicht. 
 

§ 9 
Gerichtsstand 

 
Für sämtliche Rechtsverhältnisse aus dieser Schuldverschreibung gilt österreichisches Recht; 
Gerichtsstand ist Graz. 
 

§ 10 
Gläubigerschutz 

 
Der Gläubiger dieser Schuldverschreibung bestätigt, über die wirtschaftliche Situation der Volksbank 
bei der Zeichnung ausreichend informiert worden zu sein. 
 
 
 
Graz, Juni 2005 
 
 
 
  

Volksbank Graz-Bruck 
registrierte Genossenschaft 
mit beschränkter Haftung 



Anhang II. ISIN QOXDB9969482 
 

ERGÄNZUNGSKAPITAL 
BANKSCHULDVERSCHREIBUNGS- 

BEDINGUNGEN 
 
 

§ 1 
Begebungsvolumen, Stückelung und Sammelverwahrung 

 
1) Die Ergänzungskapital-Schuldverschreibung 2006, ISIN QOXDB9969482, der Volksbank Graz-

Bruck, wird ab sofort bis auf weiteres zur Zeichnung aufgelegt. Das Emissionsvolumen beträgt bis 
zu Nominale € 2.200.000,00. 

 
2) Die Ergänzungskapital-Schuldverschreibung wird im Nennwert von je € 500,00 begeben und ist 

eingeteilt in bis zu 4.400 Stück á Nominale € 500,00 mit den Nummern 172.401 bis 176.800. 
 
3) Die auf Inhaber lautenden Schuldverschreibungen werden zur Gänze durch eine Sammelurkunde 

vertreten. Ein Anspruch auf Ausfolgung von effektiven Stücken besteht nicht, wohl aber 
Miteigentum an einer Sammelurkunde. Die Sammelurkunde trägt die Unterschrift des Vorstandes 
der Volksbank Graz-Bruck und wird bei dieser im Tresor hinterlegt. 

 
§ 2 

Kapitalform 
 
1) Die Forderungen aus diesen Schuldverschreibungen der Volksbank Graz-Bruck sind Wertpapiere 

über eingezahltes Ergänzungskapital im Sinne des § 23 Abs.7 BWG. 
 
2) Für die Begebung dieser Ergänzungskapital-Schuldverschreibung in Form einer Daueremission 

besteht gemäß § 3 Abs. 1 Z 3 Kapitalmarktgesetz keine Prospektpflicht. 
 
3) Die Forderungen aus diesen Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen sind gemäß § 23 Abs.7 

des BWG so vereinbart, dass das eingezahlte Kapital 
 

a) der Volksbank Graz-Bruck auf mindestens acht Jahre zur Verfügung gestellt wird und 
seitens des Gläubigers nicht vor Ablauf dieser Frist gekündigt werden kann; seitens der 
Volksbank ist eine vorzeitige Kündigung nach Maßgabe der lit.e der Bedingungen 
zulässig, 

 
b) nur verzinst werden darf, soweit die Zinsen im Jahresüberschuss (vor 

Rücklagenbewegung) gedeckt sind, 
 
c) vor Liquidation nur unter anteiligem Abzug der während seiner Laufzeit angefallenen 

Nettoverluste zurückgezahlt werden darf, 
 
d) nachrangig gemäß § 45 Abs.4 BWG ist, daher im Falle der Liquidation oder des 

Konkurses des Schuldners erst nach Befriedigung oder Sicherstellung der Forderungen 
der anderen nicht nachrangigen Gläubiger zurückzuzahlen ist und 

 
e) dessen Restlaufzeit noch mindestens drei Jahre beträgt; die Volksbank kann mit 

Wirksamkeit vor Ablauf dieser Restlaufzeit von drei Jahren ohne Kündigungsfrist 
kündigen, wenn sie zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher 
Eigenmittelqualität beschafft und ihr Bankprüfer dies bestätigt hat. 

 
4) Sind andere Gläubiger vorhanden, die gleichfalls erst nach den Forderungen aller übrigen 

Gläubiger zu befriedigen sind, so gilt für die Reihenfolge der Befriedigung dieser Gläubiger, dass 
Inhaber von Ergänzungskapital jedenfalls zuletzt zu befriedigen sind. 
 

 



5) Eine Aufrechnung des Rückerstattungsanspruches gegen Forderungen der Volksbank ist 
ausgeschlossen. Vertragliche Sicherheiten für die Verbindlichkeiten werden weder durch die 
Volksbank noch durch Dritte gestellt. 

 
§ 3 

Verzinsung 
 
1) Die Verzinsung der Schuldverschreibungen ist variabel, beginnt am 28.6.2006 und wird einmal 

jährlich am 28.6. erstmals am 28.6.2007, für jede Verzinsungsperiode im Vorhinein festgelegt. Die 
Zinsberechnung erfolgt zu 30 Tagen pro Monat und zu 360 Tagen pro Jahr. 

 
2) Der Zahlungstag entspricht dem jeweiligen Zeichnungstag. Liegt der Zeichnungstag (= 

Zahlungstag) nach Beginn der Verzinsungsperiode per 28.6.2006 bzw. folgender Kupontermine, 
hat der Gläubiger der Volksbank bis dahin angefallene Stückzinsen zusätzlich zum Kaufpreis zu 
bezahlen. 

 
3) Der Nominalzinssatz („Kupon“) wird jährlich, zwei Bankarbeitstage vor Beginn der jeweiligen 

Zinsperiode festgesetzt („Zinsfestsetzungstag“). 
 
4) Der festzusetzende Kupon entspricht dem jeweils am Zinsfestsetzungstag auf der Reuters Seite 

„ISDAFIX2“ in der Spalte „EURIBOR BASIS“ um 11:00 AM genannten aktuellen 5-Jahres-Satz 
(5Y) für den 5-Jahres-Euro-Mid-Constant Maturity Swap („CMS“) kaufmännisch gerundet auf volle 
1/8%.  

 
5) Der Zinssatz für die erste, bis 28.6.2007 laufende Verzinsungsperiode beträgt 4,50 %. 
 
6) Der sodann für die folgenden jährlichen Zinsperioden ermittelte Zinssatz wird durch 

Schalteraushang in allen Geschäftsstellen der Volksbank verlautbart. 
7) Sollte die Veröffentlichung des Indikators aus welchem Grunde immer eingestellt werden, kann 

die Volksbank eine andere, gleichwertige Berechnungsbasis bestimmen. 
 
 
8) „Bankarbeitstage“ im Sinne dieser Bedingungen sind jene Tage, an denen alle maßgeblichen 

Bereiche des TARGET-Systems betriebsbereit sind. 
 
 
9) Die Volksbank verpflichtet sich, den Inhabern von Schuldverschreibungen jährlich im Nachhinein, 

jeweils am 28.6. j. J., erstmals am 28.6.2007, Zinsen zu bezahlen, soweit sie im Reingewinn 
gemäß § 2 Abs.3 dieser Ergänzungskapital-Schuldverschreibungsbedingungen der 
vorangegangenen Bilanz zum 31.12. Deckung finden. 

 
§ 4 

Laufzeit , Tilgung und Kündigung 
 
1) Die Laufzeit der Schuldverschreibungen ist bis zum 28.6.2018. 
 
2)  siehe § 2, Pkt. 3, lit e. 
 
3)  Die Tilgung erfolgt zum Nennwert. 
 

§ 5 
Verjährung 

 
1) Ansprüche auf Zahlung von fälligen Zinsen verjähren nach drei Jahren. 
 
2) Ansprüche auf Zahlung von Kapital aus gekündigten Schuldverschreibungen verjähren nach 30 

Jahren. 
 
 
 



§ 6 
Zahlstellen 

 
1) Zahlstellen sind alle Geschäftsstellen der Volksbank Graz-Bruck. 
 
2) Die Gutschrift der Zins- und Tilgungszahlungen erfolgt über die jeweilige für den Inhaber der 

Schuldverschreibung depotführende Stelle. 
 

§ 7 
Börseneinführung 

 
Die Zulassung der Schuldverschreibungen zur Notierung und zum Handel an der Wiener Börse kann 
vom Emittenten beantragt werden. 
 

§ 8 
Bekanntmachungen 

 
1) Alle Bekanntmachungen, welche die Volksbank Graz-Bruck Ergänzungskapital-

Schuldverschreibung 2006 betreffen, erfolgen rechtsgültig durch Aushang in allen 
Geschäftslokalen der Volksbank Graz-Bruck 

 
2) Einer gesonderten Benachrichtigung der einzelnen Gläubiger bedarf es nicht. 
 

§ 9 
Gerichtsstand 

 
Für sämtliche Rechtsverhältnisse aus dieser Schuldverschreibung gilt österreichisches Recht; 
Gerichtsstand ist Graz. 
 

§ 10 
Gläubigerschutz 

 
Der Gläubiger dieser Schuldverschreibung bestätigt, über die wirtschaftliche Situation der Volksbank 
bei der Zeichnung ausreichend informiert worden zu sein. 
 
 
 
 
Graz, Juni 2006 
  

Volksbank Graz-Bruck 
registrierte Genossenschaft 
mit beschränkter Haftung 



Anhang III. ISIN QOXDB0551461 
 

ERGÄNZUNGSKAPITAL 
BANKSCHULDVERSCHREIBUNGS- 

BEDINGUNGEN 
 
 

§ 1 
Begebungsvolumen, Stückelung und Sammelverwahrung 

 
1) Die Ergänzungskapital-Schuldverschreibung 2007/1, ISIN QOXDB0551461, der Volksbank Graz-

Bruck wird ab sofort bis auf weiteres zur Zeichnung aufgelegt. Das Emissionsvolumen beträgt bis 
zu Nominale € 3.000.000,00. 

 
2) Die Ergänzungskapital-Schuldverschreibung wird im Nennwert von je € 500,00 begeben und ist 

eingeteilt in bis zu 6.000 Stück á Nominale € 500,00 mit den Nummern 176.801 bis 182.800. 
 
3) Die auf Inhaber lautenden Schuldverschreibungen werden zur Gänze durch eine Sammelurkunde 

vertreten. Ein Anspruch auf Ausfolgung von effektiven Stücken besteht nicht, wohl aber 
Miteigentum an einer Sammelurkunde. Die Sammelurkunde trägt die Unterschrift des Vorstandes 
der Volksbank Graz-Bruck und wird bei dieser im Tresor hinterlegt. 

 
§ 2 

Kapitalform 
 
1) Die Forderungen aus diesen Schuldverschreibungen der Volksbank Graz-Bruck sind Wertpapiere 

über eingezahltes Ergänzungskapital im Sinne des § 23 Abs.7 BWG. 
 
2) Für die Begebung dieser Ergänzungskapital-Schuldverschreibung in Form einer Daueremission 

besteht gemäß § 3 Abs. 1 Z 3 Kapitalmarktgesetz keine Prospektpflicht. 
 
3) Die Forderungen aus diesen Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen sind gemäß § 23 Abs.7 

des BWG so vereinbart, dass das eingezahlte Kapital 
 

a) der Volksbank Graz-Bruck auf mindestens acht Jahre zur Verfügung gestellt wird und 
seitens des Gläubigers nicht vor Ablauf dieser Frist gekündigt werden kann; seitens der 
Volksbank ist eine vorzeitige Kündigung nach Maßgabe der lit.e der Bedingungen 
zulässig, 

 
b) nur verzinst werden darf, soweit die Zinsen im Jahresüberschuss (vor 

Rücklagenbewegung) gedeckt sind, 
 
c) vor Liquidation nur unter anteiligem Abzug der während seiner Laufzeit angefallenen 

Nettoverluste zurückgezahlt werden darf, 
 
d) nachrangig gemäß § 45 Abs.4 BWG ist, daher im Falle der Liquidation oder des 

Konkurses des Schuldners erst nach Befriedigung oder Sicherstellung der Forderungen 
der anderen nicht nachrangigen Gläubiger zurückzuzahlen ist und 

 
e) dessen Restlaufzeit noch mindestens drei Jahre beträgt; die Volksbank kann mit 

Wirksamkeit vor Ablauf dieser Restlaufzeit von drei Jahren ohne Kündigungsfrist 
kündigen, wenn sie zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher 
Eigenmittelqualität beschafft und ihr Bankprüfer dies bestätigt hat. 

 
4) Sind andere Gläubiger vorhanden, die gleichfalls erst nach den Forderungen aller übrigen 

Gläubiger zu befriedigen sind, so gilt für die Reihenfolge der Befriedigung dieser Gläubiger, dass 
Inhaber von Ergänzungskapital jedenfalls zuletzt zu befriedigen sind. 
 

 



5) Eine Aufrechnung des Rückerstattungsanspruches gegen Forderungen der Volksbank ist 
ausgeschlossen. Vertragliche Sicherheiten für die Verbindlichkeiten werden weder durch die 
Volksbank noch durch Dritte gestellt. 

 
§ 3 

Verzinsung 
 
1) Die Verzinsung der Schuldverschreibungen ist variabel, beginnt am 2.4.2007 und wird einmal 

jährlich am 2.4., erstmals am 2.4.2008, für jede Verzinsungsperiode im Vorhinein festgelegt. Die 
Zinsberechnung erfolgt zu 30 Tagen pro Monat und zu 360 Tagen pro Jahr. 

 
2) Der Zahlungstag entspricht dem jeweiligen Zeichnungstag. Liegt der Zeichnungstag (= 

Zahlungstag) nach Beginn der Verzinsungsperiode per 2.4.2007 bzw. folgender Kupontermine, 
hat der Gläubiger der Volksbank bis dahin angefallene Stückzinsen zusätzlich zum Kaufpreis zu 
bezahlen. 

 
3) Der Nominalzinssatz („Kupon“) wird jährlich, zwei Bankarbeitstage vor Beginn der jeweiligen 

Zinsperiode festgesetzt („Zinsfestsetzungstag“). 
 
4) Der festzusetzende Kupon entspricht dem jeweils am Zinsfestsetzungstag auf der Reuters Seite 

„ISDAFIX2“ in der Spalte „EURIBOR BASIS“ um 11:00 AM genannten aktuellen 10-Jahres-Satz 
(10Y) für den 10-Jahres-Euro-Mid-Constant Maturity Swap („CMS“) kaufmännisch gerundet auf 
volle 1/8%, jedoch mindestens 3,50 % p.a. 

 
5) Der Zinssatz für die erste, bis 2.4.2008 laufende Verzinsungsperiode beträgt 5,00 % p.a. 
 
6) Der sodann für die folgenden jährlichen Zinsperioden ermittelte Zinssatz wird durch 

Schalteraushang in allen Geschäftsstellen der Volksbank verlautbart. 
7) Sollte die Veröffentlichung des Indikators aus welchem Grunde immer eingestellt werden, kann 

die Volksbank eine andere, gleichwertige Berechnungsbasis bestimmen. 
 
 
8) „Bankarbeitstage“ im Sinne dieser Bedingungen sind jene Tage, an denen alle maßgeblichen 

Bereiche des TARGET-Systems betriebsbereit sind. 
 
 
9) Die Volksbank verpflichtet sich, den Inhabern von Schuldverschreibungen jährlich im Nachhinein, 

jeweils am 2.4. j. J., erstmals am 2.4.2008, Zinsen zu bezahlen, soweit sie im Reingewinn gemäß 
§ 2 Abs.3 dieser Ergänzungskapital-Schuldverschreibungsbedingungen der vorangegangenen 
Bilanz zum 31.12. Deckung finden. 

 
§ 4 

Laufzeit , Tilgung und Kündigung 
 
1) Die Laufzeit der Schuldverschreibungen ist bis zum 2.4.2019. 
 
2)  siehe § 2, Pkt. 3, lit e. 
 
3)  Die Tilgung erfolgt zum Nennwert. 
 

§ 5 
Verjährung 

 
1) Ansprüche auf Zahlung von fälligen Zinsen verjähren nach drei Jahren. 
 
2) Ansprüche auf Zahlung von Kapital aus gekündigten Schuldverschreibungen verjähren nach 30 

Jahren. 
 
 
 



§ 6 
Zahlstellen 

 
1) Zahlstellen sind alle Geschäftsstellen der Volksbank Graz-Bruck. 
 
2) Die Gutschrift der Zins- und Tilgungszahlungen erfolgt über die jeweilige für den Inhaber der 

Schuldverschreibung depotführende Stelle. 
 

§ 7 
Börseneinführung 

 
Die Zulassung der Schuldverschreibungen zur Notierung und zum Handel an der Wiener Börse kann 
vom Emittenten beantragt werden. 
 

§ 8 
Bekanntmachungen 

 
1) Alle Bekanntmachungen, welche die Volksbank Graz-Bruck Ergänzungskapital-

Schuldverschreibung 2007/1 betreffen, erfolgen rechtsgültig durch Aushang in allen 
Geschäftslokalen der Volksbank Graz-Bruck 

 
2) Einer gesonderten Benachrichtigung der einzelnen Gläubiger bedarf es nicht. 
 

§ 9 
Gerichtsstand 

 
Für sämtliche Rechtsverhältnisse aus dieser Schuldverschreibung gilt österreichisches Recht; 
Gerichtsstand ist Graz. 
 

§ 10 
Gläubigerschutz 

 
Der Gläubiger dieser Schuldverschreibung bestätigt, über die wirtschaftliche Situation der Volksbank 
bei der Zeichnung ausreichend informiert worden zu sein. 
 
 
 
 
Graz, März 2007 
  

Volksbank Graz-Bruck 
registrierte Genossenschaft 
mit beschränkter Haftung 



Anhang IV. ISIN QOXDB0552154 
 

 
ERGÄNZUNGSKAPITAL 

BANKSCHULDVERSCHREIBUNGS- 
BEDINGUNGEN 

 
§ 1 

Begebungsvolumen, Stückelung und Sammelverwahrung 
 
1) Die Ergänzungskapital-Schuldverschreibung 2007/2, ISIN QOXDB0552154, der Volksbank Graz-

Bruck wird ab sofort bis auf weiteres zur Zeichnung aufgelegt. Das Emissionsvolumen beträgt bis 
zu Nominale € 3.000.000,00 mit Aufstockungsmöglichkeit, max. jedoch bis zu Nominale € 
6.500.000,00. 

 
2) Die Ergänzungskapital-Schuldverschreibung wird im Nennwert von je € 500,00 begeben und ist 

eingeteilt in bis zu 6.000 Stück á Nominale € 500,00 mit den Nummern 182.801 bis 188.800. 
Sollte es zu einer Aufstockung kommen, so werden die Nummern dementsprechend erweitert. 

 
3) Die auf Inhaber lautenden Schuldverschreibungen werden zur Gänze durch eine Sammelurkunde 

vertreten. Ein Anspruch auf Ausfolgung von effektiven Stücken besteht nicht, wohl aber 
Miteigentum an einer Sammelurkunde. Die Sammelurkunde trägt die Unterschrift des Vorstandes 
der Volksbank Graz-Bruck und wird bei dieser im Tresor hinterlegt. 

 
§ 2 

Kapitalform 
 
1) Die Forderungen aus diesen Schuldverschreibungen der Volksbank Graz-Bruck sind Wertpapiere 

über eingezahltes Ergänzungskapital im Sinne des § 23 Abs.7 BWG. 
 
2) Für die Begebung dieser Ergänzungskapital-Schuldverschreibung in Form einer Daueremission 

besteht gemäß § 3 Abs. 1 Z 3 Kapitalmarktgesetz keine Prospektpflicht. 
 
3) Die Forderungen aus diesen Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen sind gemäß § 23 Abs.7 

des BWG so vereinbart, dass das eingezahlte Kapital 
 

a) der Volksbank Graz-Bruck auf mindestens acht Jahre zur Verfügung gestellt wird und 
seitens des Gläubigers nicht vor Ablauf dieser Frist gekündigt werden kann; seitens der 
Volksbank ist eine vorzeitige Kündigung nach Maßgabe der lit.e der Bedingungen 
zulässig, 

 
b) nur verzinst werden darf, soweit die Zinsen im Jahresüberschuss (vor 

Rücklagenbewegung) gedeckt sind, 
 
c) vor Liquidation nur unter anteiligem Abzug der während seiner Laufzeit angefallenen 

Nettoverluste zurückgezahlt werden darf, 
 
d) nachrangig gemäß § 45 Abs.4 BWG ist, daher im Falle der Liquidation oder des 

Konkurses des Schuldners erst nach Befriedigung oder Sicherstellung der Forderungen 
der anderen nicht nachrangigen Gläubiger zurückzuzahlen ist und 

 
e) dessen Restlaufzeit noch mindestens drei Jahre beträgt; die Volksbank kann mit 

Wirksamkeit vor Ablauf dieser Restlaufzeit von drei Jahren ohne Kündigungsfrist 
kündigen, wenn sie zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher 
Eigenmittelqualität beschafft und ihr Bankprüfer dies bestätigt hat. 

 
4) Sind andere Gläubiger vorhanden, die gleichfalls erst nach den Forderungen aller übrigen 

Gläubiger zu befriedigen sind, so gilt für die Reihenfolge der Befriedigung dieser Gläubiger, dass 
Inhaber von Ergänzungskapital jedenfalls zuletzt zu befriedigen sind. 
 

 



5) Eine Aufrechnung des Rückerstattungsanspruches gegen Forderungen der Volksbank ist 
ausgeschlossen. Vertragliche Sicherheiten für die Verbindlichkeiten werden weder durch die 
Volksbank noch durch Dritte gestellt. 

 
§ 3 

Verzinsung 
 
1) Die Verzinsung der Schuldverschreibungen ist variabel, beginnt am 10.7.2007 und wird 

halbjährlich am 10.1. und 10.7., erstmals am 10.1.2008, für jede Verzinsungsperiode im Vorhinein 
festgelegt. Die Zinsberechnung erfolgt zu 30 Tagen pro Monat und zu 360 Tagen pro Jahr. 

 
2) Der Zahlungstag entspricht dem jeweiligen Zeichnungstag. Liegt der Zeichnungstag (= 

Zahlungstag) nach Beginn der Verzinsungsperiode per 10.7.2007 bzw. folgender Kupontermine, 
hat der Gläubiger der Volksbank bis dahin angefallene Stückzinsen zusätzlich zum Kaufpreis zu 
bezahlen. 

 
3) Der Nominalzinssatz („Kupon“) wird halbjährlich, zwei Bankarbeitstage vor Beginn der jeweiligen 

Zinsperiode festgesetzt („Zinsfestsetzungstag“). 
 
4) Der festzusetzende Kupon entspricht dem jeweils am Zinsfestsetzungstag auf der Reuters Seite 

„ISDAFIX2“ in der Spalte „EURIBOR BASIS“ um 11:00 AM genannten aktuellen 8-Jahres-Satz 
(10Y) für den 8-Jahres-Euro-Mid-Constant Maturity Swap („CMS“) kaufmännisch gerundet auf 
volle 1/8%, jedoch mindestens 3,75 % p.a. 

 
5) Der Zinssatz für die erste, bis 10.1.2008 laufende Verzinsungsperiode beträgt 5,50 % p.a. 
 
6) Der sodann für die folgenden jährlichen Zinsperioden ermittelte Zinssatz wird durch 

Schalteraushang in allen Geschäftsstellen der Volksbank verlautbart. 
 
7) Sollte die Veröffentlichung des Indikators aus welchem Grunde immer eingestellt werden, kann 

die Volksbank eine andere, gleichwertige Berechnungsbasis bestimmen. 
 
 
8) „Bankarbeitstage“ im Sinne dieser Bedingungen sind jene Tage, an denen alle maßgeblichen 

Bereiche des TARGET-Systems betriebsbereit sind. 
 
 
9) Die Volksbank verpflichtet sich, den Inhabern von Schuldverschreibungen halbjährlich im 

Nachhinein, jeweils am 10.1. und 10.7. j. J., erstmals am 10.1.2008, Zinsen zu bezahlen, soweit 
sie im Reingewinn gemäß § 2 Abs.3 dieser Ergänzungskapital-Schuldverschreibungsbedingungen 
der vorangegangenen Bilanz zum 31.12. Deckung finden. 

 
§ 4 

Laufzeit , Tilgung und Kündigung 
 
1) Die Laufzeit der Schuldverschreibungen ist bis zum 10.7.2015. 
 
2)  siehe § 2, Pkt. 3, lit e. 
 
3)  Die Tilgung erfolgt zum Nennwert. 
 

§ 5 
Verjährung 

 
1) Ansprüche auf Zahlung von fälligen Zinsen verjähren nach drei Jahren. 
 
2) Ansprüche auf Zahlung von Kapital aus gekündigten Schuldverschreibungen verjähren nach 30 

Jahren. 
 
 



§ 6 
Zahlstellen 

 
1) Zahlstellen sind alle Geschäftsstellen der Volksbank Graz-Bruck. 
 
2) Die Gutschrift der Zins- und Tilgungszahlungen erfolgt über die jeweilige für den Inhaber der 

Schuldverschreibung depotführende Stelle. 
 

§ 7 
Börseneinführung 

 
Die Zulassung der Schuldverschreibungen zur Notierung und zum Handel an der Wiener Börse kann 
vom Emittenten beantragt werden. 
 

§ 8 
Bekanntmachungen 

 
1) Alle Bekanntmachungen, welche die Volksbank Graz-Bruck Ergänzungskapital-

Schuldverschreibung 2007/2 betreffen, erfolgen rechtsgültig durch Aushang in allen 
Geschäftslokalen der Volksbank Graz-Bruck 

 
2) Einer gesonderten Benachrichtigung der einzelnen Gläubiger bedarf es nicht. 
 

§ 9 
Gerichtsstand 

 
Für sämtliche Rechtsverhältnisse aus dieser Schuldverschreibung gilt österreichisches Recht; 
Gerichtsstand ist Graz. 
 

§ 10 
Gläubigerschutz 

 
Der Gläubiger dieser Schuldverschreibung bestätigt, über die wirtschaftliche Situation der Volksbank 
bei der Zeichnung ausreichend informiert worden zu sein. 
 
 
 
 
 
Graz, Juni 2007 
  

Volksbank Graz-Bruck 
registrierte Genossenschaft 
mit beschränkter Haftung 



Anhang V. ISIN QOXDB9957115 
 

NACHRANGKAPITAL 
BANKSCHULDVERSCHREIBUNGS-BEDINGUNGEN 

 
§ 1 

Begebungsvolumen, Stückelung und Sammelverwahrung 
 
1) Die Nachrangkapital-Schuldverschreibung 2002/I, ISIN QOXDB9957115, der Volksbank Graz-

Bruck wird ab sofort bis auf weiteres zur öffentlichen Zeichnung aufgelegt. Das Emissionsvolumen 
beträgt bis zu Nominale € 3.500.000,00. 

 
2) Die Nachrangkapital-Schuldverschreibung wird im Nennwert von je € 1.000,00 begeben und ist 

eingeteilt in bis zu 3.500 Stück á Nominale € 1.000,00 mit den Nummern 1 bis 3.500. 
 
3) Die auf Inhaber lautenden Schuldverschreibungen werden zur Gänze durch eine Sammelurkunde 

vertreten. Ein Anspruch auf Ausfolgung von effektiven Stücken besteht nicht, wohl aber 
Miteigentum an einer Sammelurkunde. Die Sammelurkunde trägt die Unterschrift des Vorstandes 
der Volksbank Graz-Bruck und wird bei dieser im Tresor hinterlegt. 

 
§ 2 

Kapitalform 
 
1) Die Forderungen aus diesen Schuldverschreibungen der Volksbank Graz-Bruck sind 

nachrangiges Kapital im Sinne des § 23 Abs. 8 BWG 1994 (BGB1 532/1993) und des § 2 Abs. 3 
dieser Bedingungen. 

 
2) Für die Begebung dieser Nachrangkapital-Schuldverschreibungen in Form einer Daueremission 

besteht gemäß § 3 Abs. 1 Z 3 Kapitalmarktgesetz keine Prospektpflicht. 
 
3) Nachrangiges Kapital sind jene eingezahlten Eigenmittel, 
 

3.1. die im Falle der Liquidation oder des Konkurses der Volksbank erst nach den Forderungen 
der anderen nicht nachrangigen Gläubiger befriedigt werden können. 
 
3.2. deren Gesamtlaufzeit mindestens 5 Jahre beträgt; ist eine Laufzeit nicht festgelegt oder eine 
Kündigung seitens der Volksbank oder des Gläubigers vorgesehen, beträgt die Kündigungsfrist 
zumindest fünf Jahre; die Volksbank kann ohne Kündigungsverzicht nach einer Laufzeit kündigen, 
wenn sie zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; 
die Frist von fünf Jahren muss ferner nicht eingehalten werden, wenn Schuldverschreibungen 
wegen Änderung der Besteuerung, die zu einer Zusatzzahlung an den Gläubiger führt, vorzeitig 
gekündigt werden und die Volksbank zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher 
Eigenmittelqualität beschafft hat; 
 
3.3. deren Bedingungen keine Klauseln enthalten, wonach die Schuld unter anderen Umständen 
als der Auflösung der Volksbank oder gemäß 3.2. vor dem vereinbarten Rückzahlungstermin 
rückzahlbar ist oder wonach Änderungen des Schuldverhältnisses betreffend die Nachrangigkeit 
möglich sind, 
 
3.4. deren Urkunden über nachrangige Einlagen, deren Schuldverschreibungen oder 
Sammelurkunden sowie deren Zeichnungs- und Kaufaufträge die Bedingungen gemäß 3.1. 
ausdrücklich festhalten (§ 864 a ABGB), 
 
3.5. bei denen die Aufrechnung des Rückerstattungsanspruches gegen Forderungen der 
Volksbank ausgeschlossen ist und für die Verbindlichkeiten keine vertraglichen Sicherheiten durch 
die Volksbank oder durch Dritte gestellt werden und 
 
3.6. deren Bezeichnungen im Verkehr mit den Kunden so zu wählen ist, dass jede 
Verwechslungsgefahr mit anderen Einlagen oder Schuldverschreibungen ausgeschlossen ist. 
 



§ 3 
Verzinsung 

 
1) Die Verzinsung der Schuldverschreibungen ist variabel, beginnt am 29.11.2002 und wird einmal 

jährlich am 29.11. erstmals am 29.11.2003, für jede Verzinsungsperiode im Vorhinein festgelegt. 
Die Zinsberechnung erfolgt zu 30 Tagen pro Monat und zu 360 Tagen pro Jahr. 

 
2) Der Zahlungstag entspricht dem jeweiligen Zeichnungstag. Liegt der Zeichnungstag (= 

Zahlungstag) nach Beginn der Verzinsungsperiode per 29.11.2002 bzw. folgender Kupontermine, 
hat der Gläubiger der Volksbank bis dahin angefallene Stückzinsen zusätzlich zum Kaufpreis zu 
bezahlen. 

 
3) Als Indikator dient die vom Direktorium der Oesterreichischen Nationalbank zuletzt verlautbarte 

Sekundärmarktrendite gemäß Tabelle 3.2, wobei das arithmetische Mittel für die vor dem 
Kupontermin 29.11. j.J. jeweils zuletzt veröffentlichten drei Monate (November, Dezember, Jänner 
j.J.) zu bilden, um 0,25 % zu erhöhen und auf volle 1/8 % zu runden ist. Ungeachtet der 
Zinsbindungsklausel wird eine Zinsuntergrenze von 4 % und eine Zinsobergrenze von - % 
festgelegt. 

 
4) Der Zinssatz für die erste, bis 29.11.2003 laufende Verzinsungsperiode beträgt 4 ¼ %. 
 
 
5) Der sodann für die folgenden jährlichen Zinsperioden ermittelte Zinssatz wird durch 

Schalteraushang in allen Geschäftsstellen der Volksbank verlautbart. 
 
6) Sollte vom Direktorium der Oesterreichischen Nationalbank die Veröffentlichung des Indikators 

aus welchem Grunde immer eingestellt werden, kann die Volksbank eine andere, gleichwertige 
Berechnungsbasis bestimmen. 

 
7) Die Volksbank verpflichtet sich, den Inhabern von Schuldverschreibungen jährlich im Nachhinein, 

jeweils am 29.11. j.J., erstmals am 29.11.2003, Zinsen zu bezahlen. 
 

§ 4 
Laufzeit und Tilgung 

 
1) Die Laufzeit der Schuldverschreibungen beträgt 12 Jahre und endet am 29.11.2014. 
 
2)  Die Tilgung erfolgt vorbehaltlich §2 bei Laufzeitende zum Nennwert. 
 

§ 5 
Verjährung 

 
1) Ansprüche auf Zahlung von fälligen Zinsen verjähren nach drei Jahren. 
 
2) Ansprüche auf Zahlung von Kapital aus gekündigten Schuldverschreibungen verjähren nach 30 

Jahren. 
 

§ 6 
Zahlstellen 

 
1) Zahlstellen sind alle Geschäftsstellen der Volksbank. 
 
2) Die Gutschrift der Zins- und Tilgungszahlungen erfolgt über die jeweilige für den Inhaber der 

Schuldverschreibung depotführende Stelle. 
 

§ 7 
Börseneinführung 

 
Die Zulassung der Schuldverschreibungen zur Notierung und zum Handel an der Wiener Börse kann 
vom Emittenten beantragt werden. 



§ 8 
Bekanntmachungen 

 
1) Alle Bekanntmachungen, welche die Volksbank Graz-Bruck Nachrangkapital-Schuldverschreibung 

2002/I betreffen, erfolgen rechtsgültig durch Einschaltung im Amtsblatt zur Wiener Zeitung. 
 
 
2) Einer gesonderten Benachrichtigung der einzelnen Gläubiger bedarf es nicht. 
 

§ 9 
Gerichtsstand 

 
Für sämtliche Rechtsverhältnisse aus dieser Schuldverschreibung gilt österreichisches Recht; 
Gerichtsstand ist Graz. 
 

§ 10 
Gläubigerschutz 

 
Der Gläubiger dieser Schuldverschreibung bestätigt, über die wirtschaftliche Situation der Volksbank 
bei der Zeichnung ausreichend informiert worden zu sein. 
 
 
 
 
 
 
Graz, 29.11.2002 
  

Volksbank Graz-Bruck 
registrierte Genossenschaft 
mit beschränkter Haftung 



Anhang VI. ISIN QOXDB9966041 
 

 
 

NACHRANGKAPITAL 
BANKSCHULDVERSCHREIBUNGS- 

BEDINGUNGEN 
 

§ 1 
Begebungsvolumen, Stückelung und Sammelverwahrung 

 
1) Die Nachrangkapital-Schuldverschreibung 2005-2017, ISIN QOXDB9966041, der Volksbank 

Graz-Bruck wird ab sofort bis auf weiteres zur öffentlichen Zeichnung aufgelegt. Das 
Emissionsvolumen beträgt bis zu Nominale € 5.900.000,00. 

 
2) Die Nachrangkapital-Schuldverschreibung wird im Nennwert von je € 500,00 begeben und ist 

eingeteilt in bis zu 11.800 Stück á Nominale € 500,00 mit den Nummern 3.501 bis 15.300. 
 
3) Die auf Inhaber lautenden Schuldverschreibungen werden zur Gänze durch eine Sammelurkunde 

vertreten. Ein Anspruch auf Ausfolgung von effektiven Stücken besteht nicht, wohl aber 
Miteigentum an einer Sammelurkunde. Die Sammelurkunde trägt die Unterschrift des Vorstandes 
der Volksbank Graz-Bruck und wird bei dieser im Tresor hinterlegt. 

 
§ 2 

Kapitalform 
 
1) Die Forderungen aus diesen Schuldverschreibungen der Volksbank Graz-Bruck sind 

nachrangiges Kapital im Sinne des § 23 Abs. 8 BWG 1994 (BGB1 532/1993) und des § 2 Abs. 3 
dieser Bedingungen. 

 
2) Für die Begebung dieser Nachrangkapital-Schuldverschreibungen in Form einer Daueremission 

besteht gemäß § 3 Abs. 1 Z 3 Kapitalmarktgesetz keine Prospektpflicht. 
 
3) Nachrangiges Kapital sind jene eingezahlten Eigenmittel, 
 

3.1. die im Falle der Liquidation oder des Konkurses der Volksbank erst nach den Forderungen 
der anderen nicht nachrangigen Gläubiger befriedigt werden können. 
 
3.2. deren Gesamtlaufzeit mindestens 5 Jahre beträgt; ist eine Laufzeit nicht festgelegt oder eine 
Kündigung seitens der Volksbank oder des Gläubigers vorgesehen, beträgt die Kündigungsfrist 
zumindest fünf Jahre; die Volksbank kann ohne Kündigungsverzicht nach einer Laufzeit kündigen, 
wenn sie zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; 
die Frist von fünf Jahren muss ferner nicht eingehalten werden, wenn Schuldverschreibungen 
wegen Änderung der Besteuerung, die zu einer Zusatzzahlung an den Gläubiger führt, vorzeitig 
gekündigt werden und die Volksbank zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher 
Eigenmittelqualität beschafft hat; 
 
3.3. deren Bedingungen keine Klauseln enthalten, wonach die Schuld unter anderen Umständen 
als der Auflösung der Volksbank oder gemäß 3.2. vor dem vereinbarten Rückzahlungstermin 
rückzahlbar ist oder wonach Änderungen des Schuldverhältnisses betreffend die Nachrangigkeit 
möglich sind, 
 
3.4. deren Urkunden über nachrangige Einlagen, deren Schuldverschreibungen oder 
Sammelurkunden sowie deren Zeichnungs- und Kaufaufträge die Bedingungen gemäß 3.1. 
ausdrücklich festhalten (§ 864 a ABGB), 
 
3.5. bei denen die Aufrechnung des Rückerstattungsanspruches gegen Forderungen der 
Volksbank ausgeschlossen ist und für die Verbindlichkeiten keine vertraglichen Sicherheiten durch 
die Volksbank oder durch Dritte gestellt werden und 
 

 



3.6. deren Bezeichnungen im Verkehr mit den Kunden so zu wählen ist, dass jede 
Verwechslungsgefahr mit anderen Einlagen oder Schuldverschreibungen ausgeschlossen ist. 

 
§ 3 

Verzinsung 
 
1) Die Verzinsung der Schuldverschreibungen ist variabel, beginnt am 29.04.2005 und wird einmal 

jährlich am 29.04. erstmals am 29.04.2006, für jede Verzinsungsperiode im Vorhinein festgelegt. 
Die Zinsberechnung erfolgt zu 30 Tagen pro Monat und zu 360 Tagen pro Jahr. 

 
2) Der Zahlungstag entspricht dem jeweiligen Zeichnungstag. Liegt der Zeichnungstag (= 

Zahlungstag) nach Beginn der Verzinsungsperiode per 29.04.2005 bzw. folgender Kupontermine, 
hat der Gläubiger der Volksbank bis dahin angefallene Stückzinsen zusätzlich zum Kaufpreis zu 
bezahlen. 

 
3) Der Nominalzinssatz („Kupon“) wird jährlich, zwei Bankarbeitstage vor Beginn der jeweiligen 

Zinsperiode festgesetzt („Zinsfestsetzungstag“). 
 
4) Der festzusetzende Kupon entspricht dem jeweils am Zinsfestsetzungstag auf der Reuters Seite 

„ISDAFIX2“ in der Spalte „EURIBOR BASIS“ UM 11:00 AM genannten aktuellen 5-Jahres-Satz 
(5Y) für den 5-Jahres-Euro-Mid-Constant Maturity Swap („CMS“)  kaufmännisch gerundet auf 
volle 1/8 %. 

 
5) Der Zinssatz für die erste, bis 29.04.2006 laufende Verzinsungsperiode beträgt 4,125 %. 
 
6) Der sodann für die folgenden jährlichen Zinsperioden ermittelte Zinssatz wird durch 

Schalteraushang in allen Geschäftsstellen der Volksbank verlautbart. 
 
7) Sollte die Veröffentlichung des Indikators aus welchem Grunde immer eingestellt werden, kann 

die Volksbank eine andere, gleichwertige Berechnungsbasis bestimmen. 
 
8) „Bankarbeitstage“ im Sinne dieser Bedingungen sind jene Tage, an denen alle maßgeblichen 

Bereiche des TARGET-Systems betriebsbereit sind. 
 
 
9) Die Volksbank verpflichtet sich, den Inhabern von Schuldverschreibungen jährlich im Nachhinein, 

jeweils am 29.04. j.J., erstmals am 29.04.2006, Zinsen zu bezahlen. 
 

§ 4 
Laufzeit und Tilgung 

 
1) Die Laufzeit der Schuldverschreibungen beträgt 12 Jahre. Sie beginnt am 29.4.2005 und endet 

am 29.4.2017. 
 
2)  Die Tilgung erfolgt vorbehaltlich §2 bei Laufzeitende zum Nennwert. 
 

§ 5 
Verjährung 

 
1) Ansprüche auf Zahlung von fälligen Zinsen verjähren nach drei Jahren. 
 
2) Ansprüche auf Zahlung von Kapital aus gekündigten Schuldverschreibungen verjähren nach 30 

Jahren. 
 

§ 6 
Zahlstellen 

 
1) Zahlstellen sind alle Geschäftsstellen der Volksbank. 
 



2) Die Gutschrift der Zins- und Tilgungszahlungen erfolgt über die jeweilige für den Inhaber der 
Schuldverschreibung depotführende Stelle. 

 
§ 7 

Börseneinführung 
 
Die Zulassung der Schuldverschreibungen zur Notierung und zum Handel an der Wiener Börse kann 
vom Emittenten beantragt werden. 
 

§ 8 
Bekanntmachungen 

 
1) Alle Bekanntmachungen, welche die Volksbank Graz-Bruck Nachrangkapital-Schuldverschreibung 

2005 betreffen, erfolgen durch Schalteraushang in allen Filialen der Volksbank Graz-Bruck. 
 
2) Einer gesonderten Benachrichtigung der einzelnen Gläubiger bedarf es nicht. 
 

§ 9 
Gerichtsstand 

 
Für sämtliche Rechtsverhältnisse aus dieser Schuldverschreibung gilt österreichisches Recht; 
Gerichtsstand ist Graz. 
 

§ 10 
Gläubigerschutz 

 
Der Gläubiger dieser Schuldverschreibung bestätigt, über die wirtschaftliche Situation der Volksbank 
bei der Zeichnung ausreichend informiert worden zu sein. 
 
 
 
 
 
Graz, April 2005 
  

Volksbank Graz-Bruck 
registrierte Genossenschaft 
mit beschränkter Haftung 



Anhang VII. ISIN QOXDB9968534 
 
 

NACHRANGKAPITAL 
BANKSCHULDVERSCHREIBUNGS- 

BEDINGUNGEN 
 

§ 1 
Begebungsvolumen, Stückelung und Sammelverwahrung 

 
1) Die Nachrangkapital-Schuldverschreibung 2006-2018, ISIN QOXDB9968534, der Volksbank 

Graz-Bruck wird ab sofort bis auf weiteres zur öffentlichen Zeichnung aufgelegt. Das 
Emissionsvolumen beträgt bis zu Nominale € 2.000.000,00. 

 
2) Die Nachrangkapital-Schuldverschreibung wird im Nennwert von je € 500,00 begeben und ist 

eingeteilt in bis zu 4.000 Stück á Nominale € 500,00 mit den Nummern 15.301 bis 19.300. 
 
3) Die auf Inhaber lautenden Schuldverschreibungen werden zur Gänze durch eine Sammelurkunde 

vertreten. Ein Anspruch auf Ausfolgung von effektiven Stücken besteht nicht, wohl aber 
Miteigentum an einer Sammelurkunde. Die Sammelurkunde trägt die Unterschrift des Vorstandes 
der Volksbank Graz-Bruck und wird bei dieser im Tresor hinterlegt. 

 
§ 2 

Kapitalform 
 
1) Die Forderungen aus diesen Schuldverschreibungen der Volksbank Graz-Bruck sind 

nachrangiges Kapital im Sinne des § 23 Abs. 8 BWG 1994 (BGB1 532/1993) und des § 2 Abs. 3 
dieser Bedingungen. 

 
2) Für die Begebung dieser Nachrangkapital-Schuldverschreibungen in Form einer Daueremission 

besteht gemäß § 3 Abs. 1 Z 3 Kapitalmarktgesetz keine Prospektpflicht. 
 
3) Nachrangiges Kapital sind jene eingezahlten Eigenmittel, 
 

3.1. die im Falle der Liquidation oder des Konkurses der Volksbank erst nach den Forderungen 
der anderen nicht nachrangigen Gläubiger befriedigt werden können. 
 
3.2. deren Gesamtlaufzeit mindestens 5 Jahre beträgt; ist eine Laufzeit nicht festgelegt oder eine 
Kündigung seitens der Volksbank oder des Gläubigers vorgesehen, beträgt die Kündigungsfrist 
zumindest fünf Jahre; die Volksbank kann ohne Kündigungsverzicht nach einer Laufzeit kündigen, 
wenn sie zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; 
die Frist von fünf Jahren muss ferner nicht eingehalten werden, wenn Schuldverschreibungen 
wegen Änderung der Besteuerung, die zu einer Zusatzzahlung an den Gläubiger führt, vorzeitig 
gekündigt werden und die Volksbank zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher 
Eigenmittelqualität beschafft hat; 
 
3.3. deren Bedingungen keine Klauseln enthalten, wonach die Schuld unter anderen Umständen 
als der Auflösung der Volksbank oder gemäß 3.2. vor dem vereinbarten Rückzahlungstermin 
rückzahlbar ist oder wonach Änderungen des Schuldverhältnisses betreffend die Nachrangigkeit 
möglich sind, 
 
3.4. deren Urkunden über nachrangige Einlagen, deren Schuldverschreibungen oder 
Sammelurkunden sowie deren Zeichnungs- und Kaufaufträge die Bedingungen gemäß 3.1. 
ausdrücklich festhalten (§ 864 a ABGB), 
 
3.5. bei denen die Aufrechnung des Rückerstattungsanspruches gegen Forderungen der 
Volksbank ausgeschlossen ist und für die Verbindlichkeiten keine vertraglichen Sicherheiten durch 
die Volksbank oder durch Dritte gestellt werden und 
 

 



3.6. deren Bezeichnungen im Verkehr mit den Kunden so zu wählen ist, dass jede 
Verwechslungsgefahr mit anderen Einlagen oder Schuldverschreibungen ausgeschlossen ist. 

 
§ 3 

Verzinsung 
 
1) Die Verzinsung der Schuldverschreibungen ist variabel, beginnt am 30.03.2006 und wird einmal 

jährlich am 30.03. erstmals am 30.03.2007, für jede Verzinsungsperiode im Vorhinein festgelegt. 
Die Zinsberechnung erfolgt zu 30 Tagen pro Monat und zu 360 Tagen pro Jahr. 

 
2) Der Zahlungstag entspricht dem jeweiligen Zeichnungstag. Liegt der Zeichnungstag (= 

Zahlungstag) nach Beginn der Verzinsungsperiode per 30.03.2006 bzw. folgender Kupontermine, 
hat der Gläubiger der Volksbank bis dahin angefallene Stückzinsen zusätzlich zum Kaufpreis zu 
bezahlen. 

 
3) Der Nominalzinssatz („Kupon“) wird jährlich, zwei Bankarbeitstage vor Beginn der jeweiligen 

Zinsperiode festgesetzt („Zinsfestsetzungstag“). 
 
4) Der festzusetzende Kupon entspricht dem jeweils am Zinsfestsetzungstag auf der Reuters Seite 

„ISDAFIX2“ in der Spalte „EURIBOR BASIS“ UM 11:00 AM genannten aktuellen 5-Jahres-Satz 
(5Y) für den 5-Jahres-Euro-Mid-Constant Maturity Swap („CMS“)  kaufmännisch gerundet auf 
volle 1/8 %. 

 
5) Der Zinssatz für die erste, bis 30.03.2007 laufende Verzinsungsperiode beträgt 4,125 %. 
 
6) Der sodann für die folgenden jährlichen Zinsperioden ermittelte Zinssatz wird durch 

Schalteraushang in allen Geschäftsstellen der Volksbank verlautbart. 
 
7) Sollte die Veröffentlichung des Indikators aus welchem Grunde immer eingestellt werden, kann 

die Volksbank eine andere, gleichwertige Berechnungsbasis bestimmen. 
 
8) „Bankarbeitstage“ im Sinne dieser Bedingungen sind jene Tage, an denen alle maßgeblichen 

Bereiche des TARGET-Systems betriebsbereit sind. 
 
 
9) Die Volksbank verpflichtet sich, den Inhabern von Schuldverschreibungen jährlich im Nachhinein, 

jeweils am 30.03. j.J., erstmals am 30.03.2007, Zinsen zu bezahlen. 
 

§ 4 
Laufzeit und Tilgung 

 
1) Die Laufzeit der Schuldverschreibungen beträgt 12 Jahre. Sie beginnt am 30.3.2006 und endet 

am 30.3.2018. 
 
2)  Die Tilgung erfolgt vorbehaltlich §2 bei Laufzeitende zum Nennwert. 
 

§ 5 
Verjährung 

 
1) Ansprüche auf Zahlung von fälligen Zinsen verjähren nach drei Jahren. 
 
2) Ansprüche auf Zahlung von Kapital aus gekündigten Schuldverschreibungen verjähren nach 30 

Jahren. 
 

§ 6 
Zahlstellen 

 
1) Zahlstellen sind alle Geschäftsstellen der Volksbank. 
 



2) Die Gutschrift der Zins- und Tilgungszahlungen erfolgt über die jeweilige für den Inhaber der 
Schuldverschreibung depotführende Stelle. 

 
§ 7 

Börseneinführung 
 
Die Zulassung der Schuldverschreibungen zur Notierung und zum Handel an der Wiener Börse kann 
vom Emittenten beantragt werden. 
 

§ 8 
Bekanntmachungen 

 
1) Alle Bekanntmachungen, welche die Volksbank Graz-Bruck Nachrangkapital-Schuldverschreibung 

2006 betreffen, erfolgen durch Schalteraushang in allen Filialen der Volksbank Graz-Bruck. 
 
2) Einer gesonderten Benachrichtigung der einzelnen Gläubiger bedarf es nicht. 
 

§ 9 
Gerichtsstand 

 
Für sämtliche Rechtsverhältnisse aus dieser Schuldverschreibung gilt österreichisches Recht; 
Gerichtsstand ist Graz. 
 

§ 10 
Gläubigerschutz 

 
Der Gläubiger dieser Schuldverschreibung bestätigt, über die wirtschaftliche Situation der Volksbank 
bei der Zeichnung ausreichend informiert worden zu sein. 
 
 
 
 
 
 
 
Graz, März 2006 
  

Volksbank Graz-Bruck 
registrierte Genossenschaft 
mit beschränkter Haftung 



 
Anhang VIII. ISIN QOXDBA003437 
 

NACHRANGKAPITAL 
BANKSCHULDVERSCHREIBUNGS- 

BEDINGUNGEN 
 

§ 1 
Begebungsvolumen, Stückelung und Sammelverwahrung 

 
1) Die Nachrangkapital-Schuldverschreibung 2008-2018, ISIN QOXDBA003437, der Volksbank 

Graz-Bruck wird ab sofort bis auf weiteres zur öffentlichen Zeichnung aufgelegt. Das 
Emissionsvolumen beträgt bis zu Nominale EUR 4.000.000,00. 

 
2) Die Nachrangkapital-Schuldverschreibung wird im Nennwert von je € 500,00 begeben und ist 

eingeteilt in bis zu 8.000 Stück á Nominale € 500,00 mit den Nummern 15.301 bis 27.301. 
 
3) Die auf Inhaber lautenden Schuldverschreibungen werden zur Gänze durch eine Sammelurkunde 

vertreten. Ein Anspruch auf Ausfolgung von effektiven Stücken besteht nicht, wohl aber 
Miteigentum an einer Sammelurkunde. Die Sammelurkunde trägt die Unterschrift des Vorstandes 
der Volksbank Graz-Bruck und wird bei dieser im Tresor hinterlegt. 

 
§ 2 

Kapitalform 
 
1) Die Forderungen aus diesen Schuldverschreibungen der Volksbank Graz-Bruck sind 

nachrangiges Kapital im Sinne des § 23 Abs. 8 BWG 1994 (BGB1 532/1993) und des § 2 Abs. 3 
dieser Bedingungen. 

 
2) Für die Begebung dieser Nachrangkapital-Schuldverschreibungen in Form einer Daueremission 

besteht gemäß § 3 Abs. 1 Z 3 Kapitalmarktgesetz keine Prospektpflicht. 
 
3) Nachrangiges Kapital sind jene eingezahlten Eigenmittel, 
 

3.1. die im Falle der Liquidation oder des Konkurses der Volksbank erst nach den Forderungen 
der anderen nicht nachrangigen Gläubiger befriedigt werden können. 
 
3.2. deren Gesamtlaufzeit mindestens 5 Jahre beträgt; ist eine Laufzeit nicht festgelegt oder eine 
Kündigung seitens der Volksbank oder des Gläubigers vorgesehen, beträgt die Kündigungsfrist 
zumindest fünf Jahre; die Volksbank kann ohne Kündigungsverzicht nach einer Laufzeit kündigen, 
wenn sie zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; 
die Frist von fünf Jahren muss ferner nicht eingehalten werden, wenn Schuldverschreibungen 
wegen Änderung der Besteuerung, die zu einer Zusatzzahlung an den Gläubiger führt, vorzeitig 
gekündigt werden und die Volksbank zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher 
Eigenmittelqualität beschafft hat; 
 
3.3. deren Bedingungen keine Klauseln enthalten, wonach die Schuld unter anderen Umständen 
als der Auflösung der Volksbank oder gemäß 3.2. vor dem vereinbarten Rückzahlungstermin 
rückzahlbar ist oder wonach Änderungen des Schuldverhältnisses betreffend die Nachrangigkeit 
möglich sind, 
 
3.4. deren Urkunden über nachrangige Einlagen, deren Schuldverschreibungen oder 
Sammelurkunden sowie deren Zeichnungs- und Kaufaufträge die Bedingungen gemäß 3.1. 
ausdrücklich festhalten (§ 864 a ABGB), 
 
3.5. bei denen die Aufrechnung des Rückerstattungsanspruches gegen Forderungen der 
Volksbank ausgeschlossen ist und für die Verbindlichkeiten keine vertraglichen Sicherheiten durch 
die Volksbank oder durch Dritte gestellt werden und 
 

 



3.6. deren Bezeichnungen im Verkehr mit den Kunden so zu wählen ist, dass jede 
Verwechslungsgefahr mit anderen Einlagen oder Schuldverschreibungen ausgeschlossen ist. 

 
§ 3 

Verzinsung 
 
1) Die Verzinsung der Schuldverschreibungen beginnt am 25.08.2008 mit 6,5% p.a. fix im 1.Jahr, 

danach variabel und wird zweimal jährlich am 25.02. und am 28.08., erstmals am 25.08.2009, für 
jede Verzinsungsperiode im Vorhinein festgelegt. Die Zinsberechnung erfolgt zu 30 Tagen pro 
Monat und zu 360 Tagen pro Jahr. 

 
2) Der Zahlungstag entspricht dem jeweiligen Zeichnungstag. Liegt der Zeichnungstag (= 

Zahlungstag) nach Beginn der Verzinsungsperiode per 25.08.2008 bzw. folgender Kupontermine, 
hat der Gläubiger der Volksbank bis dahin angefallene Stückzinsen zusätzlich zum Kaufpreis zu 
bezahlen. 

 
3) Der Nominalzinssatz („Kupon“) wird nach 1 Jahr halbjährlich, zwei Bankarbeitstage vor Beginn der 

jeweiligen Zinsperiode festgesetzt („Zinsfestsetzungstag“). 
 
4) Der festzusetzende Kupon entspricht dem jeweils am Zinsfestsetzungstag auf der Reuters Seite 

„ISDAFIX2“ in der Spalte „EURIBOR BASIS“ UM 11:00 AM genannten aktuellen 5-Jahres-Satz 
(5Y) für den 5-Jahres-Euro-Mid-Constant Maturity Swap („CMS“)  zuzüglich 125 Basispunkte, 
kaufmännisch gerundet auf volle 1/8 %, mindestens jedoch 5,00 % p.a.. 

 
5) Der Zinssatz für die ersten beiden, bis 25.08.2009 laufenden Verzinsungsperioden, beträgt 6,5 % 

p.a. 
 
6) Der sodann für die folgenden halbjährlichen Zinsperioden ermittelte Zinssatz ist in allen 

Geschäftsstellen der Volksbank Graz-Bruck einsehbar. 
 
7) Sollte die Veröffentlichung des Indikators aus welchem Grunde immer eingestellt werden, kann 

die Volksbank eine andere, gleichwertige Berechnungsbasis bestimmen. 
 
8) „Bankarbeitstage“ im Sinne dieser Bedingungen sind jene Tage, an denen alle maßgeblichen 

Bereiche des TARGET-Systems betriebsbereit sind. 
 
 
9) Die Volksbank verpflichtet sich, den Inhabern von Schuldverschreibungen halbjährlich im 

Nachhinein, jeweils am 25.02. j.J., und am 25.08. j.J., erstmalig am 25.02.2009 Zinsen zu 
bezahlen. 

 
10)  Sollte für eine Zahlung die Zahlung auf einen Tag fallen, der kein Bankarbeitstag ist, so entsteht 

ein Zahlungsanspruch und es erfolgt die Zahlung erst am darauf folgenden Bankarbeitstag. Die 
Schuldverschreibungsgläubiger haben keinen Anspruch auf Zinsen oder sonstige Beträge im 
Hinblick auf diese verschobene Zahlung. 

 
11)  Die „Bankarbeitstage“ im Sinne dieser Bedingungen sind jene Tage, an denen alle maßgeblichen 

Bereiche des TARGET-Systems betriebsbereit sind. 
 

§ 4 
Laufzeit und Tilgung 

 
1) Die Laufzeit der Schuldverschreibungen beträgt 10 Jahre. Sie beginnt am 25.8.2008 und endet 

am 25.8.2018. 
 
2)  Die Tilgung erfolgt vorbehaltlich §2 bei Laufzeitende zum Nennwert. 
 
 
 
 



§ 5 
Verjährung 

 
1) Ansprüche auf Zahlung von fälligen Zinsen verjähren nach drei Jahren. 
 
2) Ansprüche auf Zahlung von Kapital aus gekündigten Schuldverschreibungen verjähren nach 30 

Jahren. 
 

§ 6 
Zahlstellen 

 
1) Zahlstellen sind alle Geschäftsstellen der Volksbank. 
 
2) Die Gutschrift der Zins- und Tilgungszahlungen erfolgt über die jeweilige für den Inhaber der 

Schuldverschreibung depotführende Stelle. 
 

§ 7 
Börseneinführung 

 
Die Zulassung der Schuldverschreibungen zur Notierung und zum Handel an der Wiener Börse kann 
vom Emittenten beantragt werden. 
 

§ 8 
Bekanntmachungen 

 
1) Alle Bekanntmachungen, welche die Volksbank Graz-Bruck Nachrangkapital-Schuldverschreibung 

2008 betreffen, sind in allen Filialen der Volksbank Graz-Bruck einzusehen. 
 
2) Einer gesonderten Benachrichtigung der einzelnen Gläubiger bedarf es nicht. 
 

§ 9 
Gerichtsstand 

 
Für sämtliche Rechtsverhältnisse aus dieser Schuldverschreibung gilt österreichisches Recht; 
Gerichtsstand ist Graz. 
 

§ 10 
Gläubigerschutz 

 
Der Gläubiger dieser Schuldverschreibung bestätigt, über die wirtschaftliche Situation der Volksbank 
bei der Zeichnung ausreichend informiert worden zu sein. 
 
 
 
 
 
Graz, Juli 2008 
 

Volksbank Graz-Bruck 
registrierte Genossenschaft 
mit beschränkter Haftung 
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